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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo 
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Keine Abschiebungen aus dem Klassenzim-
mer! (Drs. 17/17268) 

Beschlussempfehlung des 
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Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Christine Kamm u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Keine Abschiebungen aus der Schule 
(Drs. 17/17150) 

Beschlussempfehlung des 
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zum GRÜNEN-Dringlichkeitsantrag 17/17150...  10145

Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, 
Harald Güller, Susann Biedefeld u. a. (SPD)
Für eine aktive Rolle des Freistaates beim 
Wohnungsbau - Staatliche Mietwohnungsbau-
gesellschaft gründen (Drs. 17/17149) 

Beschlussempfehlung des Haushaltsausschusses 
(Drs. 17/18442) 

Dr. Herbert Kränzlein (SPD).....  10145 10147 10150
10150 10150

Ernst Weidenbusch (CSU).......  10147 10149 10150
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Beschluss........................................................... 10151

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern I
Bundesweite Erhöhung der Medizinstudien-
plätze (Drs. 17/17368) 

Beschlussempfehlung des 
Wissenschaftsausschusses (Drs. 17/18426) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern II
Einrichtung eines Lehrstuhls für Allgemeinme-
dizin mit adäquater Ausstattung an allen medi-
zinischen Fakultäten der Universitäten 
(Drs. 17/17369) 

Beschlussempfehlung des 
Wissenschaftsausschusses (Drs. 17/18427) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern III
Verstärkte Berücksichtigung des Faches Allge-
meinmedizin im Medizinstudium 
(Drs. 17/17370) 

Beschlussempfehlung des 
Wissenschaftsausschusses (Drs. 17/18428) 
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und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern IV
Förderung von Modellprojekten zur Unterstüt-
zung einer kontinuierlichen Betreuung von Pa-
tientinnen und Patienten durch Medizinstudie-
rende im Rahmen des Medizinstudiums 
(Drs. 17/17371) 

Beschlussempfehlung des 
Wissenschaftsausschusses (Drs. 17/18429) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern V
Verstärkte Integration von Praxisseminaren 
und Planspielen zu Praxisgründung und unter-
nehmerischer Führung einer eigenen Praxis an 
den Institutionen der medizinischen Lehre 
(Drs. 17/17372) 

Beschlussempfehlung des 
Wissenschaftsausschusses (Drs. 17/18430) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern VI
Förderung der Weiterbildungsverbünde für die 
Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinme-
dizin (Drs. 17/17373) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18405) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern VII
Etablierung von Aus- und Weiterbildungskon-
zepten nach dem Vorbild des Leuchtturmpro-
jekts "Ausbildungskonzept Allgemeinmedizin 
Dillingen" (Drs. 17/17374) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18406) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern VIII
Etablierung eines Anreizsystems zur Absolvie-
rung des Praktischen Jahres im ländlichen 
Raum (Drs. 17/17375) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18407) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern IX
Entschlackung und Optimierung der Facharzt-
weiterbildung (Drs. 17/17376) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18408) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern X
Gleiche Vergütungshöhe für Ärztinnen und 
Ärzte in Weiterbildung in Praxen 
(Drs. 17/17377) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18409) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XI
Informationskampagne über die Möglichkeit 
des Quereinstiegs von Fachärztinnen und 
Fachärzten in die Allgemeinmedizin 
(Drs. 17/17378) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18410) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XII
Erleichterung des Einstiegs in die hausärztli-
che Tätigkeit für Fachärztinnen und Fachärzte 
für Innere Medizin (Drs. 17/17379) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18411) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XIII
Vorrangige Vergabe von Medizinstudienplätzen 
an zukünftige Landärztinnen und Landärzte 
(Landarztquote) (Drs. 17/17380) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18412) 
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schuss (Drs. 17/17386) 
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Medizinermangel in Bayern verhindern XX
Fortsetzung der regionalen Anpassung der Be-
darfsplanung durch die Kassenärztliche Verei-
nigung Bayerns (KVB) und die bayerischen 
Krankenkassen (Drs. 17/17387) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18418) 

und
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Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXI
Bericht der Kassenärztlichen Vereinigung Bay-
erns über laufende Maßnahmen zur Sicherstel-
lung der ärztlichen Versorgung und bestehen-
de Hemmnisse (Drs. 17/17388) 

Beschlussempfehlung des 
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Medizinermangel in Bayern verhindern XXII
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ten durch die Kassenärztliche Vereinigung 
Bayerns (KVB) (Drs. 17/17390) 

Beschlussempfehlung des 
Gesundheitsausschusses (Drs. 17/18421) 
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(Beginn: 14.09 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, nachdem die Führung der 
CSU-Fraktion selbstermächtigt vertreten ist,

(Allgemeine Heiterkeit – Volkmar Halbleib (SPD): 
Die Fremdermächtigung hat der Erwin Huber 
noch nie gebraucht! Er genießt es richtig! – Erwin 
Huber (CSU): Einmal noch!)

bitte ich, die Plätze einzunehmen. Ich würde gerne 
beginnen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die 
113. Vollsitzung des Bayerischen Landtags. Presse, 
Funk und Fernsehen sowie Fotografen haben um Auf-
nahmegenehmigung gebeten. Die Genehmigung 
wurde erteilt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie sich 
von Ihren Plätzen zu erheben und eines ehemaligen 
Kollegen zu gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich)

Am 14. Oktober verstarb im Alter von 79 Jahren der 
ehemalige Abgeordnete und Bundesminister a. D. 
Dr. Wolfgang Bötsch. Er gehörte dem Bayerischen 
Landtag von 1974 bis 1976 an und vertrat für die CSU 
den Stimmkreis Würzburg-Stadt. Während seiner Zu-
gehörigkeit zum Bayerischen Landtag war er Mitglied 
im Ausschuss für Geschäftsordnung und Wahlprüfung 
sowie im Ausschuss für Verfassungs-, Rechts- und 
Kommunalfragen. 1976 wechselte er in den Deut-
schen Bundestag, wo er unter anderem als Parlamen-
tarischer Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion sowie als Erster Stellvertretender 
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Ver-
antwortung übernahm. 1993 wurde er schließlich von 
Bundeskanzler Helmut Kohl als Bundesminister für 
Post und Telekommunikation ins Kabinett berufen. In 
dieser Funktion gestaltete er den schwierigen Prozess 
der Privatisierung des Staatsbetriebs Deutsche Bun-
despost, an dessen erfolgreichem Abschluss im Jahr 
1997 die Auflösung des Postministeriums stand.

Neben seinem landes- und bundespolitischen Enga-
gement war Wolfgang Bötsch in den 1970er-Jahren 
als Mitglied des Würzburger Stadtrats auch in der 
Kommunalpolitik aktiv. Wolfgang Bötsch pflegte einen 
pragmatischen und effektiven Politikstil und war auf-
grund seiner großen Sachkompetenz, seines Humors 
und seines verbindlichen Wesens ein geschätzter Ver-
mittler und Verhandlungspartner in schwierigen Situa-
tionen. Für sein herausragendes Wirken wurde er 
unter anderem mit dem Bayerischen Verdienstorden, 
der Verfassungsmedaille in Silber sowie dem Großen 

Verdienstkreuz mit Stern und Schulterband des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland geehrt. 
Der Bayerische Landtag trauert mit den Angehörigen 
und wird dem Verstorbenen ein ehrendes Andenken 
bewahren. – Sie haben sich zum Gedenken an den 
Verstorbenen von Ihren Plätzen erhoben. Ich danke 
Ihnen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, verehrte 
Damen und Herren, ich darf Ihnen mitteilen, dass die 
Kollegin Margarete Bause heute Vormittag vor der 
Landtagspräsidentin zur Niederschrift erklärt hat, mit 
Ablauf des 24. Oktober 2017 auf ihr Landtagsmandat 
zu verzichten. Die Kollegin scheidet damit gemäß Arti-
kel 56 Absatz 2 des Landeswahlgesetzes mit Ablauf 
des 24. Oktober 2017 aus dem Bayerischen Landtag 
aus.

Frau Kollegin Bause ist im Jahr 1986 erstmals in den 
Bayerischen Landtag eingezogen und ist damit den 
Weg der GRÜNEN in der bayerischen Volksvertretung 
von Beginn an mitgegangen. Insgesamt gehörte sie 
dem Bayerischen Landtag 18 Jahre an. Während die-
ser Zeit engagierte sie sich unter anderem im Aus-
schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes, im Aus-
schuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
sowie in der Enquete-Kommission "Integration in Bay-
ern aktiv gestalten und Richtung geben". Darüber hin-
aus hatte sie über insgesamt 16 Jahre hinweg das 
Amt der Fraktionsvorsitzenden inne. Damit ist sie die 
am längsten amtierende Fraktionsvorsitzende im 
Bayerischen Landtag seit 1946.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Ihr vielfältiges politisches und ehrenamtliches Wirken 
wurde im Jahr 2010 mit der Verfassungsmedaille in 
Gold gewürdigt. Ich spreche der Kollegin im Namen 
des gesamten Hauses meinen Dank für ihre parla-
mentarische Arbeit im Bayerischen Landtag aus und 
wünsche ihr für ihre künftigen bundespolitischen Auf-
gaben viel Glück, Erfolg und alles Gute.

(Lang anhaltender allgemeiner Beifall)

Ausnahmsweise gebe ich nun Frau Kollegin Bause 
auf ihren Wunsch Gelegenheit zu einigen Abschieds-
worten.

Margarete Bause (GRÜNE): Herr Präsident, Kolle-
ginnen und Kollegen! Herzlichen Dank für diese Gele-
genheit und herzlichen Dank für Ihren Beifall. Eine 
Woche vor der Bundestagswahl bei der Eröffnung des 
Oktoberfests hat Herr Seehofer zu mir gesagt: Ich 
wünsche Ihnen, dass Sie den Einzug in den Bundes-
tag schaffen. – Nach einer Kunstpause fügte er hinzu: 
Damit ich Sie im Landtag los bin.
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(Heiterkeit bei den GRÜNEN, der SPD und den 
FREIEN WÄHLERN)

Zumindest in dieser Hinsicht hat sich der Wunsch des 
Bayerischen Noch-Ministerpräsidenten in Bezug auf 
das Wahlergebnis erfüllt. Ich bin Bundestagsabgeord-
nete, und heute ist meine letzte Landtagssitzung. 
Heute Vormittag habe ich bei der Frau Präsidentin 
den Verzicht auf mein Landtagsmandat zum 24. Okto-
ber unterschrieben. In genau einer Woche findet in 
Berlin die konstituierende Sitzung des Deutschen 
Bundestages statt. Dann bin ich offiziell Bundestags-
abgeordnete. Im Landtag sind Sie mich dann los.

(Allgemeine Heiterkeit)

Manche freuen sich, manche können ihr Bedauern 
schlecht unterdrücken.

(Allgemeine Heiterkeit)

Wir haben uns in den vergangenen Jahren nichts ge-
schenkt, gerade mit Blick auf die rechte Seite des 
Hauses und auf die Regierungsbank. Ich muss geste-
hen: Es hat mir durchaus Spaß gemacht.

(Allgemeiner Beifall – Jürgen W. Heike (CSU): 
Mir auch!)

Gerade eine absolute Mehrheit braucht eine angriffs-
lustige und scharfe Opposition. Das gehört zur Demo-
kratie.

Ich bin mir allerdings nicht sicher, wie groß jetzt die 
Freude darüber ist, dass wir in Zukunft in Berlin mit-
einander zu tun haben werden, Herr Herrmann.

(Staatsminister Joachim Herrmann: Schaun mer 
mal! – Zuruf von der SPD: Du wirst sie nicht los!)

Aber möglicherweise sorgen Ihre Parteifreunde, Herr 
Seehofer, dafür, dass Ihnen das persönlich erspart 
bleibt.

Noch vor Kurzem hätte es kaum jemand für möglich 
und noch weniger für machbar gehalten – ich, ehrlich 
gesagt, auch nicht. Winfried Kretschmann hat nach 
der Wahl im Hinblick auf ein mögliches Jamaika-
Bündnis gesagt: Wir haben uns nicht gesucht, aber 
jetzt müssen wir uns finden.

Es ist eine Binsenweisheit, dass uns vieles trennt und 
manches sogar unvereinbar ist. Aber die Zeiten 
haben sich verändert, und die politische Situation hat 
sich sowieso auch verändert. Absolute Mehrheiten 
wird es in Zukunft auch in Bayern nicht mehr geben.

(Jürgen W. Heike (CSU): Abwarten!)

Stellen Sie sich schon einmal darauf ein. Auch Zwei-
er-Bündnisse haben in immer weniger Fällen eine 
Mehrheit.

(Erwin Huber (CSU): Das ist politische Polemik, 
aber keine Abschiedsrede!)

Das heißt: Das eingeübte Lagerdenken, Herr Huber, 
hilft nicht weiter. Hingegen helfen ein kühler Kopf, Ver-
antwortungsbewusstsein, Kreativität und ernsthaftes 
sowie hartes Verhandeln. Das werden wir auch tun. 
Damit das gelingen kann, gibt es ein paar Vorausset-
zungen: Erstens. Augenhöhe und gegenseitiger Res-
pekt. Zweitens. Keine Tricks und keine Fouls. Drit-
tens. Offenes Visier statt Schützengraben. Viertens. 
Die Bereitschaft, die Probleme zu lösen und sich nicht 
gegenseitig zu demontieren.

Wenn der Wille zur Zusammenarbeit da ist, können 
auch Bündnisse über Lagergrenzen hinweg erfolg-
reich arbeiten. Das sehen wir in Hessen, und das 
sehen wir in Schleswig-Holstein. Wo der Wille fehlt 
und ein Bündnis von Taktik und Tricks geprägt ist, 
wird es schiefgehen. Sorgen wir dafür, dass wir unse-
rer Verantwortung und dem Wählerauftrag gerecht 
werden. Versuchen wir alles, um österreichische Ver-
hältnisse in Deutschland zu verhindern. Stellen wir 
uns gemeinsam gegen Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus. Suchen wir – –

(Jürgen W. Heike (CSU): Und links!)

– Das ist jetzt wieder der pawlowsche Reflex. Stellen 
wir uns gemeinsam gegen Rechtspopulismus und 
Rechtsextremismus. Suchen wir nach Lösungen für 
die zukünftigen Herausforderungen, nicht nach Sün-
denböcken. Zukunft wird aus Mut gemacht, nicht aus 
Angst und Ängstlichkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Schluss möchte ich mich bedanken. Danke für 
viele gute Gespräche und bereichernde Begegnun-
gen. Danke für Vertrauen und Freundschaften, auch 
über die Fraktions- und Parteigrenzen hinweg. Danke 
für 18 gute, herausfordernde und prägende Jahre im 
Bayerischen Landtag. Es hat Spaß gemacht, und jetzt 
freue ich mich auf die neuen Aufgaben. Servus, pfiat 
eich und reißt‘s eich zamm.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den 
FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Dem ist 
nichts hinzuzufügen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 1 auf:
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Aktuelle Stunde gem. § 65 BayLTGeschO auf 
Vorschlag der SPD-Fraktion
"Wohnungsnot bekämpfen: bezahlbares Wohnen 
für Studierende und Auszubildende!"

Die einzelnen Regeln für die Aktuelle Stunde sind be-
kannt. Vorsorglich erwähne ich noch, dass die frakti-
onslosen Abgeordneten Claudia Stamm, Günther Fel-
binger und Alexander Muthmann jeweils bis zu zwei 
Minuten das Wort ergreifen können.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Die sind eh 
nicht da! – Allgemeine Heiterkeit)

– Danke für den Hinweis. Wenn die allgemeine Freu-
de über die Abwesenheit beendet ist, gebe ich dem 
ersten Redner das Wort. Das ist der Kollege Lotte von 
der SPD. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das 
Wort.

Andreas Lotte (SPD): Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen der CSU! Herr Huber, mit Verlaub, Sie wir-
ken heute etwas indisponiert. Ich persönlich kann 
mich durchaus an die momentanen Mehrheitsverhält-
nisse gewöhnen. Vielleicht ist das ja auch ein Zeichen 
für die Zukunft im Bayerischen Landtag.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen aber nun über das Thema Wohnungspolitik 
sprechen. Wir wollen über die Studierenden spre-
chen. Das Semester hat am 15. Oktober begonnen. 
Wir alle wissen: Es mangelt an bezahlbarem Wohn-
raum. Die Bürgerinnen und Bürger leiden sehr unter 
den hohen Mieten und Preissteigerungen in Bayern. 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das ist aber kein 
Schicksal. Das ist ein hausgemachtes, das ist ein poli-
tisches Problem. Das ist ein Problem durch das Zö-
gern und Zaudern der CSU.

(Beifall bei der SPD)

Besonders betroffen sind die jungen Menschen in un-
serem Land. Das sind die Menschen, die noch nicht 
voll im Berufsleben stehen. Das sind zum Beispiel die 
Auszubildenden und die Studierenden. Sie können 
noch nicht voll verdienen. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Wohnkosten bundesweit in den bayerischen 
Universitätsstädten am höchsten sind. Das sind Städ-
te wie München, Regensburg und Würzburg. Das sind 
allein drei bayerische Städte, die zu den teuersten in 
ganz Deutschland gehören.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die aktuel-
len Zustände spotten wirklich jeder Beschreibung. Die 
Studentenwerke müssen zu Semesterbeginn Notun-
terkünfte einrichten. Studierende bekommen kein 
Zimmer, sondern vier Quadratmeter, die durch eine 

Stellwand abgetrennt sind. Warme Duschen gibt es 
nicht. Für diese Hilfen sind Studierende dankbar. Aber 
was verrät das über unseren Bildungsstandort Bay-
ern?

(Beifall bei der SPD)

– Junge Menschen müssen unter kläglichsten Bedin-
gungen leben, und ein Studieren ist unter diesen Um-
ständen nahezu unmöglich. Gleiches gilt für Auszubil-
dende. Gerade für junge Menschen im 
Auszubildendenalter ist es besonders hart. Manche 
müssen ihre Heimat verlassen, um ihren Traumausbil-
dungsplatz zu bekommen. Manche müssen in eine 
andere Stadt ziehen, um überhaupt einen Ausbil-
dungsplatz zu finden. All diese Bemühungen könnten 
jedoch aufgrund der momentanen Situation auf dem 
Wohnungsmarkt scheitern. Gerade dort, wo es viele 
Unternehmen gibt, sind die Mieten besonders hoch. 
Die Hälfte der Auszubildenden gibt an, von ihrem Ver-
dienst nicht leben zu können. Umso härter trifft es sie, 
wenn sie aus ihrem sozialen Umfeld weg müssen und 
selbstständig in einer oftmals überteuerten Wohnung 
leben müssen. Sie können leider von der Staatsregie-
rung, die für bezahlbaren Wohnraum verantwortlich 
ist, keine Hilfe erwarten.

Die SPD sagt: Ein kluger Kopf braucht ein Dach! Ei-
nerseits ist es kaum zumutbar, dass Studierende mit 
der Wohnungssuche beschäftigt sind, anstatt zu ler-
nen. Wenn sie schließlich eine Wohnung gefunden 
haben, müssen sie immer mehr Zeit für ihren Neben-
job aufbringen. Andererseits stärken wir die Zukunfts-
fähigkeit des Landes, wenn Studierende optimale Be-
dingungen vorfinden und sich auf das Studium 
konzentrieren können. Gleiches gilt für die Auszubil-
denden: Sie sollen zu der am besten geeigneten Aus-
bildungsstelle ziehen und sich die Miete dort leisten 
können. Es muss unsere Aufgabe sein, die jungen 
Menschen in ihrer Entwicklung bestmöglich zu för-
dern. Natürlich ist das eine Frage der sozialen Ge-
rechtigkeit. Eine Ausbildung oder ein Studium setzt 
wirtschaftliche und soziale Sicherheit voraus. Dazu 
gehört eben auch die Möglichkeit, bezahlbar zu woh-
nen. Bildung darf nicht vom Geldbeutel der Eltern ab-
hängig sein.

(Beifall bei der SPD)

Bevor ich auf die Situation der Auszubildenden in 
Bayern eingehe, erlaube ich mir, kurz auf die Förde-
rung für studentisches Wohnen einzugehen. Auf un-
sere Anfragen hin und nach den Veröffentlichungen 
des Deutschen Studentenwerks ergibt sich folgendes 
Bild:

Der Anteil der Studierenden, der in einer vom Frei-
staat geförderten Studentenwohnung unterkommt, 
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sinkt in Bayern seit Jahren kontinuierlich. Das war zu-
mindest in 16 von 23 Hochschulstandorten in Bayern 
der Fall. Bevor mir jetzt wieder eine Kollegin oder ein 
Kollege der CSU-Fraktion widerspricht, weise ich da-
rauf hin: 2012 lag die Quote in Bayern noch bei 
12,2 %. Mittlerweile liegt sie bei 10 %. Gerade in den 
größeren Städten sinkt auch die Anzahl der Wohn-
heimplätze für Studierende. Vergleicht man die 
Jahre 2015 und 2016, stellt man fest, dass es bei-
spielsweise in München 283 Wohnheimplätze weniger 
gibt. In Würzburg sind es 45 Wohnheimplätze weni-
ger. In Erlangen sind es 140 Wohnheimplätze weni-
ger. In Ingolstadt sind es 10 Wohnheimplätze weniger. 
Insgesamt sind in diesem Zeitraum in Bayern saldiert 
gerade einmal 40 neue Wohnheimplätze entstanden,

(Isabell Zacharias (SPD): Doch so viele? – Volk-
mar Halbleib (SPD): Hört, hört!)

und das, obwohl sich im Vergleich zum Vorjahr über 
20.000 Studenten mehr eingeschrieben haben. Die 
Warteliste wird länger und länger. Hier ist der Frei-
staat gefordert.

Wahrscheinlich werden Sie von der CSU-Fraktion 
jetzt gleich berichten, wie Sie die Mittel im Nachtrags-
haushalt erhöht haben. Ich möchte aber klar und 
deutlich sagen: Es sind eben genau die Versäumnisse 
der Staatsregierung in der Vergangenheit, die uns 
überhaupt in diese Lage gebracht haben.

(Beifall bei der SPD)

Die Auswirkungen dieser Politik bekommen die Stu-
dierenden leider heute zu spüren. Wir, die SPD, 
sagen: So geht das nicht! Wir haben ein Konzept er-
stellt, das vorsieht, dass nicht nur mehr gebaut wird, 
sondern dass auch nachhaltig investiert wird. Das 
Konzept sieht vor:

Erstens. Der Fokus soll auf die Förderung von klassi-
schen Studentenwohnheimen gelegt werden. Das 
sind Wohnanlagen mit Gemeinschaftseinrichtungen 
wie Küchen oder Aufenthaltsräumen. Bisher liegt der 
Schwerpunkt auf Einzelappartements. Das aber ver-
teuert das Bauen und erhöht die Mieten. Außerdem 
erhöht sich dadurch die Wahrscheinlichkeit, dass die 
Wohnungen nach Ablauf der Bindung zu deutlich hö-
heren Preisen wiedervermietet werden.

Zweitens. Wir wollen das Gesetz zur Förderung so 
verändern, dass eine vorzeitige Rückzahlung nicht 
automatisch dazu führt, dass die Belegungs- und die 
Mietpreisbindung aufgehoben werden. Diese Geset-
zeslücke wurde in der Vergangenheit immer wieder 
ausgenutzt. Das darf nicht mehr passieren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Drittens. Wir wollen eine Unterbringungsquote von 
15 % für Studierende; derzeit liegt sie bei nur 10 %. 
Ich empfehle der Staatsregierung, sich einmal mit den 
Forderungen des Deutschen Studentenwerks ausei-
nanderzusetzen. Eine Forderung lautet, staatliche Mit-
tel in Höhe von 1,45 Milliarden Euro zur Verfügung zu 
stellen, um den Bau von 25.000 zusätzlichen Wohn-
heimplätzen zu ermöglichen. Rechnet man diese 
Daten auf Bayern herunter, ergibt sich, dass neunmal 
so viel investiert werden müsste wie Sie, Herr Staats-
minister Herrmann, im Wohnungspakt Bayern bisher 
angekündigt haben. Wenn Bayern so weitermacht wie 
bisher, dann brauchen wir 70 Jahre, um diese Forde-
rung des Studentenwerks zu erfüllen.

Ich würde gern noch zum Stand der staatlichen För-
derung von Wohnungen für Auszubildende kommen. 
Man kann es eigentlich kurz machen: Diese gibt es in 
Bayern nicht. Es wäre leicht, etwas darüber zu sagen, 
wo genau der Bedarf an Wohnungen für junge Men-
schen besonders dringlich ist, wenn diese Aspekte 
statistisch erfasst werden würden. Aber selbst diese 
Forderung der SPD lehnt die Staatsregierung vehe-
ment ab. Dabei ist es offensichtlich, dass der Freistaat 
auch insoweit vor großen Herausforderungen steht. 
Untersuchungen zeigen, dass für drei Viertel der Ju-
gendlichen Umzugs- oder Pendelkosten die größte 
Barriere für Mobilität sind. Regelmäßig erzählen mir 
die Betriebe in Bayern, wie wichtig das Thema Wohn-
raum für die Gewinnung von Auszubildenden ist. Hier 
ein spezielles Angebot zu schaffen, das stärkt auch 
die Wirtschaft.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, andere Bundes-
länder zeigen deutlich größeres Interesse, allen voran 
das Land Hamburg. Dort sind mit dem Ziel der Gewin-
nung von Fachkräften Wohnheimplätze für Auszubil-
dende geschaffen worden; in den nächsten Jahren ist 
der Ausbau auf über 1.000 Plätze zu erwarten. Ein 
tolles Programm! Es ist unter Beteiligung der Sozial-
partner – Handelskammer, Handwerkskammer, Unter-
nehmensverbände und Gewerkschaften – aufgelegt 
worden.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt viele weitere Ansätze, zum Beispiel die Schaf-
fung von Wohnangeboten für Jugendliche durch die 
Förderung von Wohngemeinschaften, durch Mietzu-
schüsse oder Bürgschaften für Vermieter. Viele Kom-
munen, unter anderem die Stadt München, engagie-
ren sich bereits entsprechend.

In einer der jüngsten Plenardebatten haben Sie von 
CSU und Staatsregierung bereits klargemacht, dass 
Sie die Auszubildenden bei ihren Fahrtkosten nicht 
unterstützen wollen. Nun bin ich gespannt, ob Sie we-
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nigstens bereit sind, angesichts der enormen Belas-
tungen durch die Wohnkosten aktiv zu werden. Wir 
werden sehen.

Lassen Sie mich zum Schluss Folgendes klarstellen: 
Wir fordern nicht nur größere finanzielle Anstrengun-
gen zur Unterstützung junger Menschen; wir wollen 
auch bessere Konzepte haben. Wir wollen, dass die 
Mittel effizient und zielgerichtet eingesetzt werden. 
Damit fördern wir die Entwicklung der jungen Men-
schen. Das ist sozial. Das fördert übrigens auch die 
bayerische Wirtschaft. Zudem entlasten wir den Woh-
nungsmarkt. Die Ideen sind präsentiert worden. Jetzt 
sind Sie am Zug. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege 
Rotter von der Fraktion der CSU das Wort. Bitte 
schön, Herr Kollege.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Heute steht das wichtige Thema 
Wohnungsbau unter dem besonderen Aspekt von 
Studierenden- und Azubi-Wohnungen auf der Tages-
ordnung. Gern nehmen wir dieses Thema auf, Herr 
Kollege Lotte, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Ich verweise auf eine Schlagzeile der vergangenen 
Woche: "Zahl der Studenten in Bayern steigt auf All-
zeithoch". Mittlerweile gibt es 390.000 Studentinnen 
und Studenten in Bayern, darunter 77.000 Erstsemes-
ter. Wissenschaftsminister Dr. Spaenle hat dies eine 
Herausforderung für den Studienstandort Bayern ge-
nannt. Er hat recht. Diese Herausforderung betrifft na-
türlich auch den Bereich Wohnungen. Wer würde das 
bestreiten wollen?

Der Studentenwohnraumbau ist seit Jahrzehnten ein 
wichtiges Segment der staatlichen Wohnraumförde-
rung, das oft untergeht, insbesondere dann, wenn es 
darum geht, die Summe von 32,5 Millionen Euro zur 
staatlichen Wohnraumförderung dazuzurechnen. Ge-
legentlich fällt unter den Tisch, was wir zum Zwecke 
der Förderung dieses Wohnungsbaus Jahr für Jahr 
zur Verfügung stellen. Diese Mittel können übrigens 
nicht nur die Studentenwerke abrufen; selbstverständ-
lich sind auch die Wohnungswirtschaft und die Kir-
chen aufgerufen, die Fördermittel in Anspruch zu neh-
men und den entsprechenden Wohnraum zu 
schaffen.

Sofern die Azubis mit den Studenten in einen Topf ge-
worfen worden sind, möchte ich darauf hinweisen, 
dass auch die Betriebe gefordert sind. Nur zu jam-
mern, dass ihnen die Azubis fehlen, reicht nicht aus. 

Wenn die Azubis keine bezahlbaren Wohnungen fin-
den, insbesondere nicht im Ballungsraum München, 
dann sollen gefälligst auch die Betriebe dafür sorgen, 
dass entsprechende Wohnungen zur Verfügung ge-
stellt werden.

(Beifall bei der CSU)

Einrichtungen wie das Kolpingwerk stellen übrigens in 
allen wichtigen Städten Wohnheime speziell für Azu-
bis zur Verfügung. Das haben Sie überhaupt nicht er-
wähnt, Herr Kollege Lotte. Sie könnten sich einmal er-
kundigen, wie viele Plätze zur Verfügung stehen. Das 
Engagement dieser Einrichtungen ist aller Ehren wert 
und sollte auch hier erwähnt werden. Nicht immer nur 
nach dem Staat rufen! Auch andere sind gefragt.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, auf den Stu-
dierendenwohnraumbau wird Kollege Brannekämper 
noch gesondert eingehen. Ich möchte darauf hinwei-
sen, dass die Staatsregierung mit dem 4-Jahrespro-
gramm im Rahmen des Wohnungspaktes Bayern ein 
kraftvolles Zeichen gesetzt hat. Mit staatlichen Förder-
mitteln von immerhin 2,6 Milliarden Euro werden 
28.000 neue Wohnungen gebaut. Dieser Erfolg kann 
sich sehen lassen. Das vergangene Jahr, 2016, war 
das erfolgreichste Jahr der staatlichen Wohnraumför-
derung seit Langem. So konnten immerhin 
3.330 Mietwohnungen gefördert werden, was einen 
Zuwachs um 75,5 % gegenüber 2015 bedeutet. Wei-
tere knapp 800 Mietwohnungen sind im Rahmen des 
Kommunalen Wohnraumförderungsprogramms geför-
dert worden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Fakten zeigen 
deutlich, dass Bayern auf einem guten Weg ist. Mit 
mehr als 6,26 Millionen Wohnungen haben wir ein 
neues Allzeithoch an Wohnungen in Bayern erreicht. 
Im ersten Halbjahr 2017 konnten wir rund 
36.000 Baugenehmigungen verzeichnen. Das heißt, 
dass der Bauboom weitergehen wird.

Die Investitionen in die Wohnraumförderung summie-
ren sich dieses Jahr auf fast 620 Millionen Euro, 
wovon knapp 270 Millionen Euro aus originären Lan-
desmitteln stammen. Dieser Wert beinhaltet noch 
nicht das, was über die BayernLabo dazukommt.

Es trifft zu, dass im Jahr 2017 weniger Landesmittel 
als im Vorjahr ausgewiesen werden. Wir werden das 
im Nachtragshaushalt – Sie haben darauf hingewie-
sen, Herr Kollege Lotte – korrigieren.

Im Übrigen wird immer wieder verschwiegen, dass 
2017 in Bayern für die Wohnraumförderung ein-
schließlich des Kommunalen Wohnraumförderungs-
programms und der Studentenwohnraumförderung 
mit 618 Millionen Euro ein Bewilligungsrahmen in 
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einer Höhe zur Verfügung steht wie seit Anfang der 
1990er-Jahre nicht mehr und wie es ihn in keinem an-
deren Land auch nur annähernd gibt.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich gibt es in 
den Ballungsgebieten erhöhten Bedarf. Insbesondere 
Familien haben es immer schwerer, angemessenen 
und bezahlbaren Wohnraum zu finden. Das Thema 
Wohnkostenbelastung entwickelt sich zu einer be-
deutsamen, ja zentralen sozialen Frage.

Wohnen ist zudem ein wichtiger Baustein gelingender 
Integration. Angemessener Wohnraum, ein intaktes 
Wohnumfeld und sozial stabile Bewohnerstrukturen 
wirken integrationsfördernd. Auch aus diesem Grund 
messen wir diesem Thema besondere Bedeutung bei.

Eine Konkurrenzsituation zwischen Zuwanderern und 
sozial schwachen Einheimischen-Haushalten, die 
eine Wohnung suchen, wollen wir auf jeden Fall ver-
meiden. Deshalb ist Bauen das Gebot der Stunde. 
"Bauen, bauen, bauen!" muss die Devise sein. Bei der 
Lösung dieser Aufgabe sind alle Akteure gefordert, 
selbstverständlich der Staat, aber auch die Gemein-
den, die Kirchen und die Wohnungswirtschaft. Aus 
diesem Grund hat die Bayerische Staatsregierung 
den Wohnungspakt Bayern initiiert.

Grundvoraussetzung für die Schaffung dieses so drin-
gend benötigten Wohnraums ist eine ausreichende 
Bereitstellung von Bauflächen. Hier stehen natürlich in 
erster Linie die Städte und Gemeinden im Rahmen 
ihrer kommunalen Planungshoheit in der Verantwor-
tung. Aber auch Bund und Land sind aufgerufen, Bau-
grundstücke kostengünstig zur Verfügung zu stellen. 
Die Aktivierung vorhandenen Baulands ist erste Wahl. 
Um einen genauen Überblick zu erlangen, welche 
Flächenpotenziale im jeweiligen Gemeindegebiet 
überhaupt zur Verfügung stehen, empfehlen wir die 
Einführung eines systematischen Flächenmanage-
ments.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiterer wichtiger 
Aspekt sind bauplanungsrechtliche Erleichterungen, 
die bereits in der letzten Legislaturperiode des Bun-
destages geschaffen worden sind. Ich erinnere daran, 
dass zur erleichterten Neuausweisung von Flächen 
die am 13. Mai 2017 in Kraft getretene Novellierung 
des Baugesetzbuches beiträgt. Wir, die CSU, haben 
uns vehement für Erleichterungen zugunsten des 
Wohnungsbaus eingesetzt. Die Staatsregierung hat 
sich auf Bitten unserer Fraktion bei der Änderung des 
Baugesetzbuchs mit eigenen weiterführenden Vor-
schlägen eingebracht. Damit wurde beispielsweise 
Städten und Gemeinden ein beschleunigtes Verfahren 

zur Einbeziehung von Außenbereichsflächen für den 
Wohnungsbau ermöglicht.

Wichtig ist, dass wir mehr bauen können, und deshalb 
geht es auch um die Baukosten. Trotz erhöhter För-
dermittel, die wir jedes Jahr zur Verfügung stellen, 
werden nicht mehr Wohnungen gebaut, weil die Bau-
kosten stärker gestiegen sind. Deshalb dürfen bauli-
che Standards nicht weiter verschärft werden. Mit der 
Wohnraumförderung haben wir bereits viel erreicht, 
allerdings ist der soziale Wohnungsbau allein kein All-
heilmittel für den stark gestiegenen Bedarf an Wohn-
raum. Der Großteil der benötigten Wohnungen muss 
von privaten Investoren und Wohnungsunternehmen 
gebaut und frei finanziert werden. Damit dieses 
Bauen weiter interessant bleibt oder auch wieder inte-
ressanter wird, müssen wir darauf achten, dass die 
Baukosten nicht weiter steigen. Vor allem die Einfüh-
rung und die Erweiterung neuer energetischer Stan-
dards haben die Baukosten stark in die Höhe getrie-
ben. Niemand bestreitet, dass die Energieeinsparung 
in den Gebäuden ein wichtiger Teil der Energiewende 
und der CO2-Verringerung ist. Allerdings darf sich der 
Neubau von Wohnungen nicht durch neue administra-
tive Forderungen derart verteuern, dass sich die In-
vestitionen nicht mehr rechnen.

(Erwin Huber (CSU): Sehr richtig!)

Ich erinnere daran, dass wir im Plenum wiederholt 
über diese Thema debattiert haben. Unter anderem 
haben wir am 8. März dieses Jahres beschlossen, 
dass jede weitere Verschärfung in der Energieein-
sparverordnung verhindert werden muss, weil sonst 
die Wirtschaftlichkeit des Wohnungsbaus erheblich 
beeinträchtigt würde. Wir haben mit diesem Antrag 
zudem die Staatsregierung gebeten, sich auf Bundes-
ebene dafür einzusetzen, dass die Rahmenbedingun-
gen für den Wohnungsbau deutlich verbessert wer-
den.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bauen darf nicht 
ständig teurer werden. In den vergangenen Jahren ist 
oft trotz mehr Geld weniger gebaut worden. Ich erin-
nere an das Bündnis für bezahlbares Wohnen, das in 
den vergangenen Jahren durchaus gute Vorschläge 
erarbeitet hat. Diese müssen nun umgesetzt werden, 
und zwar in den Gremien des Deutschen Bundestags 
und des Bundesrats, aber auch in den Ländern. Bei 
der Rückführung überzogener Standards sind alle 
Parteien gefordert. Alle Parteien sind gefordert, beim 
Gebäudeenergiegesetz Vernunft walten zu lassen. 
Alle Parteien sind bei der Verbesserung steuerlicher 
Rahmenbedingungen gefordert; denn der Staat allein 
wird den Wohnungsbau nicht schaffen können. Zu 
diesem Thema wird anschließend Wolfgang Fackler 
mehr sagen.
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Ich erwarte eine konstruktive Mitarbeit, auch von der 
SPD, die über den Bundesrat in den nächsten Jahren 
trotz der Oppositionsrolle im Deutschen Bundestag 
mitregieren wird. Weisen Sie Ihre Genossinnen und 
Genossen darauf hin, wirken Sie auf sie ein, damit sie 
entsprechend Ihren Anträgen, dass mehr gebaut wer-
den soll, in den Gremien des Deutschen Bundestags 
und des Bundesrats mitwirken! Dann können wir bay-
ernweit und auch bundesweit den dringend benötigten 
zusätzlichen Wohnraum schaffen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Kollege 
Prof. Piazolo von den FREIEN WÄHLERN das Wort. 
Bitte schön, Herr Kollege.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Fünf Euro pro Tag für vier Quadratmeter 
Wohnraum im Zwölfbettzimmer, Notunterkunft für Stu-
dierende, so steht es heute in der "Süddeutschen Zei-
tung". Das ist aktuell Realität in München. Das ist 
nicht Afrika, das ist nicht woanders, das ist München. 
650 Euro werden für ein Appartement mit 25 Quadrat-
metern verlangt. Diese Anzeige steht am Schwarzen 
Brett in der LMU. Auch das ist Realität in München. 
Eine Besuchergruppe hat mir vorgestern erzählt, man 
bräuchte drei Jobs, um in München eine Wohnung zu 
finanzieren. Ähnlich geht es Auszubildenden und Stu-
dierenden in anderen bayerischen Städten. Das 
haben wir gerade gehört. Die Wohnungssituation für 
Studierende in bayerischen Großstädten ist unterir-
disch.

Gerade haben wir gehört, dass 38.000 offizielle 
Wohnplätze für 390.000 Studierende zur Verfügung 
stehen. Das sind 10 %. Früher waren es einmal 15 %. 
Auch diese Quote ist gefallen. Da hat die Politik ge-
schlafen. Herr Rotter, Sie haben gerade gesagt, Bay-
ern sei auf einem guten Weg. Das kann ich nicht glau-
ben, wenn der Weg von 15 % auf 10 % zurückgeht. 
Wenn Sie so weitermachen wie bisher, sind Sie bald 
bei 5 %, und das ist kein guter Weg. Deshalb fand ich 
diese Bemerkung gegenüber den Studierenden nicht 
angebracht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Als ich in den 1980er-Jahren nach München zum Stu-
dieren gekommen bin, gab es die großen Wohnungen 
für Studierende im Olympiapark und in Freimann ge-
nauso wie heute. Seitdem ist nicht viel dazugekom-
men. Im letzten Jahr haben wir sogar über die Schlie-
ßung einer kirchlichen Einrichtung für Studierende 
gesprochen. Die Studentenwerke, die für die Woh-
nungsversorgung zuständig sind, werden zu mehr als 

80 % privat finanziert. Die Eigeneinnahmen machen 
64 % aus, die Einnahmen von den Studierenden 
17 %. Der Staat trägt nur einen ganz kleinen Teil der 
Kosten.

An die SPD gerichtet muss ich sagen: Ich finde es 
schön, dass dieses Thema hier behandelt wird, aber 
ich halte es für seltsam, dass sich die SPD beim Woh-
nungsbau in den letzten Jahren nicht bewegt hat. Es 
ist doch die Angelegenheit des Bundes, wie ich ein 
Studentenwerk ausstatte und wie viel Geld ich ihm 
gebe. Auch die Stadt München ist dafür verantwort-
lich, Gebiete auszuweisen. Natürlich ist die Stadt 
auch gefordert. Wo ist denn die Stadt tätig geworden, 
wo ist denn München in den letzten Jahren tätig ge-
worden, um den Studierenden Platz zu geben?

(Markus Rinderspacher (SPD): Es geht nicht nur 
um München, es geht auch um Hof, um Rosen-
heim usw.!)

– Natürlich geht es auch um Rosenheim, es geht aber 
auch um Nürnberg. Dort soll eine neue Universität ge-
baut werden, und dort gibt es auch einen Bürgermeis-
ter von Ihrer Partei.

Wir wollen aber die Schuld nicht hin- und herschie-
ben. Es gibt Forderungen. Eine Forderung von uns 
betrifft ein Bundesgesetz, das BAföG. Seit Jahren 
haben wir im BAföG den beinahe gleichen Satz, der 
einheitlich für alle Städte gilt. Er liegt bei ungefähr 
250 Euro. Ist das der Betrag, den ein Student für 
seine Wohnung ausgeben sollte? In München liegt 
der Durchschnitt bei 570 Euro. Da muss doch nach-
gebessert werden. Die Bundesregierung muss aktiv 
werden, um den Studierenden zu helfen, aber das tut 
sie nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das Gleiche gilt auch für das Land, lieber Herr Rotter. 
Sie haben ausgeführt, was für den Wohnungsbau ge-
macht worden ist. Da mag einiges passiert sein, aber 
es ist immer noch zu wenig. Wir merken das in vielen 
Teilen des Landes. Das gilt nicht nur für die Großstäd-
te, sondern das gilt inzwischen auch für Oberfranken, 
für Unterfranken, für die Oberpfalz und andere Regio-
nen. Sie sollten hier in der Aktuellen Stunde über 
Wohnungen für Studierende und Auszubildende 
reden. Dazu habe ich aber nichts gehört. Dafür rei-
chen die jetzigen Programme nicht, Herr Rotter.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Wider-
spruch des Abgeordneten Eberhard Rotter 
(CSU))

Sie haben noch andere Redner. Von Ihrer Fraktion 
reden immerhin fünf Leute. Vielleicht kommt noch 
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einer, der wenigstens ein paar Worte zu den Wohnun-
gen für Studenten sagt. Die Devise "Bauen, bauen, 
bauen!" ist richtig. Zur Finanzierung der Studenten-
werke habe ich etwas gesagt. Für sinnvoll halte ich 
es, eine solche Situation zum Anlass für einen Run-
den Tisch zu nehmen. Auch die Hochschulen müssen 
sich einmal mit den Studierenden zusammensetzen. 
Die wissen, worüber sie reden. Da müssen sich die 
Studentenvertreter, die Studentenwerke und auch die 
Oberbürgermeister zusammensetzen. Dann muss 
man sich das überlegen, was man kurzfristig macht, 
und nicht das, was in den nächsten fünf Jahren pas-
siert.

Jetzt muss gehandelt werden. Jetzt suchen die Stu-
dierenden Wohnraum, und ich habe darauf noch 
keine schlüssigen Antworten gehört, insbesondere 
von der Staatsregierung nicht, die dafür zuständig ist. 
Vielleicht ist ja unter den nächsten vier Rednern die-
ser Aktuellen Stunde noch einer, der wirklich etwas 
sagt, vielleicht sogar der zuständige Staatsminister.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächste hat Frau Kollegin 
Osgyan von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. 
Bitte schön, Frau Kollegin.

Verena Osgyan (GRÜNE): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Wir haben vorhin gehört, dass die 
steigenden Studierendenzahlen eine Herausforderung 
seien. Nun, diese Herausforderung haben wir schon 
seit Jahren. Es ist eine Herausforderung mit Ansage, 
und ich verstehe daher nicht, warum wir jetzt plötzlich 
so überrascht tun, dass die Infrastruktur nicht mithal-
ten kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben eine fast inhaltsgleiche Debatte bereits 
2015 geführt, und seither ist kaum etwas passiert, um 
ausreichend bezahlbaren Wohnraum für Studierende 
zu schaffen. Herr Lotte sagte es vorhin bereits: Ein 
Saldo von 40 neuen Wohnheimplätzen ist wahrlich 
nicht das, was man sich vorstellt, wenn wir doch wis-
sen, dass wir stetig mehr Studierende haben. An an-
derer Stelle klopft sich das Wissenschaftsministerium 
stets auf die Schulter, wenn wir die steigenden Studie-
rendenzahlen betrachten. Das ist auch richtig, aber es 
ist nicht nur eine Chance, sondern auch eine Heraus-
forderung, die wir jedoch seit Langem kennen.

Schauen wir uns die Schlagzeilen zum Semesterstart 
aus den letzten Jahren an. Die "Süddeutsche Zeitung" 
hat gestern getitelt: "Die schwierigste Prüfung zum 
Unistart: eine Wohnung finden". 2016 hieß es: "Mün-
chen für Studenten ein teures Pflaster". Die "Mittel-

bayerische Zeitung" schrieb 2011 und 2013 wort-
gleich: "Der Wohnraum für Studierende wird knapp". 
Ich könnte die Liste beliebig fortsetzen, Kolleginnen 
und Kollegen. Es ist wirklich keine neue Erkenntnis, 
dass wir als Freistaat hier investieren müssen. Nur 
Sie, die CSU-Staatsregierung und CSU-Fraktion, 
scheinen das Problem offensichtlich aussitzen zu wol-
len. Da hilft es auch nicht, viel über Wohnungsbaupo-
litik im Allgemeinen und über Wohnraumförderung zu 
sprechen; denn bei diesem spezifischen Problem, 
Wohnraum für Studierende und Auszubildende zu 
schaffen, wissen wir ganz genau, was nötig ist. Wir 
hätten eigentlich die Instrumente an der Hand, aber 
es scheitert wie immer am Geld.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gerade in Bayern ist der Wohnraummangel bei Stu-
dierenden gravierend, und er ist seit Jahren bekannt. 
Trotz alledem hat sich die Unterbringungsquote in den 
Wohnheimen in den letzten zehn Jahren zum Nachteil 
verändert. Wir haben es bereits gehört: Mittlerweile ist 
sie in fast allen Uni-Städten und Hochschulstandorten 
im einstelligen Bereich angekommen. Wir lagen 2001 
schon einmal bei 15 %. Dort möchten wir auch wieder 
hin. In den vergangenen Jahren gab es hier bereits 
viele Anträge dazu, aber die Staatsregierung hat kei-
nen Weg aufgezeigt, wie wir hier vorankommen.

Die Zahlen zeigen ganz eindeutig, dass der Freistaat 
seine Pflicht zur sozialen Flankierung des Studiums 
insgesamt nicht ernst nimmt. Wenn wir sehen, dass 
die staatlichen Ausgaben für die Studierendenwerke 
in den vergangenen Jahren ebenfalls gesunken sind – 
2005 hatten wir im Haushalt noch 11,45 Millionen 
Euro, jetzt 11,05 Millionen Euro –, die Studierenden-
zahlen sich aber mehr als verdoppelt haben, dann 
kann ich nur fragen: Mit welcher Begründung tun Sie 
das? Mit welcher Begründung kürzen Sie real die so-
ziale Flankierung des Studiums?

Stattdessen möchten Sie die Studierenden dem freien 
Wohnungsmarkt überlassen. Wir wissen, dass in Uni-
Städten wie Nürnberg, Regensburg, Würzburg und 
München in den letzten Jahren die Wohnungsmieten 
um über 30 % angestiegen sind. Dies wird sich sicher 
in den nächsten Jahren nicht verbessern. Eine durch-
schnittliche Studentenbude – dies hat erst vor Kurzem 
eine Studie des DIW angegeben – kostet in München 
im Schnitt 660 Euro. Darunter sind Wohnungen, aber 
auch Neun-Quadratmeter-Zimmer, und auch der ge-
förderte Wohnungsbau ist eingerechnet. Das heißt, 
viele bezahlen noch wesentlich mehr. Das ist bundes-
weit einsame, einsame Spitze! Das wäre doch ein 
Grund, hier zielgenau zu arbeiten.
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Wenn wir überlegen, dass der BAföG-Grundsatz im 
Schnitt inklusive Wohnungspauschale 649 Euro be-
trägt, dann heißt das: BAföG-Empfängerinnen und -
Empfänger können sich in Städten wie München von 
ihrem BAföG nicht einmal die Wohnung leisten. Wir 
sprechen noch gar nicht von der Fahrt zur Uni, von 
Unterrichtsmaterialien, Essen und was alles sonst 
noch dazukommt. Was aber mindestens genauso 
schlimm ist: Auch Durchschnittsverdienerinnen und 
Durchschnittsverdiener können ihren Kindern mittler-
weile kein Studium mehr finanzieren. Wer also keine 
wirklich reichen Eltern hat, kann sich in München das 
Studium unter den aktuellen Voraussetzungen nicht 
leisten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn wir schauen, wohin das Geld für studentisches 
Wohnen fließt, dann stellen wir fest, es wird überwie-
gend in Sanierungen oder auch in Projekte privater 
Träger investiert; aber wir müssen beim Studieren-
denwohnraum zuallererst bedenken: Wer kann für alle 
gleichermaßen eine Infrastruktur schaffen? Wer weiß 
auch um die Nöte der Studierenden und ist am engs-
ten dran? – Das sind die Studierendenwerke. Deshalb 
müssen wir dort im Haushalt ansetzen und endlich die 
Förderung erhöhen.

Man könnte noch ewig darüber sprechen, aber viel-
leicht noch kurz zu den Auszubildenden. Ich habe mir 
diverse Anfragen angeschaut. In der Antwort stand 
dann immer lapidar: Ja, im Bund hat die Arbeitsagen-
tur 2015 die Förderung eingestellt, und es wäre wün-
schenswert, wenn der Bund dort einsteigt. – Wer war 
denn da an der Regierung? Ich kann nur sagen: Ich 
würde mir wünschen, wenn es eine neue Bundesre-
gierung gäbe, dass diese hier einhakt. Wir als 
GRÜNE würden es zumindest tun, wenn wir es dürf-
ten. Schauen wir einmal, was nun herauskommt! Wir 
müssen auch die Wohnraumförderung insgesamt 
stärken; denn es gibt momentan mehr Anträge, als 
ausgezahlt wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lassen Sie uns zusammenfassen: Wir müssen mehr 
Geld investieren, und zwar gezielt für studentisches 
Wohnen und für Auszubildende. Jetzt gibt es die Ge-
legenheit im Nachtragshaushalt. Packen Sie es an!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Als Nächster hat der Kollege 
Fackler von der CSU-Fraktion das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege.

Wolfgang Fackler (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, werte Kolleginnen und Kollegen! Ausreichender 
und bezahlbarer Wohnraum in guter Qualität ist eine 
wichtige Voraussetzung für gutes Leben in Deutsch-
land, selbstverständlich auch für Studenten und Azu-
bis. Die Preise sind uns bekannt. Die Zinsen sind 
niedrig, die Immobilienpreise umso höher.

In der vergangenen Zeit haben wir einen Anstieg bei 
den neu gebauten Wohnungen erreicht – der Kollege 
Rotter hat es, glaube ich, umfassend dargestellt –, 
und wir werden auch weiter konstruktiv an diesem 
Thema arbeiten. Die wirtschaftliche Lage ist gut, der 
Wohnungsbau ist eine Daueraufgabe. Deshalb brau-
chen wir ein starkes Engagement von privaten Inves-
toren, nicht nur den Ruf nach dem Staat. Wir brau-
chen Anreize, vor allem mehr steuerliche, für den 
Wohnungsbau. Dafür setzen wir von der CSU uns seit 
Jahren ein.

Die Einzigen, Herr Kollege Lotte, die bei diesem 
Thema regelmäßig indisponiert sind, sind Ihre Genos-
sinnen und Genossen von der SPD, die beim Thema 
steuerliche Anreize für den Wohnungsbau zögern, 
zaudern und blockieren.

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias 
(SPD))

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
haben beim Wohnungsbau, der mittelbar auch den 
Studentinnen und Studenten zugutekommt, blockiert. 
Eine degressive AfA auf Mietwohnungsbauten genau 
in den Ballungsräumen, die Sie vorhin angesprochen 
haben, nämlich München, Regensburg, Würzburg, die 
haben Sie von der SPD verhindert.

(Beifall bei der CSU – Unruhe bei der SPD)

Nicht nur das haben Sie in Berlin verhindert,

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias (SPD) 
– Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Sie haben auch Steuererleichterungen beim Grund-
stücks- und Bodenverkauf gekippt. Jährlich hätte in 
33.000 Fällen davon Gebrauch gemacht werden kön-
nen. Das wurde von Ihnen, von der SPD, gekippt. Da-
durch hätten wir Bauland gewinnen können.

Beide Regelungen waren bereits in Gesetzentwürfe 
gefasst worden, nur haben Sie das Vorhaben blo-
ckiert. Von Ihnen wurde es abgelehnt – zwei Maßnah-
men, die dazu geführt hätten, dass auch Studenten 
und Azubis an bezahlbare Wohnungen herangekom-
men wären. Wir haben hier wertvolle Zeit verloren – 
und das unter der Federführung einer Bundesbaumi-
nisterin von der SPD! Der Kollege Piazolo von den 
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FREIEN WÄHLERN hat es angesprochen, wo Sie 
hätten ansetzen können: bei den Standards, beim 
Brandschutz, bei steuerlichen Rahmenbedingungen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Reines Ablenkungsma-
növer! – Markus Rinderspacher (SPD): Im staatli-
chen Wohnungsbau!)

Dort haben Sie nichts getan. Sie können sich hier 
nicht herausreden. In einer Zeit, in der der Staat Steu-
ereinnahmen wie noch nie hat, wäre Spielraum für 
Anreize im Steuersystem vorhanden gewesen. Das 
haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, verhindert und nicht zugelassen. Hören Sie auf 
mit Ihrer Stimmungsmache gegen die CSU, und ar-
beiten Sie besser an konstruktiven Lösungen mit!

(Markus Rinderspacher (SPD): Die Stimmungs-
mache innerhalb der CSU ist noch viel schlim-
mer!)

In der Opposition in Berlin wird das sicherlich schwer 
werden für Sie, aber vielleicht können Sie ja dann im 
Bundesrat über Ihren Schatten springen, wenn es um 
sinnvolle Maßnahmen bei diesem Thema geht. Sol-
che sinnvollen Maßnahmen haben wir jetzt auch in 
unserem Regierungsprogramm zusammen mit CDU 
und CSU vorgesehen. Das ist ein ganzes Bündel von 
Maßnahmen, das im Endeffekt Studentinnen und Stu-
denten sowie auch Azubis zugutekommen wird. Wir 
schaffen beispielsweise ein Baukindergeld von 
1.200 Euro im Jahr pro Kind für zehn Jahre.

(Isabell Zacharias (SPD): Oh je, oh je!)

– Nein, nein! Das kommt ihnen zugute. Denken Sie 
nach! Denken Sie an die Freibeträge bei der Grunder-
werbsteuer. Wir machen bei diesem Thema ernst. Wir 
haben nach wie vor einen Hebesatz von 3,5 %, wäh-
rend SPD-regierte Länder regelmäßig viel höhere He-
besätze haben.

(Markus Rinderspacher (SPD): Und damit kom-
men Studierende voran? Das hilft den Studenten 
sehr! Lächerlich!)

Sie reden immer nur von bezahlbarem Wohnraum. 
Wir machen bei diesem Thema ernst. Wir wollen auch 
die Wiedereinführung der degressiven AfA beim Neu-
bau von Mietwohnungen. Das haben Sie bislang blo-
ckiert. Und ich merke, dass Sie das auch weiterhin 
blockieren werden. Wir werden auch über die staats-
eigene Gesellschaft Stadibau für die staatlich Be-
schäftigten weitere Wohnungsangebote schaffen. Das 
kommt mittelbar allen zugute. Seit dem Jahr 2000 
haben wir bereits 2.000 neue Wohnungen gebaut, 
und bis zum Jahr 2020 werden wir noch mal rund 
1.000 weitere Wohnungen auf den Weg bringen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Mit wem?)

Das sind stolze Beträge und stolze Investitionen für 
den Großraum München,

(Zurufe von den GRÜNEN und den FREIEN 
WÄHLERN: Oh je, oh je!)

und wir werden auch bei den Themen Grundsteuer 
und energetische Sanierung einiges auf den Weg 
bringen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Welchen Begriff von 
Stolz haben Sie!)

Es gibt hier noch viel zu tun.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Ende.

Wolfgang Fackler (CSU): Wir von der CSU packen 
es an. Sie können sich gerne daran beteiligen, sofern 
Sie konstruktiv sind.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD, den 
GRÜNEN und den FREIEN WÄHLERN: Oh je, 
oh je! – Zuruf: Heiterkeit im Raum!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Zacharias.

Isabell Zacharias (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) "Heiterkeit im Raum", ich glaube, das wird 
noch besser. – Sehr geehrte Frau Präsidentin, Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe CSU, wenn ihr doch auf 
einem so tollen Weg seid und so regierungsstark seid, 
wieso gibt es dann gerade Notquartiere für Studieren-
de? So toll, so gut seid ihr also nicht auf dem Weg.

(Beifall bei der SPD)

Liebe FREIE WÄHLER, wenn ihr schon die Landes-
hauptstadt München als Paradebeispiel nennt, dann 
guckt bitte mal genau hin: Bayern gibt 2017 87 Millio-
nen Euro für den Wohnungsbau aus.

(Markus Rinderspacher (SPD): Ganz Bayern!)

Die Landeshauptstadt München gibt fast doppelt so 
viel aus.

(Beifall bei der SPD)

Und das ist eine freiwillige Leistung der Landeshaupt-
stadt München.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazo-
lo (FREIE WÄHLER))
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– Das stimmt sehr wohl. Kolleginnen und Kollegen, 
ich bin gerade in genau dieser persönlichen Lage: 
Meine älteste Tochter versucht in Regensburg ihr 
Masterstudium aufzunehmen, findet aber keine Woh-
nung. Seit Monaten sucht sie in Regensburg nach 
einem bezahlbaren WG-Zimmer. Meine mittlere Toch-
ter hat hier in München eine Ausbildung für das Hotel-
fach angefangen. Nach Monaten der Suche hat sie 
mit Müh und Not ein WG-Zimmer gefunden. Kollegin-
nen und Kollegen, in München ist der Wohnungsmarkt 
für Studierende und Auszubildende leer gefegt. – Kol-
leginnen und Kollegen, ich finde, das ist einen Ap-
plaus wert.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten 
Ernst Weidenbusch (CSU))

Kolleginnen und Kollegen, wenn der Minister Spaenle 
doch so begrüßt, dass wir wunderbarerweise 
370.000 Studierende und darunter 77.000 Erstsemes-
ter haben, dann ist das großartig. Wir alle proklamie-
ren die Internationalisierung. Um es hier für alle im 
Raum zu erklären: Internationalisierung bedeutet, 
dass ausländische Studierende nach Bayern kom-
men,

(Zuruf von der CSU: A geh!)

sich hier in Bayern bilden und später in ihre Länder 
zurückkehren, um dort Aufbauhilfe, Demokratisierung 
und Entwicklungshilfe voranzubringen. Ungefähr 10 % 
aller Studierenden sind Ausländer.

Kolleginnen und Kollegen, Hohes Haus, welche 
Chancen ein ausländischer Studierender oder ein 
ausländischer Auszubildender auf dem privaten Woh-
nungsmarkt hat, brauche ich hier nicht auszuführen. 
Ausländische Studierende und ausländische Auszu-
bildende sind darauf angewiesen, dass bezahlbarer 
Wohnraum vorgehalten wird. Das ist unsere Aufgabe 
als Parlament des Freistaats Bayern, die wir wenigs-
tens nachträglich erfüllen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können uns nicht 
einerseits der Internationalisierung rühmen und ande-
rerseits die Studierenden dem privaten Wohnungs-
markt überlassen.

Es ist mir ein Anliegen, und ich hoffe, dass jemand 
von der CSU hier im Raum eine Lösung findet: In mei-
nem Stimmkreis in Freimann, der auch der Stimm-
kreis des Wissenschaftsministers ist, ist mit hoher 
Förderung ein Studentenwohnheim gebaut worden. 
Herr Herrmann, vielleicht kennen Sie den Fall auch. 
Ich habe ja einige Anfragen an Sie gerichtet. Dieses 
Studentenwohnheim in Freimann ist einfach entwid-

met worden. Da hat man sich von den Prämien, die 
man dafür bekommen hat, freigekauft. Jetzt sind die 
49 Studierendenwohnplätze auf dem freien Woh-
nungsmarkt. Das dürfen wir nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Herrmann, ich erwarte von Ihnen, dass Sie hier 
eine gesetzliche Grundlage schaffen, Entwidmungen 
und ein Sich-Freikaufen zu verbieten. Ich habe mehr-
fach auf kommunaler Ebene versucht herauszufinden, 
woran das gelegen hat – offenbar an der Gesetzesla-
ge. Vielleicht können wir beide hier am Rande des 
Plenums diese Gesetzeslücke für das Studenten-
wohnheim in Freimann schließen. Das wäre schön.

(Staatsminister Joachim Herrmann: Am Rande 
des Plenums? So einfach geht das nicht!)

Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich noch 
einen Ausflug zur sozialen Lage der Studierenden 
und Auszubildenden machen. Wir wissen durch bay-
ern- und bundesweite Studien, dass die hohe Abbre-
cherquote bei beiden Gruppen ganz wesentlich auf 
die finanzielle Lage zurückzuführen ist. Diese finan-
zielle Lage hat natürlich etwas mit den Mieten zu tun, 
die jeder junge Mensch jeden Monat zu bezahlen hat. 
Wir müssen schauen, dass die Abbrecherquoten so-
wohl bei den Studierenden als auch bei den Auszubil-
denden gesenkt werden. Dabei können wir vor allem 
durch bezahlbaren Wohnraum helfen.

Kolleginnen und Kollegen, zum Abschluss. Herr Rot-
ter und Herr Fackler und Herr Brannekämper, Sie sind 
Nullinger auf einem guten Weg!

(Robert Brannekämper (CSU): Oh je, das neue 
Niveau der SPD! – Eberhard Rotter (CSU): Un-
verschämtheit! Was soll der Blödsinn?)

2016 gab es nur 40 Studierendenwohnungen mehr 
als 2015. Das ist Fakt. Nur 40 Wohnungen mehr! Das 
müssen Sie einfach einmal zur Kenntnis nehmen. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächster Redner ist der Kollege Brannekämper.

Robert Brannekämper (CSU): Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kollegin Zacha-
rias, mit Ihrem Schlusswort offenbart die Landtags-
SPD wieder einmal, was sie wirklich will. Zugegeben, 
wir besprechen ein ernstes Thema. Aber Ihnen geht 
es nur um politischen Radau und um sonst überhaupt 
nichts.
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(Zuruf von der CSU: Bravo! – Beifall bei der CSU 
– Zuruf von der SPD: Haben Sie eigentlich zuge-
hört, Herr Kollege?)

– Jetzt mal langsam und nicht so aufgeregt. – Wir 
haben mit 390.000 Studierenden einen Höchststand 
erreicht. Es sollte jedem bekannt sein, dass die Infra-
struktur immer nur langsam mitwächst. Zugegebener-
maßen sind die 40 neuen Wohnungen natürlich eine 
geringe Zahl.

(Isabell Zacharias (SPD): Aha! Ja, ja, Herr Kolle-
ge!)

– Natürlich, aber man muss auch wissen, wie diese 
Zahl zustande kommt. Baumaßnahmen haben immer 
einen gewissen Flächenbedarf. Man muss Flächen 
erschließen. Man braucht ein Bebauungsplanverfah-
ren. Das sollte doch jedem Kollegen und jeder Kolle-
gin bekannt sein. In den nächsten Jahren kommt ja ei-
niges.

Beim Münchener Studentenwerk gab es im letzten 
Jahr zwar nur 40 neue Plätze, aber viele neue Plätze 
kommen dazu: im Olympischen Dorf im ersten und 
zweiten Bauabschnitt 200 Plätze, in der Chiemgau-
straße im ersten und zweiten Bauabschnitt von 2018 
bis 2022 400 Plätze, liebe Isabell Zacharias, in der 
Studentenstadt Freimann 75 Plätze. Das klingt wenig. 
Aber dort ist ein komplettes Studentenwohnheim von 
einem privaten Verein übernommen worden, und dort 
waren mehrere Tausend Plätze komplett zu sanieren. 
Das Studentenwerk in München legt seinen Schwer-
punkt momentan auf die Sanierung. Herr Kollege Pia-
zolo: Was in den 1980er-Jahren gebaut wurde, ist 
heute marode. Da aber der Verein nichts getan hat, 
muss das Studentenwerk hier nacharbeiten und diese 
Wohnungen erst einmal herrichten. In der Schwere-
Reiter-Straße haben wir zwischen 2019 und 2021 
180 Plätze zu erwarten, in Landshut in der Bürger-
meister-Zeiler-Straße sind bereits 209 Plätze fertigge-
stellt. Am Campus Garching werden momentan gera-
de 150 Plätze geplant sowie in der Kombinationszone 
in Garching noch einmal 400 bis 500 Plätze. Aber da 
ist man noch nicht so weit.

Wir sehen: Es wird eine Menge getan. Es ist eine 
Menge in der Pipeline. Es ist aber klar, dass noch 
nicht alles fertig ist. Das dauert eben noch. Allein im 
Jahr 2017 hat der Freistaat 47,5 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. Liebe Frau Kollegin Zacharias, das 
bleibt auch so. In den nächsten Jahren werden wir 
dafür round about pro Jahr etwa 50 Millionen Euro 
ausgeben.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das ist schlimm, 
dass es dabei bleibt! Das ist zu wenig!)

– Natürlich muss diese Summe angepasst werden. 
Das ist richtig. Aber lieber Herr Kollege Lotte, als ehe-
maliger Kollege im Münchner Rathaus wissen Sie, 
wie schwierig es ist, im Großraum München geeigne-
te Flächen zu finden. Die Bebauungsplanverfahren 
dauern in München zwei bis drei Jahre. Das sollten 
Sie einmal Ihrer Stadtbaurätin sagen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Wir reden hier 
über Bayern, nicht über München!)

Ich halte es für einen Wahnsinn, dass die Landes-
hauptstadt München eine Prioritätenliste erstellt, die 
500 Wohneinheiten nicht unterschreiten darf, weil sie 
sonst nicht realisiert werden kann. Andernfalls würde 
sie auf Platz 100 der Prioritätenliste landen und damit 
nicht weiterkommen. Das ist auch ein Problem des 
Studentenwerks. Unterhalten Sie sich einmal mit den 
Leuten dort. Sie sagen: Wir bauen immer Einheiten 
von 150 bis 200 Plätzen. In der Landeshauptstadt 
brauchen wir, um die Wohnraumfürsorge überhaupt in 
den Griff zu kriegen, große Pakete. Die kleinen Ein-
heiten bleiben dabei auf der Strecke. Heute steht im 
"Münchner Merkur" der Artikel "‘Wohnen für alle‘ wird 
angepasst": 3.000 Wohnungen wurden versprochen. 
Dann stellt sich heraus, im privaten Bereich gibt es 
keine Nachfrage. Kein Bauträger will das überneh-
men. Das ist ein völliger Flop.

Eines unterscheidet den Freistaat Bayern von der 
Stadt München: Der Freistaat Bayern verspricht nur 
etwas, was er auch umsetzen kann. Die Stadt Mün-
chen macht immer große und blumige Versprechun-
gen, was sie alles bauen will. Am Schluss kommt 
nichts dabei heraus. Das steht heute im "Münchner 
Merkur" auf der Seite 1.

(Andreas Lotte (SPD): Herr Kollege, wir haben in 
Bayern 23 Hochschulstandorte, nicht nur Mün-
chen!)

– Noch ein Satz zu den Hochschulstandorten: Die 
Studentenwerke haben mitgeteilt, dass es in München 
die längsten Wartezeiten mit drei bis vier Semestern 
gibt. An den anderen Standorten sind die Leute froh, 
wenn sie im Sommersemester ihre Zimmer vollbe-
kommen.

(Markus Rinderspacher (SPD): Ach wo!)

– Das war gestern die Aussage des Studentenwerks. 
Im Sommersemester gibt es weniger Studienanfän-
ger.

(Andreas Lotte (SPD): Ingolstadt, Landshut, Ro-
senheim, Würzburg, Regensburg!)

Plenarprotokoll 17/113 v. 17.10.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 10123



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Schluss.

Robert Brannekämper (CSU): Im Sommersemester, 
in dem nur wenige Studiengänge starten, sind die 
Plätze gerade einmal zu knapp 100 % gefüllt. Diese 
Zahl widerspricht dem Drama, das hier gezeichnet 
wurde. Der Freistaat ist auf einem guten Wege. Wir 
werden weiter an diesem Thema arbeiten. Natürlich 
muss noch viel getan werden. Wir befinden uns aber 
auf dem richtigen Weg.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Der nächste Redner ist Herr Staatsminister Herr-
mann.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Attraktivität der bayerischen Hochschulen für 
junge Menschen aus Bayern, aus anderen Bundes-
ländern und aus dem Ausland ist erfreulicherweise 
dank der bekannt hohen Qualität der hiesigen Hoch-
schulen ungebrochen. Das ist auch gut so; denn wir 
brauchen hervorragend ausgebildete Absolventen für 
die Zukunft unseres Landes.

Diese Studierenden brauchen natürlich nicht nur gute 
Hörsäle, Seminarräume und Bibliotheken; sie müssen 
auch wohnen. Der Wohnungsmarkt ist in vielen Hoch-
schulstädten angespannt. Mit dem rapiden Anstieg 
der Studierendenzahlen kann die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum trotz aller Anstrengungen nur 
schwer Schritt halten, wie das vor allem in den letzten 
zwei bis drei Jahren der Fall gewesen ist.

Deshalb hat der Freistaat Bayern für die Schaffung 
von Wohnraum für Studierende ein eigenes Förder-
programm aufgelegt. Dank unserer Förderung gibt es 
in Bayern schon mehr als 37.000 günstige Wohnplät-
ze für Studierende. Die Studentenwerke engagieren 
sich hier sehr stark. Die Wohnplatzquote für Studie-
rende liegt bayernweit derzeit bei rund 10 %. Wir wün-
schen uns, dass diese Quote wieder steigt, dass wir 
also parallel zu dem enormen Wachstum der Studen-
tenzahl einen stärkeren Aufwuchs bei den Wohnheim-
plätzen für Studenten bekommen.

Die Quote liegt auch in der Landeshauptstadt bei über 
10 %. Wir versuchen hier gemeinsam, ein Problem zu 
lösen. Deshalb sollten wir versuchen, uns in der Wort-
wahl nicht zu übernehmen. Der Statistik des Deut-
schen Studentenwerks ist zu entnehmen, dass die 
Quote in Berlin bei 5,3 %, in Bremen bei 6,2 % und in 
Hamburg bei 7,7 % liegt. Ich nehme alle Vorschläge, 
was wir besser machen könnten, gerne entgegen. Sie 
bleiben aber die Beweisführung dafür schuldig, dass 

überall dort, wo sozialdemokratische oder grüne Vor-
schläge umgesetzt werden, alles besser ist. Diesen 
Beweis bleiben Sie in den Ländern, in denen Sie die 
Verantwortung tragen, schuldig. Wir haben nicht vor, 
Ihnen diese Beweisführung im Land Bayern zu er-
möglichen.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, wir möchten, dass mithilfe 
unserer Förderung von den Studentenwerken und an-
deren Investoren noch mehr Wohnraum für unsere 
Studierenden geschaffen wird. Die Staatsregierung 
hat deshalb die Mittel für die Studentenwohnraumför-
derung massiv erhöht. Diese Mittel lagen noch vor ein 
paar Jahren bei 17,5 Millionen Euro pro Jahr. Schon 
im Haushalt 2017/2018 wurden diese Mittel auf 
32,5 Millionen Euro erhöht. Der Haushaltsausschuss 
und der Landtag insgesamt haben es dankenswerter-
weise ermöglicht, dass wir darüber hinaus auf jeweils 
15 Millionen Euro aus der allgemeinen Wohnraumför-
derung zugreifen können. Damit erreichen wir die ge-
rade schon genannten bis zu 47,5 Millionen Euro im 
Jahr.

Sie können es drehen und wenden, wie Sie wollen: 
Sie werden nicht viele Bundesländer finden, die in der 
Relation von Bevölkerungszahl und Studierendenzahl 
nur annähernd so viel Geld für den Studentenwohn-
heimbau zur Verfügung stellen, wie wir das in Bayern 
tun. Wir haben damit im vergangenen Jahr die Entste-
hung von 1.610 neuen Wohnplätzen erreicht. Das ist 
ein Rekordergebnis. Wir ruhen uns aber darauf nicht 
aus. Diese Entwicklung soll fortgesetzt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben vorhin das 
Deutsche Studentenwerk genannt. Sie sollten dann 
aber auch die Pressemitteilung des Deutschen Stu-
dentenwerks vom 10. Mai dieses Jahres lesen, in der 
der Generalsekretär des Deutschen Studentenwerks 
erklärte:

Leuchtendes Vorbild bei der Wohnraumförderung 
ist der Freistaat Bayern mit 32.000 Euro fakti-
schem Zuschuss pro Platz.

(Beifall bei der CSU)

Mit Zuschüssen auf diesem Niveau könnten die 
Studentenwerke auch bei Neubauten sozialver-
trägliche Mieten realisieren, die sich an der 
BAföG-Wohnpauschale von 250 Euro orientieren.

So weit das Deutsche Studentenwerk. Von unseren 
Förderprogrammen könnten sich Länder, die ohnehin 
nur mit zinsgünstigen Darlehen fördern und keine Zu-
schüsse zur Verfügung stellen, eine Scheibe ab-
schneiden. Klar ist, dass ausreichende Bereitstellung 
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von geeigneten Bauflächen die Grundvoraussetzung 
zur Schaffung des so dringend benötigten Wohn-
raums ist. Das Bauland muss aktiv von den Kommu-
nen bereitgestellt werden. Der Freistaat hat hier einen 
zusätzlichen wichtigen Ansatz geschaffen: Wir haben 
an mehreren Hochschulstandorten auf den vorhande-
nen Hochschulcampi Flächen mobilisiert, auf denen 
die Studentenwohnheime wesentlich preisgünstiger 
errichtet werden können, als wenn das Bauland auf 
dem freien Markt erworben werden müsste. Damit 
haben wir in Würzburg begonnen. In Erlangen haben 
wir dieses Modell fortgesetzt. Jetzt geschieht das 
auch in Großhadern. Das ist ein vielversprechender 
Ansatz, den wir auch auf anderen Hochschulcampi in 
Bayern realisieren werden.

Ich möchte hier nicht auf andere Schuldige zeigen. Al-
lerdings war die Frage des Herrn Kollegen 
Prof. Dr. Piazolo, was die Landeshauptstadt München 
und andere Städte für die studentische Wohnraumver-
sorgung tun, nicht ganz falsch. Ich möchte darüber 
gar nicht weiter reden. Sie haben das aber sehr ein-
seitig dargestellt. Die Bayerische Verfassung sagt 
nach wie vor, dass sowohl das Land als auch die 
Kommunen für die Wohnraumversorgung in unserem 
Land die Verantwortung tragen. Es gibt keine Sonder-
regelung, nach der für die Studenten nur das Land zu-
ständig wäre und die Kommunen für sie keine Zustän-
digkeit hätten. Davon steht nichts in der Verfassung 
oder in anderen Rechtsvorschriften. Darauf möchte 
ich nur hinweisen.

Zu der Frage, wo die vielen Grundstücke sind, die die 
Stadt München für den Studentenwohnheimbau aus-
gewiesen hat, kann ich nur Folgendes sagen: Im Mo-
ment steht das Geld dafür zur Verfügung. Sollten wir 
in diesem Jahr noch einen Antrag von einem Studen-
tenwerk bekommen, könnte er noch in diesem Jahr 
bewilligt werden. Meine Damen und Herren, im Mo-
ment fehlt es nicht am Geld. Ich bin gespannt, wann 
der nächste Förderantrag kommen wird. Wir stehen 
mit den Studentenwerken in einem guten Kontakt. 
Einer der wesentlichen Punkte – und den will ich noch 
einmal unterstreichen –, ist aber doch, dass dafür 
Bauland gebraucht wird. Auch das Münchner Studen-
tenwerk, das wirklich tolle Arbeit leistet, kann sich 
Bauland nicht aus den Rippen schneiden. Deshalb ist 
doch die entscheidende Frage, wie viel Bauland zur 
Verfügung steht.

Bei der Förderung von Wohnraum für Auszubildende 
setzen wir uns dafür ein, dass die Fördermöglichkei-
ten nach dem SGB III. weitergeführt werden. Auf Ver-
anlassung der CSU-Fraktion hat das Hohe Haus 
schon vor einem Jahr auf die große Bedeutung dieser 
Förderung hingewiesen. Diese Förderung soll noch 
attraktiver gestaltet werden. Wie bei unserer Förde-

rung für Wohnplätze für Studierende soll es auch hier 
Zuschüsse geben. Herr Staatssekretär Hintersberger 
wird sich im Verwaltungsbeirat der Bundesagentur für 
Arbeit auch hier für eine Verbesserung einsetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier haben wir sehr 
viel Arbeit vor uns. Frau Kollegin Zacharias, erlauben 
Sie mir an dieser Stelle aber eine Anmerkung. Sie 
haben auf Ihre eigenen Kinder hingewiesen, was ich 
sehr gut nachvollziehen kann. Auch meine drei Kinder 
sind schrittweise zu Hause ausgezogen, um zu stu-
dieren. Ich glaube, wir sollten aber mit der Botschaft, 
die wir nach draußen geben, schon ein bisschen vor-
sichtig sein. Ich kann Ihre persönliche Situation nicht 
beurteilen, aber wenn eines meiner Kinder bei mir 
ausziehen will und sich im selben Ort, wo ich wohne, 
ein Zimmer sucht – sei es für die berufliche Ausbil-
dung, für ein Studium oder dergleichen –, dann ist es 
wichtig, dass wir einen funktionierenden Wohnungs-
markt haben. Hier reden wir aber über die staatliche 
Wohnheimförderung. Wir reden, wohlgemerkt, über 
Steuergelder. Ich möchte dazu einladen, an diese 
Dinge etwas differenzierter heranzugehen. Jedenfalls 
wäre ich nicht auf die Idee gekommen, als meine 
Tochter bei mir zu Hause ausgezogen ist, um sich 
selbst zu verwirklichen, weil sie im selben Ort einer 
Ausbildung nachgeht, hier zu erklären, dass der Steu-
erzahler dafür zuständig ist, einen bezahlbaren Wohn-
raum für meine Tochter zu Verfügung zur stellen.

(Beifall bei der CSU)

Ich rate uns allen deshalb: Wir müssen zwar an die-
sen Themen arbeiten und die Dinge weiter voranbrin-
gen. Ich bitte, dies aber mit Maß und Ziel zu tun, 
wenn es um die Frage geht, wer dafür zuständig ist. 
Wir wollen alles dafür tun, dass es mehr kostengünsti-
ge Wohnheimplätze für Studenten und für Auszubil-
dende gibt. Dabei bitte ich Sie alle um Ihre tatkräftige 
Unterstützung. Insgesamt gesehen ist Bayern, so 
meine ich, auf einem guten Weg, aber zweifellos 
haben wir noch eine große Menge Arbeit vor uns.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist 
die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 a auf:
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Gesetzentwurf der Staatsregierung
für ein Bayerisches Teilhabegesetz I (BayTHG I) 
(Drs. 17/18388) 
- Erste Lesung -

Den Gesetzentwurf begründet Frau Staatsministerin 
Müller.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Bayern hat mit seiner Initiative für 
das Bundesteilhabegesetz eine der größten Sozialre-
formen der vergangenen Jahrzehnte angestoßen. 
Das Bundesteilhabegesetz trägt die bayerische Hand-
schrift. Wir haben die Verdoppelung des Arbeitsförde-
rungsgeldes in Werkstätten erreicht, und zwar von 
26 Euro auf 52 Euro. Wir haben die Erhöhung des 
Vermögensschonbetrages im Sozialhilferecht erreicht, 
und zwar von 2.600 Euro auf 5.000 Euro. Außerdem 
ist es ein personenzentriertes Gesetz, das wir genau 
auf den Menschen mit Behinderung abgestimmt 
haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Verhandlun-
gen zum Bundesteilhabegesetz haben wir uns für die 
Verbesserung der Belange von Menschen mit Behin-
derungen eingesetzt, ohne die kommunalen Finanzen 
aus dem Auge zu verlieren. Diesen Weg setzen wir 
jetzt mit den Bayerischen Teilhabegesetzen auf Lan-
desebene konsequent fort. In einem groß angelegten 
Beteiligungsprozess, der von Januar bis April dieses 
Jahres dauerte, haben wir die künftigen Inhalte der 
Bayerischen Teilhabegesetze mit den Verbänden der 
Menschen mit Behinderungen, den Leistungserbrin-
gern und den kommunalen Spitzenverbänden inten-
sivst diskutiert. Dem Leitgedanken der Politik für Men-
schen mit Behinderungen "Nicht ohne uns über uns" 
haben wir so Leben verliehen.

Ein ganz wesentlicher Punkt in den Gesprächen war 
die Forderung aller Beteiligten nach Leistungen aus 
einer Hand. Das ist ein verständliches Anliegen, 
zumal die Abgrenzung von Eingliederungshilfe, Pflege 
und existenzsichernden Leistungen durch das Bun-
desteilhabegesetz und die Reform des Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffes noch komplizierter geworden ist. Sie 
alle kennen aber auch den seit mehr als zehn Jahre 
andauernden erbitterten Streit der kommunalen Spit-
zenverbände um die Zuständigkeiten für eben all 
diese Leistungen. Es ist daher ein großer Verhand-
lungserfolg meines Hauses, dass die Zuständig-
keitsstreitigkeiten beigelegt und eine einvernehmliche 
Lösung gefunden werden konnte. Künftig werden die 
Leistungen der Eingliederungshilfe, der Hilfe zur Pfle-
ge und die gleichzeitig gewährten existenzsichernden 
Leistungen grundsätzlich bei den Bezirken gebündelt. 
Im Gegenzug werden die Bezirke mit dem vorliegen-

den Gesetzentwurf zu einer stärkeren interkommuna-
len Zusammenarbeit verpflichtet. Dies soll den Land-
kreisen und den kreisfreien Städten unter anderem 
auch Erleichterungen im Bereich der Sozialraumpla-
nung bieten. Bei den Kommunen bleiben beispiels-
weise noch existenzsichernde Leistungen per se, 
ebenso in den Landkreisen.

Ich möchte die landesrechtliche Verbesserung beim 
Budget für Arbeit hervorheben. Laut dem Willen der 
Staatsregierung soll das Budget für Arbeit in Bayern 
um 20 % besser ausgestattet werden, als dies vom 
Bund vorgesehen ist. Wir wollen Menschen mit Behin-
derungen damit eine echte Chance auf dem ersten 
Arbeitsmarkt geben. Dazu brauchen wir eine für Ar-
beitgeber attraktivere Finanzierung. Darüber hinaus 
soll das Bayerische Teilhabegesetz die Teilhabe der 
Menschen mit Behinderungen und den Grundsatz 
"Nicht ohne uns über uns" stärken. Die Menschen mit 
Behinderungen sollen künftig unter anderem bei den 
Verhandlungen der Schiedsstelle über Inhalte von 
Leistungsangeboten der Behindertenhilfe mit am 
Tisch sitzen und in der Arbeitsgruppe zur Bedarfser-
mittlung eine starke Stimme bekommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Bayerische Teil-
habegesetz I sollte bis Ende dieses Jahres im Land-
tag verabschiedet werden. Ich bitte Sie daher um Ihre 
Unterstützung für den ersten Gesetzentwurf der 
Staatsregierung zur landesrechtlichen Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes. Ich bitte um Unterstützung 
für das Bayerische Teilhabegesetz I, weil ich glaube, 
die behinderten Menschen warten darauf, dass dieses 
Gesetz so schnell wie möglich in die Realität umge-
setzt wird.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. 
Ich eröffne jetzt die Aussprache und möchte darauf 
hinweisen, dass nach der Geschäftsordnung eine Re-
dezeit von 24 Minuten vereinbart wurde. Als erste 
Rednerin bitte ich Frau Kollegin Deckwerth zum Red-
nerpult.

Ilona Deckwerth (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen hier im Landtag! 
Das Bundesteilhabegesetz ist im Dezember 2016 ver-
abschiedet worden, und zwar auf Initiative von Selbst-
hilfegruppen und Verbänden. Sie haben hier etwas in 
Bewegung gebracht, und auch die SPD hat es auf 
Bundesebene stark unterstützt. Folgerichtig sind wir 
auch hier in Bayern mit unserer Fraktion gerne dabei, 
den Prozess der Umsetzung auf die Länder zu unter-
stützen. Vorneweg darf ich ein Kompliment machen: 
Vieles an diesem Gesetzentwurf zum Bayerischen 
Teilhabegesetz I ist gut gelungen. Sowohl im Geset-
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zestext als auch bei der Entstehung wurde vieles gut 
gemacht, beispielsweise was die umfangreiche Betei-
ligung der Verbände und der Selbsthilfegruppen im 
ersten Halbjahr 2017 anbelangt. In diesem Rahmen 
wurden viele Anregungen und Forderungen aus die-
sen Reihen berücksichtigt. Zuletzt wurden am Wo-
chenende zwei weitere Anregungen eingearbeitet.

Im Bundesteilhabegesetz haben wir einen Paradig-
menwechsel vorgenommen. Nicht die Behinderung ist 
im Blickwinkel, sie ist nicht mehr der Maßstab für die 
Zuwendung, sondern es geht nun ausschließlich 
darum, was ein Mensch mit Behinderung braucht, um 
sein Leben möglichst selbstständig führen zu können 
und um auch an der Gesellschaft teilhaben zu kön-
nen. In diesem Sinne haben wir einen gewaltigen Pa-
radigmenwechsel, der große Anforderungen dahin ge-
hend stellt, dieses Gesetz von Anfang an so gut 
umzusetzen, dass sich die betroffenen Menschen da-
rauf verlassen können; denn sie sind darauf angewie-
sen, dass die Unterstützung gut funktioniert.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle möchte ich allerdings auf einige 
Punkte hinweisen, die wir in dem verbleibenden Pro-
zess noch übernehmen und mit denen wir uns näher 
beschäftigen müssen. Da steht zum einen in der Prä-
ambel: keine finanziellen Mehrbelastungen für die 
Bürgerinnen und Bürger, Leistungsträger und Kosten-
träger, und nur eine geringe finanzielle Mehrbelastung 
des Staatshaushalts soll dabei geschehen. – Aber, 
liebe Kolleginnen und Kollegen: Inklusion ist ein 
Grundrecht. Inklusion muss es uns wert sein, dass wir 
das gelingend umsetzen, dass wir das gut umsetzen.

(Beifall bei der SPD – Horst Arnold (SPD): Das ist 
gute Pflicht!)

Darum kann Teilhabe, wenn sie gelingen soll – wir 
wollen für die Betroffenen Verbesserungen erreichen 
–, nicht ohne zusätzliche finanzielle Ressourcen erfol-
gen.

(Volkmar Halbleib (SPD): So ist es!)

Darüber müssen wir uns im Klaren sein. Sonst ist es 
nur eine halbe Sache.

Außerdem ist in diesem Entwurf die Frage der Assis-
tenzen noch nicht geklärt, jedenfalls noch nicht so, 
dass man vernünftig damit umgehen kann. Es gibt bei 
der Finanzierung von außerschulischen Assistenzen 
keine Klärungen in Bezug auf erforderliche Qualifikati-
onen oder die Entgeltbereiche. Das gilt im Übrigen 
zum großen Teil auch für die schulischen Assisten-
zen. Wir erleben schon seit Jahren, wie Inklusion in 
der Schule zwar beabsichtigt sein mag, aber wie sie 

schlecht umgesetzt wird. Die mangelhafte Umsetzung 
der Inklusion in der Schule basiert auf unzureichender 
personeller Ausstattung, die Inklusion oft verhindert. 
Wir brauchen in der Schule, um bei dem Beispiel zu 
bleiben, mehr qualifizierte Pädagoginnen und Päda-
gogen, die die Kinder in kleinen Gruppen entspre-
chend fördern können; aber das Kultusministerium 
stellt keine ausreichenden Ressourcen bereit und 
spart sich damit letztendlich das Geld. Die Eltern grei-
fen in ihrer Not auf die Möglichkeit zu, über Schulbeg-
leitungen die Unterstützung zu bekommen, damit ihre 
Kinder in der Schule entsprechend gefördert werden. 
Diese schulischen Assistenzen fallen aber in den Be-
reich des Teilhabegesetzes. Deswegen brauchen wir 
hier noch eine ausführliche Debatte. Es bleibt dabei: 
Diese Assistenzen müssen von Anfang an in Bezug 
auf Qualifikation und Entgelt klarer definiert werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme zu einem weiteren Punkt, nämlich den Be-
zirken als allzuständige Träger der Leistungen. Das ist 
von den Verbänden so begrüßt und gewünscht wor-
den. Aber wenn das gelingen soll, dann muss diese 
gewaltige Aufgabe von Anfang an gut gelingen. Das 
heißt, das ist eine Frage der personellen Ausstattung 
und der Umstrukturierung im Bereich der Bezirke. 
Man hat dem Rechnung getragen, dass das eine 
große Aufgabe ist, und in den Entwurf reingeschrie-
ben, dass die Bezirke Aufgaben noch bis zum 
01.03.2018 an die bisherigen Träger delegieren kön-
nen. Aber ich möchte auf Folgendes hinweisen. Ich 
wurde von mehreren Seiten angesprochen und darf 
hier Isabell Zacharias zitieren, die mir gesagt hat, 
dass sie auf Anfragen an die Bezirke hin weder einen 
Vermerk bekommen hat, dass man diese Anfrage 
überhaupt bekommen hat, noch eine Antwort oder 
eine befriedigende Lösung, weil offensichtlich eine 
Überforderungssituation da ist. Das dürfen wir uns 
nicht leisten. Wir müssen die Bezirke so ausstatten, 
dass sie ihre Aufgabe wahrnehmen können.

(Beifall bei der SPD)

Insofern kündige ich hier zwei Änderungsanträge an. 
Es sind zwei weitere Punkte, und zwar einmal zum 
Artikel 66b Absatz 2. Wir möchten einen Änderungs-
antrag zur Erhöhung beim Budget für Arbeit einbrin-
gen. Es ist richtig: Wir haben hier statt 40 % 48 % der 
Referenzgröße eingetragen; aber gleichzeitig steht 
drin, dass die Assistenzleistungen auch aus diesem 
Budget bezahlt werden sollen. Das führt zu einer 
Überforderung des Budgets. Unser Antrag lautet, 
dass die Assistenzleistungen zusätzlich finanziert 
werden müssen.
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Der zweite Änderungsantrag betrifft den Artikel 41e: 
Hier wollen wir, dass die Schiedsstellen durch Mitglie-
der von Werkstatträten und Frauenbeauftragten er-
gänzt werden. Sie sollen nicht nur mitberaten, son-
dern auch mitbestimmen dürfen. Deshalb setzen wir 
uns dafür ein, dass der Prozess der Umsetzung wei-
terhin so konstruktiv verlaufen möge und auch unsere 
Anträge Gehör finden mögen.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Kollegin, 
kommen Sie bitte zum Ende?

Ilona Deckwerth (SPD): Das ist mein letzter Satz. – 
Wir möchten, dass die Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes im Rahmen dieses Bayerischen Teilhabe-
gesetzes I und dann folgend in II gut gelingt, von An-
fang an zum Wohle der betroffenen Menschen mit 
Behinderung.

(Beifall bei der SPD – Volkmar Halbleib (SPD): 
Sehr gute Rede!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächster Redner ist der Kollege Unterländer.

Joachim Unterländer (CSU): Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Zunächst 
einmal möchte ich der Freude Ausdruck verleihen, 
dass wir überhaupt Gelegenheit haben, uns mit die-
sem Thema so auseinanderzusetzen, wie wir dies 
tun, weil es nämlich gelungen ist, mit Inkrafttreten im 
vergangenen Jahr das Bundesteilhabegesetz zu 
schaffen. Das war nicht selbstverständlich, wenn man 
daran denkt, welche Hürden und welche Hindernisse 
da waren, was teilweise von verschiedenen Kosten-
trägern blockiert worden ist und was Beteiligte und 
Betroffene teilweise an Forderungen hatten, die zu-
nächst als schwer realisierbar erschienen sind. Des-
wegen bin ich froh, dass dieses Bundesteilhabege-
setz als Grundlage für das Bayerische Teilhabegesetz 
ein Ausdruck dafür ist, dass anerkannt wird und der 
Verfassungsauftrag umgesetzt wird, dass Menschen 
mit Behinderung in unserer Gesellschaft gleichbe-
rechtigt beteiligt werden, dass ein Nachteilsausgleich 
erfolgt und dass die Zielsetzungen der EU-Behinder-
tenrechtskonvention entsprechend umgesetzt werden.

Meine Damen und Herren, in den vergangenen Jahr-
zehnten gab es in der Eingliederungshilfe zweifellos 
Defizite, was die ganzen Verschiebebahnhöfe anbe-
langt. Die Staatsministerin hat angesprochen, dass 
zwischen Eingliederungshilfe und Pflegekasse und 
zwischen Eingliederungshilfe und kommunalen Kos-
tenträgern Probleme entstanden sind. Deshalb ist die-
ses Bundesteilhabegesetz ein Erfolg. Deshalb ist es 
im Gleichklang mit dem Bundesteilhabegesetz richtig 
und sinnvoll, dass in Bayern in zwei zeitlichen Schrit-
ten das Teilhabegesetz I zum 01.01.2018 und das 

Teilhabegesetz II zum 01.01.2020 realisiert werden 
sollen. Es handelt sich auch – die Frau Kollegin Deck-
werth hat das zu Recht angesprochen – um einen bei-
spielgebenden und beispielhaften Dialogprozess, 
Frau Staatsministerin, den Ihr Haus mit den Verbän-
den, mit den Interesseninitiativen, mit den Selbsthilfe-
gruppen und mit den Kostenträgern durchgeführt hat. 
Es hat in dem Diskussionsprozess niemals einen Zeit-
punkt gegeben, zu dem irgendein Teil der Betroffenen 
nicht ausreichend gewürdigt und berücksichtigt wor-
den ist. Deshalb denke ich, dass wir an dieser Stelle – 
wir kritisieren ja oft genug – dem Sozialministerium 
und Ihnen, Frau Staatsministerin, für diesen Dialog-
prozess von diesem Haus aus ein herzliches Danke-
schön zurufen sollten.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben uns im sozialpolitischen Ausschuss wieder-
holt sowohl mit dem Bundesteilhabegesetz als auch 
mit den Zielsetzungen eines Bayerischen Teilhabege-
setzes auseinandergesetzt, sodass wir hierauf auf-
bauen können. Die Bündelung der Zuständigkeiten für 
die Leistungen der Eingliederungshilfe, die Hilfe zur 
Pflege sowohl ambulant als auch teilstationär sowie 
grundsätzlich die existenzsichernden Leistungen er-
folgt bei den Bezirken. Ich halte das so für ausgespro-
chen gut. Ich denke, dass dort die Kompetenz vorhan-
den ist.

Ich glaube, da wir beim Dank sind, ist es sinnvoll, da-
rauf hinzuweisen, dass die kommunalen Spitzenver-
bände, der Städtetag und der Landkreistag, sich kon-
struktiv in diese Richtung mitbewegt haben. Ich 
begrüße außerordentlich das Ziel der Kooperations-
pflicht der verschiedenen kommunalen Gebietskörper-
schaften in Bezug auf eine sozialraumorientierte 
Wahrnehmung der resultierenden Aufgaben, die ver-
ankert wird. Das ist nämlich die Voraussetzung dafür, 
dass zwar die Zuständigkeit nur bei einem Kostenträ-
ger liegt, aber auch alle anderen, die in der Praxis, im 
Alltag damit zu tun haben, mit eingebunden sind, weil 
sonst die Beteiligung nicht ausreichend erfolgt.

Es ist gut, dass die interdisziplinären Frühförderstel-
len, auf denen in Bayern ein besonderes Augenmerk 
liegt, die Einzelvergütungssysteme weiterführen kön-
nen. Das ist ein ganz wichtiger Fortschritt.

Frau Kollegin Celina hat zwar noch nicht gesprochen, 
aber ich weiß, dass sie kritisieren wird, dass der maxi-
male Zahlbetrag beim Budget für Arbeit zu gering 
ausfällt. Ich glaube aber, dass die 48 % als monatli-
che Bezugsgröße realistisch errechnet worden sind. 
Diese 48 % sind deckungsgleich mit dem Lohnkosten-
zuschuss für Arbeitgeber, der maximal gewährt wird, 
und sie sind deckungsgleich mit der Höhe der Zahlun-
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gen an die Werkstätten. Ich glaube, dass hier der rich-
tige Weg gegangen wird und dieser Weg allgemein, 
von allen Beteiligten, akzeptiert werden kann.

Die Assistenzleistung unterstütze ich nachhaltig wie 
Sie, Frau Kollegin Deckwerth. Wenn sich in der Praxis 
bei der Assistenzleistung ein zusätzlicher Bedarf er-
gibt, muss man sehen, wo man ansetzt. Das muss 
nicht zwangsläufig bei dem maximal gezahlten Betrag 
der Fall sein.

Ich begrüße für meine Fraktion außerordentlich auch, 
dass die Landesarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE 
als Dachverband der Interessenvertretungen der 
Menschen mit Behinderung an der Erarbeitung und 
Beschlussfassung der Rahmenverträge zwischen den 
Trägern der Eingliederungshilfe und den Leistungser-
bringern sowie an den Beratungen der Schiedsstelle 
im Bereich des SGB IX mitwirkt. Die Regelungen zur 
Gestaltung der Schiedsstellen sind übrigens ein gro-
ßes Thema, das uns in der Vergangenheit in der Pra-
xis, im Alltag immer wieder beschäftigt hat. Die 
Schiedsstellenfähigkeit ist sehr wichtig, damit es bei 
Entwicklungen von Vergütungsvereinbarungen keine 
Blockaden mehr gibt, sondern dass wir hier weiter-
kommen. Das ist ganz notwendig; daran gilt es in der 
Praxis weiterzuarbeiten. Wir müssen uns insgesamt 
damit befassen, wie sich der Vollzug des Gesetzes 
entwickelt. Diese Entwicklung müssen wir als Abge-
ordnete des Bayerischen Landtags begleiten.

Dass die Integrationsämter in Zukunft Inklusionsämter 
heißen werden, ist auch ein wichtiges Signal, wie ins-
gesamt dieses Gesetz im Interesse der Menschen mit 
Behinderung ein großer Aufschlag ist, den wir positiv 
begleiten und unterstützen sollten. Meine Fraktion 
wird dies tun.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Schmidt.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind in 
der Ersten Lesung zum Gesetzentwurf für ein Bayeri-
sches Teilhabegesetz. Sie erfolgt nach dem Inkrafttre-
ten des Bundesteilhabegesetzes, das wir FREIE 
WÄHLER sehr kritisch gesehen haben. Vielleicht war 
es der GroKo geschuldet, dass viele soziale Ansätze 
verloren gingen. Vielleicht ist der Gesetzentwurf dem 
Umstand geschuldet, dass viele Besonderheiten Bay-
erns bei der Beratung des Bundesteilhabegesetzes 
verloren gingen.

Wir begrüßen die Art und Weise, wie das Bayerische 
Teilhabegesetz vorbereitet wurde, und die dabei er-
folgte Einbindung der Verbände. Wir freuen uns, dass 

die Leistungen aus einer Hand sein sollen und dass 
unnötige Doppelstrukturen, die es noch oft gibt, abge-
baut werden sollen. Wir freuen uns wie der Landes-
verband Bayern des Caritasverbandes über die Stär-
kung der Selbsthilfeorganisationen, über das 
Wahlrecht der Menschen mit Behinderung zwischen 
einer Werkstatt und anderen Arbeitsanbietern sowie 
über mehr Flexibilität und mehr Arbeitsintegration.

Jetzt kommen aber die Knackpunkte, Stichwort ande-
re Leistungsanbieter. Wir wollen die Qualität beibehal-
ten und stellen uns die Fragen, wie wir Qualitätsstan-
dards setzen und wie wir die Bereithaltung von 
Werkstätten honorieren. Menschen mit Behinderung 
müssen nämlich flexibel sein und sich am Arbeits-
markt austesten können. Der Vorteil ist die künftige 
Kleinteiligkeit. Wir werden von den großen Einheiten 
wegkommen.

Aber es geht garantiert nicht – und das hat uns von 
Anfang an nicht gefallen –, dass es günstiger werden 
soll. Wie kann man denn auf Bundesebene eine Teil-
habe von Menschen mit Behinderung am tagtäglichen 
Leben fordern und erwarten, wenn man zugleich sagt, 
dass es nicht mehr als fünf Milliarden kosten darf? – 
Keiner von uns trägt ein Preisschild, auf dem steht, 
wie viel sein Leben kostet und wie hoch der Aufwand 
dafür ist. Aber hier bekommen Menschen mit Behin-
derung ein solches Preisschild angehängt und einen 
Deckel verpasst. Liebe Kollegin Deckwerth, ich hoffe, 
dass ihr von der SPD als Oppositionspartei in Berlin 
dafür kämpft, dass man an diesem Deckel schrauben 
kann, wie ihr das ursprünglich einmal vorhattet. Wir 
müssen erst prüfen, was das denn ausmachen würde 
und wo das Geld gebraucht wird. Wir schaffen ganz 
neue Strukturen und sicher auch einen Konkurrenz-
kampf zwischen Werkstätten; und wir nehmen viel-
leicht Anbieter vom Markt, die manchen Kampf nicht 
aushalten können. Generell stehen wir FREIE WÄH-
LER aber auch zu unserem bewährten Werkstattsys-
tem.

Es ist ein riesiges sozialpolitisches Vorhaben. Aber 
jetzt kommen unsere nächsten Bedenken. Der Herr 
Josef Mederer sagt, in den Bezirken müssen nach 
diesem neuen Verteilvorhaben wieder die Gemeinden 
und die Landkreise Umlagediskussionen führen und 
betteln gehen. Unsere Kritik am Bundesteilhabege-
setz besagte ja gerade, dass wir in Bayern darin die 
besondere Struktur der bayerischen Bezirke nicht ein-
gearbeitet finden und die Bezirke, die die besten auf 
diesem Gebiet sind, nicht fester einbezogen haben, 
liebe Ilona. Wenn sie jetzt wieder um Leistungen bet-
teln müssen, die wir versprochen haben, und wenn 
die Verantwortung wieder auf Städte und Gemeinden 
zurückfällt, dann haben wir beim Teilhabegesetz 
etwas falsch gemacht. Ich hoffe, dass es nicht so aus-
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geht wie beim Teilblindengeld, bei dem man seit Jah-
ren um jeden Cent betteln muss.

Ich möchte Ihnen noch eines mitgeben. Es ist nicht 
eine Entschädigung für das Leben, sondern Men-
schen mit Behinderung haben es einfach verdient, 
dass sie sich den Mehrkostenaufwand, der für die Be-
treuung und technische Geräte entsteht, genauso 
leisten können und dass sie genauso teilhaben kön-
nen. Sie sollen nicht verarmen, bloß weil sie eine Be-
hinderung haben. Es ist keine Entschädigung, son-
dern die Übernahme eines Lebensmehraufwandes, 
um den wir uns in dieser Gesellschaft kümmern müs-
sen. Ich hoffe auf einen guten Weg.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Joachim, ich 
weiß nicht, ob du Bingo spielst, aber wenn ja, dann 
hättest du jetzt wirklich gewonnen. Ich weiß nicht, ob 
das daran liegt, dass ich so leicht durchschaubar oder 
so klar in meiner Linie bin. Aber wie auch immer, das 
Thema werde ich nachher anbringen.

Ein umfangreiches Gesetzeswerk mit 48 Seiten liegt 
vor. Es ist kompliziert, zumindest für diejenigen, die 
sich bisher mit der Materie nicht befassen mussten. 
Genau deswegen, weil sich das Bayerische Teilhabe-
gesetz eben nicht auf drei Seiten zusammenfassen 
lässt, werden die Details in den Kreisen der Betroffe-
nen und betroffenen Gremien ausführlich diskutiert 
werden. Weil es so kompliziert ist, taugt das Gesetz 
auch nicht für eine emotionale parteipolitische Debat-
te. Ich bin davon überzeugt, dass es hier eine sehr 
lange, detaillierte und intensive sachliche Debatte 
über die einzelnen noch strittigen Punkte, zu denen 
auch dieser gehört, im Fachausschuss geben wird. 
Hoffentlich wird es auch die eine oder andere Nach-
besserung geben, insbesondere bei den Punkten 
Budget für Arbeit, unabhängige Teilhabeberatung und 
Einbeziehung weiterer Akteure in die AG Weiterent-
wicklung der Eingliederungshilfe.

Das Bayerische Teilhabegesetz regelt die Umsetzung 
des Bundesteilhabegesetzes, mit dem eine große so-
zialpolitische Reform in Angriff genommen wurde. 
Damit konnten viele Details für die Betroffenen aber 
nicht zufriedenstellend gelöst werden, was unter an-
derem auch dem Zeitdruck geschuldet war, dieses 
Gesetz noch in der vergangenen Legislaturperiode zu 
verabschieden. Im Nachhinein war allen klar: Hätte 
man auf Bundesebene die Erarbeitung dieses Geset-
zes früher in Angriff genommen und konsequenter 

verfolgt, wäre wohl ein besseres Gesetz herausge-
kommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt ist es aber so, wie es ist, und der Gesetzgeber in 
Bayern wie in den anderen Bundesländern muss bei 
der Umsetzung die Gestaltungsmöglichkeiten nutzen. 
Die Staatsregierung und die Mitarbeiter im Ministeri-
um haben uns dazu relativ zeitnah eine sehr umfang-
reiche Vorlage vorgelegt und die Interessenvertretun-
gen umfangreich beteiligt. Das lief sehr gut. An dieser 
Stelle möchte ich mich auch bei den zuständigen Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen des Ministeriums, zum 
Beispiel bei Frau Sell, dafür bedanken, dass das Ver-
fahren so transparent und nachvollziehbar abgelaufen 
ist.

Wir Oppositionsabgeordnete wurden, anders als ich 
es aus vergangenen Gesetzgebungsverfahren kenne, 
frühzeitig über die vorliegenden Referentenentwürfe 
und über die Gespräche zur Umsetzung des Bundes-
teilhabegesetzes informiert. Das sollte für die Zukunft 
Standard werden; in anderen Bundesländern klappt 
das schließlich auch.

Trotzdem gibt es an verschiedenen Punkten noch 
Nachbesserungsbedarf. Das im BTHG enthaltene 
Budget für Arbeit ist für die Inklusion behinderter Men-
schen in den regulären Arbeitsmarkt grundsätzlich ein 
ganz wichtiger Fortschritt; denn damit können die not-
wendigen Hilfsmittel und Assistenzleistungen für be-
hinderte Arbeitnehmer und ein Minderleistungsaus-
gleich für die Arbeitgeber finanziert werden. Allerdings 
beträgt die Höhe des vom Bund finanzierten Budgets 
für Arbeit maximal 1.190 Euro; das reicht gerade zur 
Refinanzierung des Mindestlohns. Die Länder haben 
die Möglichkeit, dieses Budget für Arbeit aufzusto-
cken. Bayern macht davon Gebrauch, stockt den Be-
trag des Bundes aber lediglich um 8 % bzw. maximal 
238 Euro auf. Mit diesem Zuschuss von gerade ein-
mal 8 % bleibt das Modell für einen nicht unerhebli-
chen Teil der behinderten Menschen unattraktiv. Eine 
deutliche Erhöhung des Budgets für Arbeit durch den 
Freistaat Bayern, was übrigens auch die Behinderten-
beauftragte der Bayerischen Staatsregierung fordert, 
würde diesem wichtigen Argument zur Eingliederung 
von Menschen mit Behinderungen in den Arbeits-
markt Gewicht verleihen und einen Papiertiger zu 
einer erfolgreichen Maßnahme zur Eingliederung von 
Menschen mit Behinderungen machen. Wir fordern 
deshalb eine deutliche Erhöhung des Budgets für Ar-
beit durch den Freistaat.

Im Ausschuss werden wir auch darüber reden müs-
sen, wie eine wirklich unabhängige Teilhabeberatung 
aussehen könnte. Der jetzige Plan, diese Teilhabebe-
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ratung über die von mir hoch geschätzte offene Behin-
dertenarbeit machen zu lassen, ist nicht befriedigend; 
denn wenn die Beratung letztlich über die Verbände 
erfolgt, die gleichzeitig auch die wichtigsten Leis-
tungsanbieter im Bereich der Eingliederungshilfe sind, 
ist die Unabhängigkeit der Beratung nicht quasi auto-
matisch gegeben.

Als letzten Punkt möchte ich noch kurz darauf hinwei-
sen, dass eine einzurichtende Arbeitsgruppe die Kon-
trolle über die weitere Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes ausüben soll. Frau Ministerin, da liegt es 
doch auf der Hand, dass die Landtagsfraktionen ein-
gebunden werden müssten. Die Umsetzung und Wei-
terentwicklung von Gesetzen zu begleiten, ist doch 
unsere ureigene Aufgabe. Auch darüber werden wir in 
den Ausschüssen noch reden müssen und hoffentlich 
konstruktive Lösungen finden.

Ich freue mich schon jetzt auf spannende und sehr 
ausführliche Diskussionen zu diesem Gesetzeswerk.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Die Aussprache ist nun geschlossen. Ich schlage vor, 
den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Arbeit und So-
ziales, Jugend, Familie und Integration als federfüh-
rendem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Ein-
verständnis? – Das ist der Fall. Dann ist dies so 
beschlossen.

Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 2 b auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo 
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
zur Änderung des Bayerischen 
Hochschulgesetzes und des Bayerischen 
Personalvertretungsgesetzes (Drs. 17/18399) 
- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander ver-
bunden. Damit beträgt die Redezeit für die Fraktion 
FREIE WÄHLER 10 Minuten. Ich eröffne zugleich die 
Aussprache und möchte noch die Gesamtredezeit 
von 24 Minuten in Erinnerung bringen. Erster Redner 
ist der Kollege Prof. Dr. Piazolo.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich erinnere mich – es ist ein 
bisschen her – an eine Diskussion in der Hochschule 
für Musik mit den Lehrbeauftragten dort. Ich glaube, 
Kollegin Zacharias war dabei und Frau Osgyan von 
den GRÜNEN. Von der CSU war, glaube ich, niemand 
dabei. Ich glaube, es war eine wissenschaftliche Mit-
arbeiterin dabei. Das zeigt vielleicht – ich will es aber 

nicht überziehen –, wie dort die Situation der Lehr-
beauftragten gesehen wird und wie man sich darum 
kümmert oder nicht kümmert. Ausnahmen bestätigen 
die Regel: Ich erwähne ausdrücklich Oliver Jörg und 
das, was er in Richtung Hochschule für Musik in 
Würzburg auf den Weg gebracht hat.

Was da zum Ausdruck kam, war ein herausragendes 
Engagement der Lehrbeauftragten bei kleinem Ge-
halt, einer minimalen Rente und – das war in jeder 
Wortmeldung zu spüren – mangelnder Wertschätzung 
durch den Freistaat Bayern. Die Situation, die damals 
geschildert wurde, die wir auch im Hochschulaus-
schuss diskutiert haben, ist Beispiel für eine jahrelan-
ge Fehlentwicklung. Die Grundidee, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, hinter den 
Lehrbeauftragten ist die Ergänzung des Lehrprogram-
mes. So ist es gedacht: Lehrbeauftragte sollen das 
Lehrprogramm ergänzen – in Teilbereichen, inhaltlich, 
wo sich die normalen Professoren und der Mittelbau 
vielleicht nicht ganz so gut auskennen, wo man einen 
Spezialisten braucht, in besonderen Lehrsituationen; 
junge Wissenschaftler sollen sich vielleicht auszeich-
nen, vielleicht sollte man auch mal den einen oder an-
deren Emeritierten einladen. Das sind die Ideen.

Wie aber ist die Situation seit vielen Jahren? – Seit 
vielen Jahren werden große Teile der Lehre von Lehr-
beauftragten bestritten, teilweise über 50 %. Seit 2003 
ist die Anzahl der Lehrbeauftragten um mehr als 80 % 
angewachsen, von 6.800 auf 12.400. Immer mehr von 
ihnen verdienen damit ihren Lebensunterhalt.

Ich weiß, dass nachher Herr Goppel zu dem Thema 
reden wird. – Sie waren damals verantwortlich, aber 
damals waren die Zeiten noch ein bisschen anders. 
Ihre beiden Nachfolger haben es versäumt, bei den 
Lehrbeauftragten nachzubessern und eine Entwick-
lung einzuleiten, damit nicht so viel Verantwortung, so 
viel Lehrverantwortung auf den Lehrbeauftragten liegt. 
Über 12.000 Lehrbeauftragte in Bayern, das ist unter 
den Bedingungen – auf die werden wir gleich noch 
eingehen – einfach zu viel.

Das Problem, das wir haben, ist folgendes: auf der 
einen Seite ein hohes Anforderungsprofil, eine hohe 
fachliche Qualifikation, häufig Promotion, vielfach Ha-
bilitation, hohes Engagement, häufig eine 25-jährige 
Ausbildung, große Verantwortung – es geht um die 
Bildung junger Menschen und um die Erziehung. Auf 
der anderen Seite steht eine schwache Gegenleistung 
des Staates: ein geringer Lohn, zum großen Teil weni-
ger als 40 Euro pro Stunde einschließlich Vor- und 
Nachbereitung; da verdienen viele Taxifahrer, Kellner 
usw. mehr, keine soziale Absicherung, keine Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall und ganz geringe Renten, 
für die sie auch noch selber sorgen müssen, und – da 
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kommen wir jetzt ganz intensiv zum Gesetzentwurf – 
keine Mitbestimmung, keine Mitgestaltungsmöglich-
keit in der Hochschule. Davor verschließt die Staats-
regierung in dem reichen Staat Bayern seit Jahren die 
Augen.

Wir haben in unserem Gesetzentwurf nur einen Teil-
aspekt berücksichtigt; aber dabei wird es nicht blei-
ben. Es liegen Anträge der GRÜNEN vor, es liegen 
Anträge von uns vor, und die SPD ist schon aktiv und 
wird etwas tun. Insofern gibt es also genügend.

Jetzt sind wir bei unserem Gesetzentwurf, und uns 
geht es darum, dass der, der in der Hochschulland-
schaft nachhaltig tätig ist, dort auch mitbestimmen 
können soll. Wir sprechen im Gesetz von mindestens 
zwei Jahren und mindestens vier Stunden. Darüber 
kann man diskutieren; das können wir in der Debatte 
tun. Aber unter diesen Umständen sollen die Lehr-
beauftragten wie die wissenschaftlichen Mitarbeiter 
behandelt werden. Das bedeutet eine Aufnahme in 
das Hochschulgesetz und in das Personalvertretungs-
gesetz. Das ist, wie gesagt, nur ein erster Schritt. Es 
wirkt sich nicht auf den Geldbeutel aus, aber es wirkt 
sich auf das Selbstverständnis der Lehrbeauftragten 
aus; denn denjenigen, die sich hier einbringen, wird 
deutlich: Ich bin wichtig für die Hochschule, ich bin ein 
Teil der Hochschule, ich kann mitbestimmen, und ich 
kann auch mitgestalten.

Wir fordern die Staatsregierung auf, unserem Vor-
schlag zuzustimmen und nicht auf die Hochschulauto-
nomie zu verweisen oder zu sagen: An Lehrbeauf-
tragte wird von uns nur vorübergehend gedacht; sie 
springen ein und tragen nur einen kleinen Teil der 
Lehre. Ich glaube – nein, ich bin ganz sicher –, dass 
Lehrbeauftragte – und nicht nur sie – ein ganz ent-
scheidender Teil unserer Hochschullandschaft sind. 
Ich will hier den Mittelbau mit einschließen, aber na-
türlich auch die Studierenden. Wenn wir diejenigen 
nehmen, die angestellt sind – das sind der Mittelbau, 
die wissenschaftlichen Mitarbeiter und die Lehrbeauft-
ragten –, kommt dem Staat die Verantwortung zu, mit 
diesen hochqualifizierten, gut ausgebildeten und wich-
tigen Mitarbeitern auch angemessen umzugehen.

Dieser Vorbildfunktion wird der Staat nicht gerecht. 
Was der Freistaat Bayern mit den Lehrbeauftragten 
und dem Mittelbau macht, könnte sich kein einziger 
Betrieb in Bayern leisten. Es ist – ich sage es ganz 
deutlich – eine Schande, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wie der Staat hier agiert. Wir 
haben heute, gerade auch mit dem BLLV, über das 
Thema "Haltung zählt" und über die Demokratie ge-
sprochen. Auch hier geht es um eine Haltung: Wie 
verhalte ich mich gegenüber denjenigen, die unsere 

Kinder und Jugendlichen ausbilden sollen und dort 
hervorragende Arbeit leisten?

Zum Abschluss sage ich ganz deutlich: Es geht um 
die Achtsamkeit. Wir sollten mit diesen Mitarbeitern 
achtsam umgehen. Wir sollten den Lehrbeauftragten 
die Wertschätzung entgegenbringen, die sie verdie-
nen, und ihnen den Respekt entgegenbringen, den 
sie verdienen. Da ist es am allereinfachsten, sie mit-
bestimmen zu lassen und sie im Bereich der Hoch-
schule mitwirken zu lassen. Das ist der Ansatz, den 
wir mit dem Gesetz gewählt haben.

Wir haben noch das Thema – wir behandeln es im 
Hochschulausschuss –, wie wir diesen Personen, die 
in der dritten Phase ihres Lebens finanziell schlecht 
dastehen, eine Rente sichern können. Es gibt auch 
Anträge von anderen. Wir werden uns des Themas in-
tensiv annehmen. Aber in einem ersten Schritt geht 
es um Mitbestimmung und um Respekt denjenigen 
gegenüber, die hier eine hervorragende Arbeit leisten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, 
Herr Prof. Piazolo. – Nächster Redner ist der Kollege 
Dr. Goppel. Bitte schön, Herr Dr. Goppel.

Dr. Thomas Goppel (CSU): Frau Präsidentin, Hohes 
Haus! Der Gesetzesänderungsantrag, der hier gestellt 
wird, ist die Folge einer langen Diskussion, an der 
viele von uns schon länger beteiligt sind, andere ganz 
kurz. Angefangen hat es 1974 – da war ich gerade in 
den Landtag gekommen – mit der Feststellung: Wir 
wollen Lehrbeauftragte haben, um den ausfallenden 
Unterweisungsanteil im universitären Bereich – Fach-
hochschulen gab es noch gar nicht; das darf man 
nicht vergessen – abzudecken. Wir wollten sicherstel-
len, dass dann, wenn ein Professor geht, jemand im 
Übergang fünf, sechs, zehn Stunden Vorlesungen 
hält, damit das weiter funktioniert. Wir haben den Be-
rufsstand eingeführt und in diesem Zeitrahmen den 
Mittelbau zu großen Teilen abgebaut, durch C2-, C3- 
und C4-Professoren in allen Gehaltsstufen ersetzt. 
Diese Entwicklung haben wir dann plötzlich in andere 
Form gebaut und gesagt: Da sitzt jemand nicht nur, 
um dem sonst drohenden Ausfall von Unterricht, Un-
terweisung und Seminaren zu begegnen, sondern da 
sitzt jemand wirklich im vollen Einsatz. Nicht zuletzt 
müssen – insbesondere bin ich so besonders an dem 
Thema interessiert, weil ich heute die Musik vertreten 
darf – in Fächern wie Musik, Sport und Kunst ganz 
viele von außen mitarbeiten, weil wir einen Lehrstuhl 
im eigentlichen Sinne da nicht vorsehen. Gerade bei 
den drei musischen Fächern ist solcher Einsatz zwin-
gend erforderlich.

10132 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/113 v. 17.10.2017

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000209.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000086.html


Dass die Lehrbeauftragten bisher unterdurchschnitt-
lich bezahlt worden sind, ist mir auch immer schon ein 
Dorn im Auge. Wir haben darüber viel diskutiert. Eine 
bessere Bezahlung war immer mit Verweis auf den 
Haushaltsausschuss und diejenigen, die dort tätig 
sind, nicht möglich. Gegenüber dem Ministerium 
wurde festgestellt: An dieser Stelle werden nur kurz-
fristig eingesetzte Hilfskräfte tätig, und für sie können 
wir die volle Sozialversicherung nicht bezahlen.

Kollege Piazolo, diese Geschichte muss man vorab 
erzählen. Sie waren noch gar nicht auf der Welt, als 
wir das so gemacht haben.

(Lachen bei den FREIEN WÄHLERN)

– Sie wissen, was ich damit meine. Ich wollte leicht 
überziehen. – Herr Kollege Fahn, Sie waren schon 
auf der Welt. Ich wollte nur darauf verweisen, woher 
wir in dieser Frage kommen; dann lässt sich leichter 
beurteilen, wohin wir wollen. Von daher lässt sich 
auch beurteilen, warum Sie mit Ihrem Antrag wahr-
scheinlich Schiffbruch erleiden. Denn Sie beantragen 
etwas, was nicht berücksichtigt, dass wir eine andere 
Grundvorgabe haben, und tun so, als ob wir im Fi-
nanz-Aufwuchs der Lehrbeauftragten nur eine Auf-
besserung bräuchten. Das wird es nicht geben. Es 
wird nicht so sein, dass wir jemanden, der mit zwei 
oder drei Stunden mithilft, den Lehrbetrieb aufrechtzu-
erhalten, in jedem Fall als vollwertig einstellen kön-
nen. Dass wir uns in den Fällen, in denen wirklich je-
mand den Professor ersetzt, mehr einfallen lassen 
müssen, ist aber richtig.

Aber Sie haben ja selbst gesagt: Das ist ein Einstieg. 
Ein Einstieg muss so durchdacht sein wie ein Aus-
stieg. Sonst kommen Sie nicht von dem einen bis zum 
anderen. Das ist hier zu befürchten. Ihr Antrag ist so 
nicht in Ordnung und auch nicht durchdacht. Er ist vor 
allem deswegen nicht durchdacht, weil Sie bei einem 
anderen Ansatz dabei waren, nämlich bei der Frage, 
ob der Universität zusätzliche Aufgaben und zusätzli-
che Zuständigkeiten zugeschrieben werden. Sie 
haben den Hochschulen in der Frage, wie die Lehr-
stühle und die Positionen besetzt werden, volle freie 
Fahrt gegeben. Sie erinnern sich vielleicht, ich war 
der Einzige, der dagegen gestimmt hat. Ich habe aus-
drücklich dagegen gestimmt. Man kann nicht einfach 
Kompetenzen zuweisen, ohne vorher zu klären, wen 
man braucht, wie man bezahlt und wie man das mit-
einander macht, ohne vorher zum Beispiel zu klären, 
wie viele Stellen es werden, und ohne vorher sauber 
darüber zu reden, welche Stellen dann tatsächlich zu-
gewiesen werden. Man kann bei eigener Urheber-
schaft für die Situation nicht nach drei Jahren kom-
men: Ätsch, jetzt muss die CSU dran glauben; denn 
das war etwas, was wir hätten gemeinsam bedenken 

können und was wir stattdessen gemeinsam be-
schlossen haben.

Ich will Ihnen ausdrücklich sagen, dass ich nach wie 
vor der Überzeugung bin, dass wir sehr genau darauf 
achten müssen, welche Lehrbeauftragten wir haben. 
Sie können neue Bezahl- und Beschäftigungsparame-
ter nicht so pauschal handhaben. Eine Menge Hoch-
schulen haben 10 % oder 5 % Lehrbeauftragte. An-
derswo sind es 50 %. Das hängt davon ab, wie die 
einzelne Hochschule in der Frage Geld einplant. Ich 
finde zum Beispiel, dass die Musikhochschule in 
Würzburg mit ihren 50 % Lehrbeauftragten wirklich 
weit überzogen hat. Da sind die Universitäten selbst 
gefordert. Wenn einer Universität vorgegeben wäre, 
sie müsse bei 10 oder 20 Lehrbeauftragten einen 
Lehrstuhl zusätzlich auszuweisen, bedeutet das eine 
Verschlechterung der Geldmitteleinsatzfreiheit, die 
dieser Landtag dann nicht zu verantworten hat. Sie 
muss das auch flexibel diskutieren, bevor neue Leute 
eingestellt und beschafft werden.

Ich bin jedes Mal entsetzt – ich sage das, weil wir uns 
da einig sind –, wenn jemand, der an der Musikhoch-
schule acht Stunden unterweist, mit 20 Euro pro Stun-
de abgefunden wird, weil er Einzelunterricht erteilt. 
Das ist bei einer wissenschaftlichen Arbeit vergleich-
bar der Akzeptanz des Mindestlohns; das muss man 
ganz realistisch zugeben. Dass an dieser Stelle nicht 
sauber gehandelt wird, bestreiten auch wir nicht.

Die Lehrbeauftragten werden also zu Teilen falsch 
eingesetzt – sie gehören dort gar nicht hin –, weil sie 
Professoren ersetzen müssen, die nicht eingestellt 
werden, aber eigentlich dazu dienen, eine größere 
Bandbreite im Angebot zu haben. Der Wunsch nach 
einer sauberen und seriösen Versorgung der jeweili-
gen Fachbereiche kommt dann doch zu kurz.

Ausdrücklich möchte ich festhalten: Es wird notwen-
dig werden, sich insgesamt darauf zu einigen, dass 
Lehrbeauftragte dort, wo sie eine eigenständige Auf-
gabe in einer Größenordnung und in einem Umfang, 
die von der Fachrichtung her sinnvoll sind, wahrneh-
men, dementsprechend bezahlt werden. Das wird 
eine große Diskussion. Am Ende sollte eine Lösung 
stehen, die wir als Partei nicht isoliert verabschieden 
und einbringen, sondern es sollte sich um einen par-
teiübergreifenden und gemeinsam gefundenen Lö-
sungsansatz handeln. Ich spreche bewusst nicht von 
einem Kompromiss, sondern von einem Lösungsan-
satz. Wir müssen miteinander diskutieren, wie wir mit 
den wirklich kritischen Fragen umgehen.

Ich möchte ebenso deutlich sagen: Dass meine Kolle-
gen Nachfolger angeblich untätig waren, stimmt nicht. 
Man hat einen Beschluss gefasst und nicht bedacht, 
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was daraus wird. Dafür gibt es den alten Lateiner-
Satz: … et respice finem, so endet er. – Dieser Satz 
gilt auch für unser heutiges Thema.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazo-
lo (FREIE WÄHLER))

– Ihr habt es im Beschluss nicht bedacht. Ich habe es 
von Anfang an realisiert und habe es aus dem Minis-
terium hierher schon mitgebracht. Es hat damals ge-
heißen: Das stimmt nicht, und ich solle mich zurück-
halten. – Das waren allerdings eher meine Kollegen; 
das will ich ausdrücklich zugestehen.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazo-
lo (FREIE WÄHLER))

– Nein, eher. Sie haben gar nichts gesagt; denn Sie 
haben nicht gewusst, dass das so ist.

(Zuruf des Abgeordneten Prof. Dr. Michael Piazo-
lo (FREIE WÄHLER))

– Das halte ich Ihnen ja zugute, bitte nicht alles gleich 
als Überfall und als Angriff betrachten.

Herr Kollege Fahn, wenn Sie die Brille aufsetzen, er-
kennen Sie mich scharf.

(Margit Wild (SPD): Was soll das jetzt?)

Unter diesen Vorgaben will ich Ihnen ausdrücklich 
sagen: Wir brauchen eine entsprechende Verände-
rung des Zustandes. Dann werden wir zusammenar-
beiten können. Dem steht nichts entgegen, dass Sie 
die Diskussion beginnen. Wir werden diese Diskus-
sion intensiv miteinander zu führen haben, aber nicht 
auf Ihrer Basis: Erst mal Sozialabgaben zahlen, erst 
mal jemandem ein Mitspracherecht geben, erst mal 
damit loslegen, auch wenn wir nicht wissen, wie sich 
das künftige Personal in Summe zusammensetzt. 
Dieses "Erst mal schauen, was es am Ende kosten 
könnte" kann derjenige, der für den Haushalt verant-
wortlich zeichnet, nicht unterschreiben.

Deshalb werden wir den vorliegenden Antrag auf 
jeden Fall ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Dr. Goppel. – Die nächste Rednerin ist die Kolle-
gin Zacharias. Bitte schön.

Isabell Zacharias (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, Hohes Haus! Prekariat Lehrbeauftragte – nen-
nen wir das Kind doch einmal beim Namen. Herr 
Goppel, Sie haben das eben so schön ausgeführt und 

von 1974 gesprochen. Da war ich zwar schon gebo-
ren, aber noch sehr lütt, wie man in meiner Herkunfts-
sprache sagen würde, also klein und unwissend. In 
den Siebzigerjahren haben Sie also schon festge-
stellt: Wir brauchen Frauen und Männer an Universi-
täten, die den Professorinnen und Professoren zuar-
beiten, sie also in Teilen unterstützen.

Die Idee war richtig, hierfür Frauen und Männer he-
ranzuziehen, die übrigens höchst qualifiziert sind. Die-
ser Idee folgen wir bis heute, und sie ist immer noch 
richtig. Nur hat die Sache einen Haken: Lieber Kolle-
ge Piazolo, die SPD-Landtagsfraktion hat schon so 
viele Anträge zur Situation des Prekariats und zum 
Skandal der Lehrbeauftragten in Bayern eingebracht, 
dass ich eigentlich das Thema gar nicht mehr hören 
kann. Aber es geht um Menschen, um Frauen und 
Männer, die von dieser Tätigkeit nicht einmal leben 
können. Ich will schon feststellen, dass sich von 2003 
bis zu diesem oder bis zum letzten Jahr die Summe 
der Lehrbeauftragten, die in prekären Verhältnissen 
leben, von 6.500 auf ungefähr 12.400 erhöht hat. Sie 
erteilen nur zwei oder vier Semesterwochenstunden, 
zum Teil aber auch deutlich mehr Unterricht, und sie 
müssen vor allem von ihrem Job leben; denn es han-
delt sich um keinen planbaren Job, der von 8 Uhr bis 
12 Uhr ausgeübt wird.

Herr Kollege Jörg, wir wissen aus der Anhörung – da 
warst du dabei –, dass uns Lehrbeauftragte bestätigt 
haben, dass es sehr wohl Frauen und Männer gebe, 
die von dem Job lebten.

(Zuruf des Abgeordneten Oliver Jörg (CSU))

Sie arbeiten eben nicht von 8 Uhr bis 12 Uhr, sondern 
erteilen hier und dort mal eine Stunde sowie am 
Nachmittag von 17 bis 18 Uhr noch eine Stunde. Sie 
bekommen übrigens immer noch keine Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall, kein Weihnachtsgeld, kein Ur-
laubsgeld und kein Geld, wenn die Stunde nicht zu-
stande kommt.

Nehmen wir einmal an: Eine Pianistin soll die Stunde 
von 11 bis 12 Uhr halten, und der Studierende kommt 
nicht – aus welchen Gründen auch immer. Der oder 
die Lehrbeauftragte bekommt das Geld nicht ausbe-
zahlt, weil die Stunde ausgefallen ist. Das müssen wir 
uns einmal vorstellen! Bekommt man in der freien 
Wirtschaft oder im normalen Arbeitsleben die Stunde 
nur deshalb nicht bezahlt, weil das Gegenüber nicht 
gekommen ist? Da möchte ich sehen, wie der Mittel-
stand reagiert.

Wir leisten uns hier Frauen und Männer, die nicht gut 
bezahlt werden und die keine Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall bekommen, die keine Vor- und Nachbe-
reitungszeit bezahlt bekommen, und obendrauf "be-
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lohnen" wir sie noch, indem sie noch nicht mal Mit-
spracherechte haben. Sie dürfen in den Gremien der 
Hochschulen und Universitäten nicht mitsprechen. 
Kolleginnen und Kollegen, ist das unsere Idee von au-
tonomen Hochschulen?

Herr Goppel, ich bin eine große Freundin der Hoch-
schulautonomie. Das wissen Sie. Aber wir müssen 
alle in allen Gremien mitsprechen lassen, damit man 
seine eigenen Interessen verfolgen kann. Bei Ihnen in 
der CSU gilt zurzeit auch sehr intensiv, dass man in 
allen Gremien mitsprechen darf.

Die Lehrbeauftragten sind explizit ausgeschlossen. 
Wenn ich dann sehe, Kollege Jörg, dass beim 
Sprachzentrum an der Universität Würzburg

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

71 % der Lehre von Lehrbeauftragten übernommen 
wird, also nicht von Professorinnen oder Professoren, 
die ein deutlich höheres finanzielles Deputat haben, 
ist das skandalös.

In einem Punkt, Herr Kollege, sind wir uns einig: Auch 
die Universitäten und Hochschulen haben eine Ver-
antwortung. Wenn man zum Beispiel 100 Stunden zu 
vergeben habe, kann man sie auch auf 10 anstatt auf 
80 Personen verteilen und nicht alle mit kleinen Häpp-
chen versorgen. Wir haben eine beidseitige Verant-
wortung. Aber der Freistaat hat die Verantwortung, 
dass kein Mann und keine Frau, der oder die so gut 
ausgebildet ist, im Prekariat leben muss. Dafür sind 
wir zuständig, und das müssen wir bejahen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Kollegin Zacharias. – Die nächste Rednerin ist 
die Kollegin Osgyan. Bitte schön, Frau Osgyan.

Verena Osgyan (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kolle-
ginnen und Kollegen! Wir begrüßen natürlich den Ge-
setzentwurf der FREIEN WÄHLER; denn es sollte ei-
gentlich selbstverständlich sein, dass 
12.500 Lehrbeauftragte in Bayern die Möglichkeit be-
kommen, ihre Interessen innerhalb der Hochschulpoli-
tik, im Personalrat und in der akademischen Selbst-
verwaltung zu vertreten.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der 
FREIEN WÄHLER)

Das muss sich endlich ändern. Wir hoffen auf gute 
Diskussionen dazu und letztlich auch auf Zustimmung 
zu dem Gesetzentwurf. Aber wie wir in der Debatte 
schon eindeutig gemerkt haben, ist das Problem viel 

größer und viel breiter. Lehrbeauftragte sind insge-
samt in einer sehr prekären Situation.

Wir GRÜNE – auch andere Fraktionen waren tätig – 
haben durchaus einige Antragspakete in petto, die wir 
im Wissenschaftsausschuss beraten werden. Wir hof-
fen, dass sich endlich parteiübergreifend eine Lösung 
für das Problem abzeichnet, das wir seit Jahren ken-
nen.

Ich nehme auch Ihre Äußerungen, Herr Goppel, so 
wahr, dass Sie bereit sind, zumindest was die Bezah-
lung und einige andere Dinge betrifft, mit uns zusam-
men voranzugehen.

Ich möchte das Ganze noch einmal klarstellen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Lehraufträge sind im Prinzip ein gutes Instrument, um 
Erfahrungen aus der Praxis an die Hochschulen zu 
holen. So ist es auch laut Hochschulpersonalgesetz 
gedacht. Lehrbeauftragte sollen im Nebenberuf an 
den Hochschulen Unterricht in den selten nachgefrag-
ten Fächern oder ergänzenden Unterricht erteilen und 
nicht die Regellehre übernehmen.

Gesetze sind einzuhalten. Da kann man sich nicht mit 
Verweis auf die Hochschulautonomie herausreden; 
denn die Vorgaben sind eigentlich ganz klar. Aber 
wenn wir uns die Zahlen ansehen, hat sich eindeutig 
gezeigt, dass sich die Lage gedreht hat. Lehrbeauf-
tragte übernehmen zunehmend Daueraufgaben, für 
die es keine Dauerstellen gibt. Vielerorts würde die 
Lehre ohne diese Billiglehrkräfte völlig zusammenbre-
chen. Wir wissen mittlerweile ganz genau, wo wie 
viele Lehrbeauftragte tätig sind. Das sind in einzelnen 
Einrichtungen über 80 %.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Da kann man nicht von einem ergänzenden Charakter 
reden.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Entschuldigung, 
Frau Osgyan. Könnten alle Anwesenden bitte etwas 
ruhiger sein?

(Beifall der Abgeordneten Katharina Schulze 
(GRÜNE))

Wenn Sie Diskussionsbedarf haben, was ich durch-
aus verstehe, gehen Sie bitte nach draußen, wenn 
das Gespräch länger dauert. Die Grundlautstärke ist 
zu hoch auf allen Seiten. Bitte seien Sie etwas ruhi-
ger. – Danke schön.
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(Beifall der Abgeordneten Katharina Schulze 
(GRÜNE))

Verena Osgyan (GRÜNE): Wir haben auch schon ge-
hört, dass den Leuten von ihren Lehraufträgen in der 
Regel ein Hungerlohn bleibt; denn Vor- und Nachbe-
reitungszeiten, Korrekturen und viele andere Aufga-
ben werden nicht vergütet. Viele wichtige Dinge wer-
den letztlich unbezahlt abgearbeitet. Dafür gibt es 
eigentlich nur ein Wort – das hat mit Mindestlohn 
nichts zu tun –, nämlich gar kein Lohn. Dabei handelt 
es sich letztlich um moderne Sklaverei.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lehraufträge dürfen nicht in moderne Sklaverei ausar-
ten. Akademische Lehre soll primär durch reguläre 
Beschäftigte abgehalten werden. Wir brauchen für die 
Daueraufgaben deshalb eine genügende Anzahl von 
Dauerstellen. Alles andere wäre ein Missbrauch des 
Hochschulrechts, den wir nicht weiter dulden können, 
und das hat wirklich nichts mit Hochschulautonomie 
zu tun.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Beim legitimen Einsatz von Lehrbeauftragten sind 
eine ordentliche Vergütung und geregelte Vertragsver-
hältnisse natürlich Pflicht. Die Vor- und Nachberei-
tungszeiten müssen einkalkuliert werden. Außerdem 
brauchen wir eine Vergütung auf dem Niveau der Ver-
gütung von Lehrkräften für besondere Aufgaben. Zur 
Situation der Lehrbeauftragten hat es im Ausschuss 
bereits ein Fachgespräch gegeben. Die zutage getre-
tenen Ergebnisse waren teilweise mehr als bedrü-
ckend.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Lehrbeauftragte schildern, dass sie keinerlei Auf-
stiegsmöglichkeiten in reguläre Beschäftigungsver-
hältnisse haben. Die Lehraufträge, die teilweise seit 
20 Jahren laufen, werden nämlich nicht als Berufser-
fahrung anerkannt. Das ist ein Teufelskreis. Dieser 
lässt sich beseitigen. Auch hier müssen wir tätig wer-
den.

Wenn ich stattdessen lese, was die Staatsregierung in 
diesem Bereich offensichtlich anleiert, dann kann es 
einem nur schlecht werden. In der "Süddeutschen 
Zeitung" war zu lesen, dass Lehrbeauftragte an den 
Hochschulen nun Formulare unterschreiben müssen, 
wonach sie nicht vom Lehrauftrag lebten und diesen 
nur nebenberuflich ausübten. Dies bedeutet letztend-
lich, dass die Lehrbeauftragten jahrelang an der kur-
zen Leine gehalten werden, aber das Problem jetzt 
auf dem Rücken der Lehrbeauftragten ausgetragen 
wird, in "Friss-oder-stirb"-Manier. Die Lehrbeauftrag-

ten sind wirtschaftlich von den Lehraufträgen abhän-
gig, aber dürfen diese künftig nicht mehr ausüben. So 
werden wir dem Problem nicht Herr. So geht man 
nicht mit Menschen um.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir reden nämlich von Menschen, die durchaus 
"etwas Ordentliches gelernt haben", um es mit den 
Worten von Herrn Tauber auszudrücken. Die Lehr-
beauftragten haben teilweise mehrere Studiengänge 
abgeschlossen oder promoviert. Sie müssen oft drei 
oder mehr Lehraufträge annehmen, um über die Run-
den zu kommen. Die Lehrbeauftragten in den künst-
lerischen Fächern sind häufig Menschen, die aus 
einer intrinsischen Motivation heraus zur Selbstaus-
beutung neigen, weil sie gerne mit jungen Menschen 
arbeiten. Es ist einfach nur schäbig, dass der Frei-
staat diese Situation ausnutzt. Ich finde es nur folge-
richtig, dass die Lehrbeauftragten der Musikhoch-
schulen demnächst streiken und vor den Landtag 
ziehen. Ich bin sehr gespannt, was Sie ihnen dann er-
zählen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das Problem lässt sich nämlich angehen. Das hat rein 
gar nichts mit Hochschulautonomie zu tun. Wir müs-
sen vor allem die Hochschulen auskömmlich finanzie-
ren, damit sie in der Lage sind, ihre Beschäftigten an-
ständig zu bezahlen und anzustellen. Das werden wir, 
die GRÜNEN, auch weiter anmahnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Kollegin Osgyan. – Die Aussprache ist geschlos-
sen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus-
schuss für Wissenschaft und Kunst als federführen-
dem Ausschuss zu überweisen. Besteht damit 
Einverständnis? – Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über eine Europaangelegenheit und Anträge, die 
gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht 
einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen 
mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich 
auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen 
Ausschussvotums entsprechend der aufgelegten Liste 
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einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der 
FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Damit übernimmt der Landtag diese 
Voten.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Besetzung des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofs
Neuwahl von drei berufsrichterlichen Mitgliedern,
Wiederwahl von zwei berufsrichterlichen 
Mitgliedern und
Wahl des zweiten Vertreters des Präsidenten

Der Ministerpräsident hat mitgeteilt, dass die Mitglie-
der des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs Herr 
Andreas Dhom, Vorsitzender Richter am Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof, und der Vizepräsident des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs, Herr Dr. Erwin 
Allesch, in den Ruhestand getreten sind. Außerdem 
hat er mitgeteilt, dass die Präsidentin des Baye-
rischen Landessozialgerichts Frau Elisabeth Mette 
aus persönlichen Gründen für eine Wiederwahl als 
Verfassungsrichterin nicht mehr zur Verfügung steht. 
Der Präsident des Verfassungsgerichtshofs schlägt 
als Nachfolger für Herrn Andreas Dhom Herrn 
Dr. Alexander Neumüller, Richter am Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof, und für Herrn Dr. Erwin Al-
lesch Frau Mechtild Klein, Richterin am Bayerischen 
Verwaltungsgerichtshof, zur Wahl vor. Als Nachfolge-
rin für Frau Elisabeth Mette wird Frau Tatjana Lilien-
feld, Richterin am Bayerischen Landessozialgericht, 
zur Wahl vorgeschlagen.

Außerdem hat der Ministerpräsident mitgeteilt, dass 
am 10. November 2017 die Amtszeiten der beiden be-
rufsrichterlichen Mitglieder des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofs Frau Dagmar Ruderisch, Vorsitzen-
de Richterin am Oberlandesgericht München und 
Generalsekretärin des Bayerischen Verwaltungsge-
richtshofs, und Herr Ralf Peter, Direktor des Amtsge-
richts Mühldorf am Inn, enden. Der Präsident des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs schlägt vor, 
Frau Dagmar Ruderisch und Herrn Ralf Peter als be-
rufsrichterliche Mitglieder des Verfassungsgerichts-
hofs wiederzuwählen.

Darüber hinaus soll Herr Clemens Lückemann, Präsi-
dent des Oberlandesgerichts Bamberg, der dem 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof seit dem 1. März 
2015 angehört, zum zweiten Vertreter des Präsiden-
ten des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs gewählt 
werden.

Die Vorgeschlagenen sind bereit, im Fall der Wahl das 
Amt anzunehmen, und haben die entsprechende Er-
klärung gemäß Artikel 6 des Verfassungsgerichtshof-

gesetzes abgegeben. Die Richter-Wahl-Kommission 
hat am 11. Oktober 2017 den Vorschlägen des Präsi-
denten des Verfassungsgerichtshofs zugestimmt und 
beschlossen, der Vollversammlung zu empfehlen, die 
Wahlvorschläge anzunehmen. Wir kommen damit zur 
Wahl.

An Ihrem Platz finden Sie ein farbiges Stimmzettel-
Paket. Das ist dieses Mal besonders umfangreich. Für 
den Wahlgang ist außerdem die in Ihrer Stimmkarten-
tasche enthaltene gelbe Namenskarte zu verwenden. 
Die Urnen für die Namenskarten und für die Stimm-
zettel befinden sich auf beiden Seiten des Sitzungs-
saals im Bereich der Eingangstüren sowie auf dem 
Stenografentisch. Ich bitte, sowohl die Namenskarte 
als auch die Stimmzettel nicht selbst in die Urnen ein-
zuwerfen, sondern diese den hierfür bereitstehenden 
Mitarbeitern des Landtagsamtes auszuhändigen. Nur 
so kann der ordnungsgemäße Ablauf des Wahlvor-
gangs sichergestellt werden.

Wir beginnen nun mit dem Wahlgang. Für die Wahlen 
stehen fünf Minuten zur Verfügung. 

(Geheime Wahl von 16.26 bis 16.31 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, noch eine Minute.

Der Wahlgang ist beendet. Das Wahlergebnis wird 
später bekannt gegeben. Ich bitte Sie, die Plätze wie-
der einzunehmen. – Ich bitte Sie alle, die Plätze wie-
der einzunehmen, damit wir in der Tagesordnung fort-
fahren können.

(Unruhe)

– Wenn bitte alle die Plätze wieder einnehmen wür-
den! Diejenigen, die die Plätze nicht einnehmen wol-
len, können auch rausgehen. – Vielen Dank, Kollegin-
nen und Kollegen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Bestellung
bzw. Benennung eines jeweils neuen Mitglieds
in die Enquete-Kommission "Gleichwertige 
Lebensverhältnisse in ganz Bayern",
in den Rundfunkrat und
in den Beirat beim Unternehmen "Bayerische 
Staatsforsten"

Aufgrund des Ausscheidens von Herrn Alexander 
Muthmann aus der Fraktion FREIE WÄHLER sind 
verschiedene Neubestellungen bzw. -benennungen in 
den vorgenannten Gremien notwendig. Ich gehe 
davon aus, dass die Bestellungen ohne Aussprache 
erfolgen können.
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Herr Joachim Hanisch soll neues Mitglied in der En-
quete-Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse 
in ganz Bayern" werden. Wer dem Vorschlag zur Be-
stellung von Herrn Kollegen Hanisch in die Enquete-
Kommission "Gleichwertige Lebensverhältnisse in 
ganz Bayern" seine Zustimmung erteilen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die CSU-Frak-
tion, die SPD-Fraktion, die Fraktion FREIE WÄHLER 
und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es 
Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – 
Auch nicht. Dann ist so beschlossen.

Herr Kollege Thorsten Glauber soll neues Mitglied im 
Rundfunkrat werden. Wer dem Vorschlag zur Bestel-
lung von Herrn Kollegen Glauber in den Rundfunkrat 
seine Zustimmung erteilen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – CSU, SPD, FREIE WÄHLER und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen, 
bitte! – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. 
Dann ist auch das so beschlossen. 

Darüber hinaus wurde Frau Gabi Schmidt von der 
Fraktion FREIE WÄHLER als stellvertretendes Mit-
glied für den Beirat beim Unternehmen "Bayerische 
Staatsforsten" benannt. – Das Hohe Haus nimmt 
davon Kenntnis. 

Des Weiteren darf ich Ihnen gemäß § 26 Absatz 2 un-
serer Geschäftsordnung mitteilen, dass Herr Kollege 
Glauber seitens der Fraktion FREIE WÄHLER als 
neues Mitglied für den Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen benannt worden ist.

Ich wünsche Ihnen, Frau Schmidt, sowie den Kolle-
gen Glauber und Hanisch viel Erfolg in ihren neuen 
Tätigkeiten.

(Allgemeiner Beifall)

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die 
Tagesordnungspunkte 6 und 7 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo 
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Keine Abschiebungen aus dem Klassenzimmer! 
(Drs. 17/17268) 

und

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Christine Kamm u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Keine Abschiebungen aus der Schule 
(Drs. 17/17150) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Die Gesamt-
redezeit der Fraktionen beträgt nach der Geschäfts-
ordnung 24 Minuten. Die Redezeit der Staatsregie-

rung orientiert sich dabei an der Redezeit der 
stärksten Fraktion.

Erster Redner ist Herr Kollege Dr. Fahn. Bitte schön, 
Herr Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Ein Rechtsstaat, 
der geltendes Recht nicht durchsetzt, macht sich un-
glaubwürdig und gefährdet seine eigene Basis. Die 
Fragen lauten in diesem Fall aber auch: Erstens. Wo 
setzt der Staat Recht um? Zweitens. Wo meint er 
Exempel statuieren zu müssen? Drittens. Welche Sig-
nale sendet er damit aus?

Wir wissen, dass die Demonstration am 31. Mai 2017 
zunächst friedlich verlief und dann von linksautono-
men Gruppen massiv gestört wurde. In dem Bericht 
des Innenministeriums steht, dass Abschiebungen nur 
dann vorgenommen werden, wenn der betroffene 
Ausländer an anderen Orten nicht angetroffen wird 
und ansonsten die Abschiebung scheitern würde.

Wir sind davon überzeugt, dass diese Aussage kein 
Argument dafür ist, Abschiebungen aus Schulen 
durchzuführen. Jeder, der in der Schule am Unterricht 
teilnimmt, ist dort mit Namen und Adresse gespei-
chert. Dann hat die Polizei viele andere Möglichkeiten 
– und Zeit –, die entsprechende Person festzuneh-
men. Herr Sommer vom Innenministerium bestätigte 
das im Innenausschuss. Er sagte, dass Abschiebe-
maßnahmen auch kostenintensiv seien und meist mo-
natelang im Voraus geplant würden. Wenn dem so ist, 
dann braucht man eine Festnahme nicht ausgerech-
net in einer Schule vorzunehmen. Ein solches Vorge-
hen ist nicht nur unsensibel, sondern auch kontrapro-
duktiv. Eine nächtliche Abholung aus der 
Flüchtlingsunterkunft wäre vielleicht der bessere Weg 
gewesen. Genau dies sagte auch der Leiter der be-
troffenen Schule.

Die CSU argumentiert immer wieder, Abschiebungen 
aus der Schule sollten die Ultima Ratio sein und blei-
ben. Wenn dem so wäre, dann bräuchten wir diesen 
Vorgang nicht zu thematisieren.

Der Verlauf des Einsatzes ist nicht der eigentliche Ge-
genstand unseres Antrags. Uns geht es nur um die 
grundsätzliche Frage der Abschiebung von Schülern 
aus Bildungseinrichtungen. Die Schulen haben einen 
Bildungsauftrag wahrzunehmen. Gerade in Berufs-
schulen besteht noch ein besonderes Konfliktpotenzi-
al. In der Schule sollen der soziale Schulfrieden und 
die Sicherung eines guten Schulklimas im Vorder-
grund stehen. Das wurde auch von dem CSU-Innen-
politiker Stephan Mayer so gesagt, der die Aktion als 
alles andere als sensibel bezeichnete und hinzufügte, 
so etwas solle nicht mehr passieren.
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Ähnlich äußerten sich Lehrerverbände, zum Beispiel 
der BLLV. Dieser forderte, dass es keine Abschiebun-
gen mehr aus einer Schule geben dürfe, weil dies 
eine relativ große psychische Belastung nicht nur für 
die abgeschobenen, sondern auch für die übrigen 
Schüler darstellt. Der Leiter der betroffenen Schule 
sagte es klar und deutlich: Der Polizeieinsatz habe 
"viel Integrationsarbeit zerstört" und stehe im Gegen-
satz zu den im Unterricht behandelten Themen wie 
Flucht und Vertreibung. So wird der Schulleiter zitiert.

Fälle wie der in Nürnberg können dazu führen – diese 
Gefahr besteht –, dass das Vertrauen in den Staat 
nachhaltig gestört wird. Die Polizei tritt immer dort in 
Erscheinung, wo die Bürger Hilfe brauchen. In der Po-
lizei erkennt der Bürger den Staat. Wenn die Bürger 
der Polizei vertrauen, dann vertrauen sie auch dem 
Staat. Deshalb muss man alles verhindern, was ein 
negatives Bild der Polizei ergibt. Dieser Vorfall in 
Nürnberg hat negative Folgen gehabt. Auch die Medi-
en haben überwiegend negativ berichtet. Die nachfol-
genden Kommentare und Rechtfertigungen des In-
nenministers waren zwar rechtlich völlig in Ordnung; 
das bestreiten wir nicht. Wir sagen aber: Die Aktion 
war politisch falsch. Genau das ist Inhalt unseres An-
trags. Die Schule ist ein geschützter Lebensraum.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Aber kein rechts-
freier!)

Das ist eine wesentliche Bedingung für die Realisie-
rung des in Artikel 131 unserer Verfassung veranker-
ten Bildungsauftrags: Erziehung zur Demokratie. Es 
reicht nicht aus, die entsprechenden Werte theore-
tisch zu vermitteln. Wir müssen Toleranz, Verantwor-
tungsbewusstsein, Hilfsbereitschaft und Zivilcourage 
an unseren Schulen auch aktiv leben und erlebbar 
machen. Abschiebungen aus dem Klassenzimmer 
passen damit allerdings nicht zusammen.

Halten wir fest: Abschiebungen aus Schulen müssen 
vermieden werden; sonst kann es zur Traumatisie-
rung des einzelnen Schülers kommen. Ich möchte 
noch einmal klar herausstellen, worum es uns geht – 
bzw. worum es uns nicht geht: Wenn Abschiebungen 
rechtlich notwendig sind, dann müssen sie auch 
durchgeführt werden. Wir wollen aber keine Abschie-
bungen aus Bildungseinrichtungen. Dann brauchen 
wir auch nicht über das Schulasyl als Ergänzung zum 
Kirchenasyl zu diskutieren. Unser Antrag stellt auch 
keine Bewertung des verwaltungsrechtlichen Vor-
gangs dar. Im Hinblick auf meine eingangs gestellten 
drei Fragen muss man klar sagen, dass der Staat – 
das ist der Inhalt unseres Antrags – hier falsche Sig-
nale ausgesendet und ein vielleicht heikles Exempel 
statuiert hat. Daher beantragen wir, dass keine Ab-
schiebungen aus Klassenzimmern stattfinden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege 
Fahn, bitte bleiben Sie noch. Wir haben eine Zwi-
schenbemerkung vom Kollegen Gantzer. – Bitte 
schön, Herr Gantzer.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Herr Fahn, ich 
habe nur eine Frage: Was sagen Sie dazu, dass der 
Kollege Streibl im Rechts- und Verfassungsausschuss 
gesagt hat: Grundsätzlich sollen keine Abschiebun-
gen aus Schulen erfolgen, im Ausnahmefall sind sie 
aber zulässig.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Fahn, bitte 
schön.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Das ist ein 
Sowohl-als-auch. Ich habe mir alle Protokollauszüge 
angeschaut. Wir haben diesen Antrag, den ich hier 
auch vorgetragen habe, in unserer Fraktion einstim-
mig verabschiedet. Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Fahn. – Nächste Rednerin ist die Kolle-
gin Kamm. Bitte schön, Frau Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir 
fordern Sie mit unserem Antrag auf zu veranlassen, 
dass aus Bildungsmaßnahmen, Integrationskursen 
und Qualifizierungsmaßnahmen und aus der Schule 
keine Abschiebungen erfolgen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben schon oft darüber gesprochen und waren 
uns auch darüber einig, wie wichtig und wie sinnvoll 
Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen sind. Sie 
wissen genauso wie wir, wie viel Energie und Einsatz 
von den Lehrerinnen und Lehrern und von den Ehren-
amtlichen aufgewandt wird, um denjenigen, die auf-
grund von Krieg, Flucht und Verfolgung so viele Jahre 
ihrer Jugend für das Lernen verloren haben, Grundla-
gen für einen späteren Beruf und ein selbstverantwor-
tetes Leben zu geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Entsprechend der Kinderrechtskonvention und ent-
sprechend unserer Verantwortung gegenüber den 
Schutzbefohlenen ist dem Recht der Kinder und Ju-
gendlichen auf Bildung klar der Vorrang gegenüber 
der Durchführung von Abschiebungen einzuräumen. 
Schulen sind Orte des Lernens und müssen daher 
auch Orte der Sicherheit sein. Meine Kolleginnen und 
Kollegen von der CSU, versetzen Sie sich doch bitte 
einmal in die Lage einer Schülerin oder eines Schü-
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lers in einer Berufsintegrationsklasse. Viele von ihnen 
sind noch im Verfahren. Sie haben eine unklare Auf-
enthaltsperspektive. Zumindest haben sie die Sorge, 
dass das Verfahren nicht so verläuft, wie sie es sich 
erhoffen. Das belastet sie. Käme dann auch noch die 
Angst vor einer Abschiebung unmittelbar in der 
nächsten Stunde hinzu, dann kann man eigentlich 
den Bildungserfolg abhaken. Der Erhalt des Schulfrie-
dens ist existenziell für erfolgreiches Lernen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir müssen daher in den Schulen eine Arbeits- und 
Lernatmosphäre erhalten. Lehrerinnen und Lehrer 
sowie Schülerinnen und Schüler brauchen den Schul-
frieden. Dieser ist gestört, wenn Schülerinnen und 
Schüler aus Angst, dort festgenommen zu werden, 
die Schule nicht mehr besuchen. Ich habe mit etlichen 
Berufsschullehrern gesprochen, die mir bestätigt 
haben, dass eine ganze Reihe von Schülerinnen und 
Schülern wegen dieser Angst die Schule nicht mehr 
besucht haben. Andere haben nutzlose Versuche un-
ternommen, ins Ausland zu fliehen. Bitte erhalten Sie 
den Schulfrieden!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie haben mit Ihrem Versuch, ein völlig überzogenes 
politisches Exempel zu statuieren, sehr viel Schaden 
an den Schulen angerichtet. Ihr Vorgehen war unver-
hältnismäßig und rechtswidrig.

Unglaublich ist, dass das Ausländeramt Nürnberg 
dem betroffenen Schüler den vorhandenen ablehnen-
den Bescheid des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge nicht ausgehändigt und ihm damit die 
Möglichkeit genommen hat, rechtzeitig dagegen 
Rechtsmittel einzulegen. Ein solches Vorgehen ist für 
den Rechtsstaat fatal. Wir wollen, dass Geflüchtete 
zukünftig auch Vertrauen in unseren Rechtsstaat 
haben. Ansonsten könnte sich unser Justizminister 
Herr Bausback seine Rechtskurse in den Flüchtlings-
heimen sparen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der zeitliche Zusammenhang des Abschiebeversuchs 
in der Nürnberger Berufsschule mit einem verheeren-
den Anschlag im Diplomatenviertel von Kabul, wo 
viele Menschen zu Tode kamen und verletzt wurden, 
ist an Dramatik ohnehin nicht zu überbieten. Meine 
Kolleginnen und Kollegen, in ein Land in einer Situa-
tion wie Afghanistan sollten Abschiebungen über-
haupt nicht mehr erfolgen. Abschiebungen nach Af-
ghanistan sind auszusetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Kolleginnen und Kollegen, wer zudem noch in 
einer solchen Situation und einer solchen Lage im 
Heimatland aus dem Klassenzimmer abschiebt, der 
hat jedes Gefühl für Menschlichkeit verloren.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): So ein Blödsinn! 
Unverschämtheit!)

– Seien Sie einmal ruhig, Herr Herrmann. Ruhig, 
ruhig, ruhig! Symptomatisch ist doch, dass der Innen-
minister dieser Debatte fernbleibt und seinen Staats-
sekretär vorschiebt. Das sagt doch alles.

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Florian Herrmann 
(CSU): Das ist genauso unverschämt!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Kamm, 
bitte bleiben Sie noch am Redepult. Zu einer Zwi-
schenbemerkung hat sich wiederum der Kollege 
Gantzer gemeldet. – Bitte schön, Herr Gantzer.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Frau Kollegin, 
was sagen Sie denn dazu, dass die Kollegin Bause im 
Rechts- und Verfassungsausschuss zu genau diesem 
Thema gesagt hat, dass grundsätzlich keine Abschie-
bungen aus Schulen stattfinden sollen, dass sie aber 
im Ausnahmefall stattfinden können?

Christine Kamm (GRÜNE): Das habe ich so im Pro-
tokoll nicht gelesen. Da müssen Sie eine eigene 
Wahrnehmung haben.

(Widerspruch bei der SPD und CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Jetzt hat Frau 
Kamm das Wort.

Christine Kamm (GRÜNE): Im Protokoll steht das so 
nicht. Ich muss es so sagen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön. – 
Der nächste Redner ist der Kollege Straub.

Karl Straub (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Mich wundert es, 
dass wir fünf Monate nach dem Fall hier im Plenum 
noch einmal darüber reden, nachdem eine ausführli-
che Aussprache sowohl im Rechtsausschuss als auch 
im Innenausschuss stattgefunden hat. Dort ist ausrei-
chend Aufklärung gegeben worden.

(Widerspruch der Abgeordneten Christine Kamm 
(GRÜNE))

– Frau Kamm, wir haben ein bundespolitisches Wahl-
ergebnis, nach dem wir Jamaika machen sollen. Mir 
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fehlt schon noch etwas die Fantasie, um mir vorzu-
stellen, wie man dort zusammenkommen soll.

(Beifall bei der CSU)

Ich werde mich trotzdem in aller Sachlichkeit meinem 
Thema widmen.

Eines vorweg: Sie haben die Kinderrechtskonvention 
zitiert. Wir reden von einem Mann, der 20 Jahre alt 
gewesen ist.

(Christine Kamm (GRÜNE): 19!)

– Nach meinen Informationen war er 20. Aber auch 
mit 19 ist man nach meinem Wissensstand schon 
volljährig. Auch mit 19 ist man schon ein Mann.

(Beifall bei der CSU)

Sie reden immer von "bestens integriert". Dabei wird 
aber die Tatsache unterschlagen, dass dieser Mann 
bei der Aufenthaltsbeendigung massiv nicht mitge-
wirkt hat. Er hat bei der Passbeschaffung nicht mitge-
wirkt. Es wird hier ein Bild gezeichnet, als würden wir 
jeden Tag Leute aus Klassenzimmern abschieben. 
Der Mann ist vor allem auch nicht aus dem Klassen-
zimmer abgeschoben worden. Er ist vorher aus der 
Klasse geholt worden. Herr Gantzer hatte gerade 
zwei Zwischenbemerkungen gemacht, denen zufolge 
es in Ihren Fraktionen widersprüchliche Meinungen 
gibt.

Jetzt aber zum Grundlegenden. Wie das Wahlergeb-
nis vom 24. September gezeigt hat, erwarten unsere 
Bürger von der Politik, dass vollziehbar ausreisepflich-
tige Asylbewerber auch abgeschoben werden. Im 
Normalfall sollte ein Asylbewerber eigentlich freiwillig 
ausreisen, sodass nicht immer die Zwangsmaßnahme 
Abschiebung erfolgen muss. Leider ist das Durchlau-
fen aller rechtlichen Möglichkeiten momentan Usus 
geworden. Deswegen dauern die Asylverfahren auch 
so lange, sodass uns zum Schluss wieder vorgewor-
fen wird: Jetzt sind die Leute drei bis vier Jahre da 
und integriert. Daran tragen wir nur zum Teil Verant-
wortung.

Heute setzen wir uns mit Forderungen der GRÜNEN 
und der FREIEN WÄHLER auseinander, dass wir 
neben dem Kirchenasyl, das die CSU vollkommen 
respektiert, weitere Schutzräume schaffen sollen. Das 
darf meiner Auffassung nach nicht sein. Die FREIEN 
WÄHLER fordern, dass keine Abschiebungen aus 
den Klassenzimmern erfolgen. Die GRÜNEN fordern, 
dass keine Abschiebungen aus Schulen erfolgen. Sie 
setzen noch eins drauf, Sie sagen, dass man auch 
aus Bildungsmaßnahmen nicht abschieben darf. Bil-
dungsmaßnahmen sind eigentlich im Endeffekt alle 

Maßnahmen. Jeder Kurs ist eine Bildungsmaßnahme. 
Das hieße, wir schieben faktisch überhaupt nicht 
mehr ab. Deshalb fehlen mir, wie gesagt, so manche 
Fantasien; aber ich hoffe, die GRÜNEN im Bund sind 
etwas vernünftiger als die im Landtag.

(Beifall bei der CSU – Joachim Unterländer 
(CSU): Genau!)

Machen wir uns einmal die Zahlen bewusst: Von 2015 
bis 2017 erhielten insgesamt 1,46 Millionen Asylbe-
werber ihren Bescheid. In 451.000 Fällen wurden 
Asylanträge abgelehnt. Es sind 220.000 vollziehbar 
ausreisepflichte Asylbewerber bei uns im Land. Es 
gab 11.300 behördliche Abschiebungen und 
25.000 vom Bund geförderte freiwillige Ausreisen. 
Dies soll ins Verhältnis stellen, dass wir in diesem Be-
reich noch sehr viel zu tun haben.

Wie sieht die Rechtsgrundlage aus? – Wir müssen 
uns an in Deutschland geltendes Recht halten. Die 
Entscheidungshoheit hat das BAMF. Die Länder 
haben keine Kompetenzen zur Entscheidung über 
Asylanträge; das muss man immer wieder sagen. 
Schulbesuch in Deutschland gehört nicht zu den 
Gründen, die einen asylrelevanten Schutz vermitteln 
können. Die Länder sind zwingend an die Entschei-
dungen des BAMF gebunden, und die Ausländerbe-
hörden sind übrigens auch verpflichtet, diese zu voll-
ziehen.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Anerkennung der 
Abschiebung!)

In Ihrem Antrag wird auch wiederholt der Vorwurf er-
hoben, dass man aus Ausbildungsstätten abschiebe. 
Wir haben die 3+2-Regelung. Es wird niemand aus 
einer Ausbildungsstätte abgeschoben; aber Sie 
schreiben das zum wiederholten Mal in Ihre Anträge. 
Ich bitte Sie, das endlich einmal zu akzeptieren. "Ab-
schiebung aus Integrationskursen" schreiben Sie. Der 
Antrag suggeriert, dass wir Abschiebungen aus Integ-
rationskursen vornehmen. Das stimmt nicht. Auslän-
der, die sich in Integrationskursen befinden, haben in 
der Regel einen Titel, und wir können sie überhaupt 
nicht abschieben.

(Christine Kamm (GRÜNE): Das stimmt doch gar 
nicht! – Weiterer Zuruf der Abgeordneten Christi-
ne Kamm (GRÜNE))

– Doch, natürlich stimmt das. Sie sind nicht vollzieh-
bar ausreisepflichtig und dürfen auch nicht abgescho-
ben werden – ganz einfach.

Wenn Sie fordern – ich habe es vorhin schon einmal 
gesagt –, dass man nicht aus Bildungs- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen, also über die 3+2-Regelung, 
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abschiebt, dann sagen Sie doch einfach, was Sie ei-
gentlich wollen. Sie wollen überhaupt nicht mehr ab-
schieben, Frau Kamm. Das ist doch Ihr eigentliches 
Ziel.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf der 
Abgeordneten Katharina Schulze (GRÜNE))

– Doch. Frau Schulze, Sie haben offensichtlich eine 
andere Einstellung; aber so steht es in Ihrem Antrag. 
Definieren Sie doch einmal, was Sie als Bildungsmaß-
nahme bezeichnen. Eine Bildungsmaßnahme ist nir-
gends erfasst. Es ist einfach eine komplette Verweige-
rung der Abschiebung.

Ganz klar ist – und ich glaube, wir sind uns in einigen 
Dingen einig –: Ich weiß, dass sowohl das Innenmi-
nisterium als auch unsere Landtagsfraktion sowie, 
glaube ich, der komplette Landtag Abschiebungen 
aus Schulen nur in absoluten Ausnahmesituationen 
wollen. Sie sagten vorhin, wir hätten ein politisches 
Exempel statuiert. Das war kein politisches Exempel, 
sondern es war eine Abschiebung.

(Horst Arnold (SPD): Ach was!)

Der Mann war nirgendwo anders greifbar als in der 
Schule. Aber Sie stellen es so dar, als ob die böse 
CSU gesagt habe: Um ein Exempel zu statuieren, 
gehen wir jetzt in die Schule und holen diesen Men-
schen aus dem Schulbetrieb heraus. – Das ist einfach 
nicht wahr, sondern es war eine Abschiebung, das ist 
ganz klar. Es war ein Flieger organisiert worden, und 
dieser Mann hat zu diesem verbracht werden müs-
sen. Das ist die Realität.

Ich möchte zusammenfassen: Bayern hält sich an 
Bundesrecht. Übrigens handhaben es alle anderen 
Bundesländern genauso, aus Schulen nur als Ultima 
Ratio abzuschieben, aber ich betone nochmals: als al-
lerletzte Möglichkeit. Darin sind wir uns einig und lie-
gen gar nicht so weit auseinander. Die Schaffung wei-
terer Schutzräume kann nicht zielführend sein; denn 
sonst wird Abschiebung faktisch unmöglich. Das kann 
es einfach nicht sein. Und eine Art Schulasyl würde 
zu Recht Unfrieden stiften. – Ich bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Straub. – Bleiben bitte auch Sie noch am 
Rednerpult. Wir haben eine Zwischenbemerkung von 
der Kollegin Kamm. Bitte schön.

Christine Kamm (GRÜNE): Als Erstes bitte ich Sie, 
die Verleumdung meiner Kollegin Margarete Bause zu 

unterlassen. Wir haben mit ihr gesprochen und mit ihr 
telefoniert.

Karl Straub (CSU): Habe ich das gemacht?

(Petra Guttenberger (CSU): Nein!)

Christine Kamm (GRÜNE): Sie hat nicht gesagt, 
dass sie in Ausnahmefällen Abschiebungen aus der 
Schule befürwortet.

Nun kommen wir zu Ihrem rechtsstaatlichen Vorge-
hen. Halten Sie es für rechtsstaatliches Vorgehen, 
wenn die Ausländerbehörde in Nürnberg dem Ge-
flüchteten einen negativen Bescheid des BAMF nicht 
aushändigt, um ihm letztendlich die Möglichkeit zu 
nehmen, dagegen Rechtsmittel einzulegen? Ist das 
rechtsstaatlich? Außerdem sprachen Sie von einer 
"extremen Ausnahmesituation". Die Polizei hat ver-
sucht, den Geflüchteten morgens anzutreffen. Sie hat 
ihn nicht angetroffen.

(Josef Zellmeier (CSU): Ja! – Gudrun Brendel-Fi-
scher (CSU): Eben!)

Also, eine extreme Ausnahmesituation sieht wirklich 
anders aus, Herr Kollege, und jetzt zu konstruieren, er 
wäre nicht anders greifbar gewesen, ist schlicht und 
einfach Humbug.

(Beifall bei den GRÜNEN – Josef Zellmeier 
(CSU): So ein Zirkus! – Petra Guttenberger 
(CSU): Das behaupten Sie!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege 
Straub, bitte schön.

Karl Straub (CSU): Zum Ersten zu Frau Bause: Ich 
habe sie nicht verleumdet. Das können Sie dann mit 
dem Herrn Gantzer persönlich ausmachen. Dazu 
kann ich jetzt wenig sagen. Zum Zweiten war es of-
fensichtlich so, dass er in der Früh nicht angetroffen 
werden konnte und deshalb mit der Schulleitung ver-
einbart wurde, ihn aus der Schule abzuholen.

Sie behaupten oftmals Dinge, die nicht wahr sind. 
Sagen Sie doch lieber im Gegenzug einmal, warum in 
Ihrem Antrag schon wieder steht, dass wir die 3+2-
Regelung nicht einhalten. Das steht in Ihrem Antrag. 
Nehmen Sie doch dazu einmal Stellung! Seit Monaten 
sprechen wir immer über das Gleiche, und in jedem 
Antrag steht wieder: Ausbildungsstätte, 3+2 wird ver-
letzt. Es war – das wird der Herr Staatssekretär – – 
Übrigens, da Sie es vorhin sagten: Ein Staatsminister 
hat auch wichtige Termine, und wir sind froh, dass wir 
im Innenministerium einen sehr, sehr kompetenten 
Staatssekretär haben, der bei diesem Thema absolut 
firm ist und dazu Stellung nehmen kann.
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(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Christine Kamm (GRÜNE))

– Frau Kamm, wir müssen koalieren. Gehen Sie mich 
doch nicht immer so an. Seien Sie doch nicht immer 
so emotional. Ich kann mir es auch noch nicht vorstel-
len, aber wir müssen vielleicht irgendwann.

(Beifall bei der CSU – Unruhe – Glocke der Präsi-
dentin)

Bleiben wir friedlich!

(Heiterkeit bei der CSU)

Zur zweiten Frage, die Sie gestellt haben, kann ich 
persönlich nichts sagen, aber ich glaube, dass der 
Herr Staatssekretär sehr kompetent dazu Stellung 
nehmen wird.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich bin überzeugt, dass wir ein rechtsstaatliches Vor-
gehen hatten.

(Christine Kamm (GRÜNE): Nein, ich nicht!)

– Das wird der Herr Staatssekretär beantworten. 
Wenn er es nicht sagt, dann, dessen bin ich mir si-
cher, machen Sie auch bei ihm eine Zwischenbemer-
kung, und er wird Ihnen darauf antworten.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, 
Herr Kollege Straub. – Sie müssen immer noch blei-
ben, da der Kollege Gantzer eine weitere Zwischen-
bemerkung hat. Bitte schön.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Herr Kollege 
Straub, nachdem mir gegenüber ein ziemlich schwer-
wiegender Vorwurf erhoben worden ist – nämlich dass 
ich eine Verleumdung begangen hätte –, frage ich 
Sie: Sie waren in der Sitzung des Ausschusses für 
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen, die ich ge-
rade zitiert habe, anwesend und haben auch das Wort 
ergriffen. Wissen Sie, was die Kollegin Bause gesagt 
hat? Wenn nicht, sage ich hier ganz eindeutig: Es gibt 
ein Protokoll. Frau Kamm, lesen Sie dieses bitte nach 
und behaupten nicht etwa, dass ich verleumderisch 
tätig bin. Ich fordere Sie auf, diesen Vorwurf mir ge-
genüber zurückzunehmen.

(Beifall bei der SPD – Joachim Unterländer 
(CSU): Jawohl!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Straub, 
bitte schön.

Karl Straub (CSU): Ich kann dazu nur sagen: Ich 
hatte mit Frau Bause im Ausschuss für Verfassung, 
Recht und Parlamentsfragen nur sehr kurz das Ver-
gnügen. Mir ist aufgefallen, dass man im Rechtsaus-
schuss mit Frau Bause sehr gut auf Rechtsgrundla-
gen hat diskutieren können, was im Plenum leider 
Gottes teilweise nicht so möglich ist, weil dann Dinge, 
die ganz klar sind, wesentlich populistischer darge-
stellt werden.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten 
Christine Kamm (GRÜNE))

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Straub. Sie sind jetzt entlassen. – Ich 
möchte einmal etwas Zunder aus der Debatte neh-
men und darauf hinweisen, dass nach unserer Ge-
schäftsordnung in Ausschüssen in der Regel keine 
Wortprotokolle geführt werden und man daher auch 
nicht wörtlich daraus zitieren kann. Diese Protokolle 
sind auch nicht von der Rednerin oder dem Redner 
freigegeben. – Dies nur als Hinweis. – Nächster Red-
ner ist der Kollege Arnold, bitte.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Verwaltungsmaßnahmen sollen 
stets verhältnismäßig sein, geeignet, notwendig und 
erforderlich. Die Maßnahme in der Berufsschule in 
Nürnberg am 31.05.2017 wurde diesem Erfordernis 
nicht gerecht und hat weitgehenden Schaden durch 
Störungen in der Schule bei den Schülerinnen und 
Schülern angerichtet, massive Personenschäden bei 
der Polizei und bei Demonstranten und insgesamt die 
Lage polarisiert.

War das notwendig? Man hat sich von vorneherein für 
eine auch zulässige Direktabschiebung entschieden, 
weil man wusste, dass gerichtliche Entscheidungen 
die so angedachten behördlichen Planungen nicht 
stützen würden. Das war alles an einem Tag, und das 
unter Zeitdruck. Die eigentlichen Bescheide wurden 
erst zwei Stunden nach der Maßnahme selbst ausge-
händigt. Gegenüber dem Parlament wurde das 
schriftlich so beschrieben, dass das Ermessen der 
Verfahrensgestaltung in Ansehung der besonderen 
Umstände des Einzelfalls sowie unter Beachtung 
rechtsstaatlicher Grundsätze auszuüben sei. Wörtlich: 
"hierzu gehört auch, dass effektiver Rechtsschutz 
möglich bleiben muss." Dann weiter. Dies sei ja mög-
lich gewesen, "weil ein Antrag auf Anordnung der Un-
tersagung der Abschiebung …vom Zeitpunkt der In-
gewahrsamnahme … um 08.10 Uhr bis zum Zeitpunkt 
des geplanten Fluges um circa 21.50 Uhr möglich" 
gewesen sei.

Ernsthaft? Glaubt man wirklich, dass die Polizei in 
diesem Zusammenhang den Betroffenen bei der Ge-
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schäftsstelle des Verwaltungsgerichts vorbeigefahren 
hätte? Oder hätte sie ihn vielleicht gar seinem Anwalt 
überlassen, um diese Maßnahme zu klären? – Alle 
Theorie ist grau.

Tatsächlich war der Betroffene noch zum Zeitpunkt 
der Ingewahrsamnahme im Besitz einer rechtsgülti-
gen Duldung, die die zentrale Ausländerbehörde, das 
heißt nicht die Stadt Nürnberg, sondern die Regierung 
von Mittelfranken am 27.04. bis zum 27.07. verlängert 
hatte. Ich will Ihnen unabhängig davon, dass die Erlö-
schensbescheide erst zwei Stunden nach der Inge-
wahrsamnahme übergeben wurden und der Abzu-
schiebende erst zu diesem Zeitpunkt wusste, woran 
er war, sagen, was die Beschwerdekammer des 
Landgerichts Nürnberg-Fürth darüber geschrieben 
hat:

Die Kammer erlaubt sich, ohne dass es für diese 
Entscheidung darauf ankäme, den Hinweis an die 
beteiligte Behörde, dass sie erhebliche Zweifel 
hegt, ob es rechtsstaatlichen Grundsätzen ent-
spricht, wenn die Bekanntgabe eines bereits ver-
fügten Bescheides, der mit einem Rechtsmittel 
angegriffen werden kann, bis zum Zeitpunkt des 
Vollzugs der Abschiebung zurückgestellt und 
somit die Einlegung des Rechtsmittels vereitelt 
wird.

Das ist der Punkt, der dazu geführt hat, dass ein Be-
amter des Innenministeriums im Landtag behauptet 
hat, das Gericht sei übergriffig geworden und sei 
überhaupt nicht zuständig. Ich sage Ihnen: Es ist gut, 
vorbildlich und ermutigend, wenn sich ein bayerisches 
Gericht mit Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit be-
fasst und Ihnen diese Zweifel ins Stammbuch 
schreibt.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Die Maßnahme war unverhältnismäßig, und die Poli-
zei agierte in Amtshilfe. Nachdem der Betroffene nicht 
angetroffen wurde, hat die Zentrale Ausländerbehörde 
den Tipp gegeben, in der Berufsschule vorbeizufahren 
und die entsprechende Maßnahme durchzuführen. 
Leider Gottes ist die Angelegenheit trotz anfänglich 
vernünftiger Handhabung dann aus unterschiedlichs-
ten Gründen eskaliert. Aber es war so, dass ein 
Exempel statuiert werden musste – und zwar auf dem 
Rücken des Betroffenen, der Polizei und natürlich 
auch der Demonstranten. Wut, Unverständnis, Verun-
sicherung und Polarisierung! Und das Allerwichtigste: 
Tatsächliche Abschiebehaftgründe waren zu keinem 
Zeitpunkt vorhanden, auch ohne das bedauerliche Er-
eignis des Anschlags in Kabul!

Die Schule ist kein rechtsfreier Raum, und selbstver-
ständlich kann, ja muss die Polizei zur Unterbindung 
von Straftaten, wie zum Beispiel Landfriedensbruch 
oder Gewalt gegen Personen oder Sachen, einschrei-
ten. Aber zur Durchführung einer wackeligen, fines-
senhaft von der Zentralen Ausländerbehörde insze-
nierten Abschiebung ist uns die Polizei zu schade.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt ein funktion-
ierendes, abgestimmtes rechtliches Instrumentarium, 
das Abschiebungen ermöglicht, ohne dass dies in 
Schulen geschehen muss. Wir hoffen und sind uns si-
cher, dass alle Beteiligten aus diesem bedauerlichen 
Vorfall gelernt haben und sich Derartiges nicht wieder-
holt. Insgesamt ist aber klar, dass eine Regel auszu-
reichen ist, die die Zentrale Ausländerbehörde bzw. 
die Ausländerbehörden insgesamt dazu bringt, von 
Anordnungen von Abschiebungen aus Schulen abzu-
sehen. Die Gründe haben die Vorredner genannt, und 
ich möchte sie nicht wiederholen.

Es muss aber auch gesagt werden, dass es in der Tat 
für nahezu alles Ausnahmen gibt. Es kann in diesem 
Zusammenhang nicht durchdekliniert werden, dass 
etwas niemals stattfinden darf. Hier gibt es den alten 
Satz: Ausnahmen bestätigen die Regel. Aber die 
Regel muss sein: Schulfamilie, Schulfrieden und ein 
friedliches Miteinander und keine Vollzugsmaßnah-
men in wackligen Angelegenheiten in der Öffentlich-
keit!

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN 
und den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Arnold. – Für die Staatsregierung: Herr 
Staatssekretär Eck. Bitte schön.

Staatssekretär Gerhard Eck (Innenministerium): 
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Ich bin über diese beiden Anträge schon etwas ver-
wundert. Lieber Herr Kollege Arnold, vielleicht als Ers-
tes zu Ihnen: Rechtsstaatlich ist alles einwandfrei und 
ohne jeglichen Mangel. Ich denke, das ist auch im 
Innen-, im Kultus- und im Rechts- und Verfassungs-
ausschuss geprüft und durchdiskutiert worden. Es ist 
vollkommen unverständlich, dass wir dieses Fass hier 
jetzt noch einmal öffnen.

(Horst Arnold (SPD): Das Gericht! Das Gericht!)

– Herr Kollege Arnold, Sie können jetzt hier erzählen, 
was Sie wollen.

(Horst Arnold (SPD): Aha!)
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Ich würde hier keinen Popanz aufbauen. Ich will Ihnen 
nur sagen, dass es eine Anfrage zum Plenum von der 
Frau Abgeordneten Eva Gottstein vom 21.06.2017 
betreffend Aufklärung des konkreten Verwaltungshan-
delns usw. gibt. Da ist alles bis ins feinste Detail auf-
gearbeitet und beantwortet worden. Sie haben hier 
nur drum herumgeredet. Das war beinahe unerträg-
lich.

(Margit Wild (SPD): Eben gerade nicht! Darum 
sind Sie ja so nervös.)

Ich will an dieser Stelle noch einmal feststellen, dass 
hier gemachte Aussagen nicht zutreffen.

(Horst Arnold (SPD): Keine einzige Gerichtsent-
scheidung! Darum geht es doch: Rechtsstaat!)

Der Abschiebebescheid des BAMF ist bereits 2013 
ergangen. Die Aussage hier, es habe keinen Be-
scheid gegeben, war also falsch, aber 2013 konnten 
letztlich keine Abschiebungen durchgeführt werden. 
Erst seit Herbst 2016 konnten Abschiebungen vorge-
nommen werden. Das können Sie kritisieren oder 
nicht, rechtlich ist es aber einfach so. Und genau zu 
diesem besagten Termin war eine Sammelabschie-
bung angeordnet, und deshalb war eine andere Hand-
lung ganz einfach nicht mehr möglich. Ich bitte, das 
einfach zur Kenntnis zu nehmen und die Dinge nicht 
immer wieder von Neuem letztendlich zu verdrehen.

(Horst Arnold (SPD): Nee!)

Liebe Frau Kamm, Sie hatten deutlich gemacht, es 
habe nicht einmal einen Bescheid gegeben. Es hat 
schon einen Bescheid gegeben, nämlich den von 
2013. Das muss in dieser Situation noch einmal ange-
sprochen werden.

(Horst Arnold (SPD): Das war eine Duldung!)

Grenzwertig ist es auch, wenn man sagt, der Minister 
sei heute absichtlich nicht da. Er ist zu Sondierungs-
gesprächen in Berlin. Ich meine, Ihre politische Grup-
pierung dürfte bei diesen Gesprächen auch dabei 
sein. Deshalb finde ich es fast unterirdisch, wenn man 
solche Dinge an dieser Stelle zum Ausdruck bringt.

(Beifall bei der CSU)

Ich will es nicht vertiefen, weil vom Kollegen Straub 
alles angesprochen worden ist.

(Margit Wild (SPD): Was ist mit der Duldung?)

Ich bitte aus den genannten Gründen, diese beiden 
Anträge aus rechtsstaatlicher Sicht abzulehnen.

(Beifall bei der CSU – Margit Wild (SPD): Das 
war eine Antwort, die eines Staatssekretärs nicht 
würdig ist! Mein lieber Schwan!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, 
Herr Staatssekretär. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir 
kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge 
wieder getrennt. Der federführende Ausschuss für 
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen empfiehlt 
für beide Anträge die Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der 
FREIEN WÄHLER auf Drucksache 17/17268 zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen der FREIEN WÄHLER, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Kollege Muthmann (fraktionslos). Gegenstimmen 
bitte! – Das ist die CSU-Fraktion. Damit ist der Antrag 
abgelehnt. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/17150 zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind auch wieder die Fraktio-
nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FREIEN 
WÄHLER und der SPD. Gegenstimmen bitte! – Die 
Fraktion der CSU und Kollege Muthmann (fraktions-
los). Gibt es Enthaltungen? – Keine. Dann ist auch 
dieser Antrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Antrag der Abgeordneten Dr. Herbert Kränzlein, 
Harald Güller, Susann Biedefeld u. a. (SPD)
Für eine aktive Rolle des Freistaates beim 
Wohnungsbau - Staatliche 
Mietwohnungsbaugesellschaft gründen 
(Drs. 17/17149) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Verteilung darf ich als bekannt vorausset-
zen. Erster Redner ist Kollege Dr. Kränzlein. Bitte 
schön.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Präsident, verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Es ist kein Zufall, dass 
wir heute schon zum zweiten Mal über das Wohnen 
sprechen; denn das ist ein elementares Grundbedürf-
nis. Inzwischen haben in diesem Land Hunderttau-
sende Probleme, eine geeignete und bezahlbare 
Wohnung zu finden. In dieser Frage dürfte bei uns 
Übereinstimmung herrschen. Wir müssen uns des-
halb Gedanken darüber machen, wie wir uns diesem 
Thema nähern und was wir politisch tun können.
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Die Problematik besteht darin, dass bei vielen Maß-
nahmen die zugrunde liegende Analyse falsch ist. Ne-
oliberale Lösungen, die angedacht werden, werden 
immer zu kurz greifen. Aufgrund der EZB-Politik des 
billigen Geldes und der niedrigen Zinsen können wir 
seit langen Jahren das Ausweichen derer, die ein grö-
ßeres Vermögen haben, in das sogenannte Betongold 
beobachten. Diese Leute investieren in Wohnungen 
und Häuser. Diese große Nachfrage steigert automa-
tisch den Preis für Wohnungen. Neben diesen enor-
men Preissteigerungen für die Neubauten, die auch 
dadurch entstehen, dass die Bauwirtschaft ausgelas-
tet ist und mehr nehmen kann, sind gefährliche Mit-
nahmeeffekte eingetreten; denn die Altbauten und die 
großen Wohnungsbestände von Genossenschaften 
heben die Mieten auf Marktniveau. Das ist in einer 
Marktwirtschaft normal. Die momentanen Bedingun-
gen, die wir haben, stellen jedoch ein partielles Markt-
versagen dar. Das ist hochgefährlich.

Grund und Boden sind nicht beliebig vermehrbar. Das 
ist eine Selbstverständlichkeit. Allerdings sind auch 
die Kommunen nur in relativ geringem Maße bereit, 
Bauland neu auszuweisen oder Verdichtungen vorzu-
nehmen. Die Gründe dafür sind zum Teil recht ver-
nünftig; denn die Kommunen müssten in diesem Fall 
auch die Infrastruktur bereitstellen und die Bodenver-
siegelungsproblematik im Auge behalten. Die Kom-
munen haben oft eine Verkehrssituation, die nicht 
dazu geeignet ist, die Zahl der Wohnungen zu ver-
mehren. Das ist gerade im Ballungsraum München 
der Fall. Daneben haben die Bürgermeister der Kom-
munen oft das Problem von Egoismen bei bereits an-
sässigen Bürgern, die oft gar nicht wollen, dass neues 
Bauland ausgewiesen wird.

Aus all dem folgt, dass die Mietpreise für Neubauten 
bei 12 Euro pro Quadratmeter beginnen. Das ist in re-
lativ vielen Teilen Bayerns der Fall. Ausnahmen be-
stehen nur in wenigen Landkreisen. In den Großstäd-
ten, in denen der Wohnungsmarkt angespannt ist, 
gehen die Preise noch dynamischer nach oben. Wir 
müssen uns deshalb überlegen, was wir tun können. 
Ein Großteil der Bevölkerung ist von dieser Entwick-
lung betroffen. Dort zehren die Mieten in unerträgli-
cher Weise einen Großteil der Familieneinkommen 
auf. Rentner, Auszubildende, Studenten, Fachhand-
werker, viele Akademiker und junge Familien haben 
Probleme, auf diesem Markt überhaupt noch ange-
messene Mietpreise zu finden, die sie als Berufsan-
fänger und auch später bezahlen können.

Wir müssen etwas gegen diese Misere tun. Wir haben 
dazu die klassischen Instrumente, die wir auch weiter-
hin benötigen werden: Steuererleichterungen, Ab-
schreibungen, die Grunderwerbsteuerfreibeträge, die 
Wohnbauförderung und den sozialen Wohnungsbau. 

Diese Instrumente sind richtig und gut, aber sie rei-
chen nicht. Wir merken jetzt schon, dass trotzdem 
immer noch größere Gruppen durch das Raster fallen 
und keine Wohnungen bekommen. Wir haben des-
halb einen wohldurchdachten Vorschlag gemacht. Wir 
wollen eine staatliche Wohnungsbaugesellschaft 
gründen, die, anders als beim sozialen Wohnungs-
bau, Wohnungen nicht nur baut, sondern sie dauer-
haft in staatliche und kommunale Besitzverhältnisse 
überführt. Damit könnte diese Wohnungsbaugesell-
schaft nachhaltig auf den Mietmarkt einwirken.

Herr Kollege Weidenbusch hat zu diesem Vorschlag 
gesagt, ob das staatliche Gesellschaften überhaupt 
könnten. In Nürnberg gibt es bereits eine solche Ge-
sellschaft, bei der der Staat dabei ist. Wir haben die 
Stadibau. Wir können in ganz Bayern auf vorhandene 
Strukturen zurückgreifen. Wir haben Ihnen in unserem 
Antrag detailliert aufgelistet, wie das gehen könnte, 
nämlich über die Stadibau, die IMBY und die Bayern-
Grund, die zusammengespannt werden könnten. 
Dazu müssten ein paar rechtliche Rahmenbedingun-
gen geändert werden. Wir würden damit Kompeten-
zen bündeln, eine schlagkräftige Organisation schaf-
fen und die Strukturen anpassen.

Das hätte massive Vorteile. Wir hätten einen Dienst-
leister für die kommunalen Bauverwaltungen. Viele 
Kommunen nehmen das Geld aus der zweiten Säule 
des Wohnungspakts Bayern in Anspruch, weil ihre 
Bauverwaltungen überfordert sind. Die Infrastruktur 
dieser Kommunen ist schon ausgelastet. Außerdem 
sind auf dem Markt nicht genügend junge Architekten 
oder überhaupt Architekten zu bekommen.

Wir hätten mit diesem Modell eine Hilfe für die Kom-
munen. Die großen Städte brauchen eine solche Hilfe 
nicht. Sie können sich selbst helfen. Dieses Modell 
würde den Umlandkommunen helfen, die etwas tun 
könnten, aber das aus den genannten Gründen unter-
lassen. Für die Kommunen, die das Bauland auswei-
sen und dies den Bürgern gegenüber vertreten müs-
sen, entstünde folgender Anreiz: Diese Kommunen 
könnten für einen Teil dieser Wohnungen dauerhafte 
Belegrechte erhalten. Sie könnten Menschen, die in 
den Kommunen besonders geschützt und gefördert 
werden müssen, zum Beispiel Leute, die in der Pflege 
und der Erziehung beschäftigt sind, Facharbeiter und 
junge Familien, in diese Wohnungen bringen. Der 
Staat hätte finanzielle Rückläufe und müsste nicht in 
dem Maße auf eine Rendite achten wie andere.

Leider muss ich es sehr kurz machen. Bei diesem 
Modell würden keine Ghettos entstehen. Das bewei-
sen die Genossenschaftsbauten der Jahrhundertwen-
de. Dies wäre ein sehr günstiges und sehr gutes Mo-
dell, bei dem verschiedene Leute aus sehr 
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verschiedenen Gruppen nebeneinander leben könn-
ten.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege, Sie 
kommen aber schon zum Ende, oder?

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Sofort. Uns geht es vor 
allem darum: Bezahlbares Wohnen braucht neue Ant-
worten zu den alten Antworten. Dies ist eine neue 
Antwort.

(Beifall bei der SPD)

Überwinden Sie bitte Ihren normalen Reflex der auto-
matischen Ablehnung. Gehen Sie diesen Weg mit 
uns, wenn schon nicht heute, dann vielleicht morgen 
mit einem eigenen Antrag.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr. – 
Nächste Wortmeldung: Herr Kollege Weidenbusch für 
die CSU-Fraktion. Bitte schön.

Ernst Weidenbusch (CSU): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Der Antrag beruht auf der Annah-
me, der Mietwohnungsbau würde günstiger, wenn ihn 
der Staat macht. Wenn man diesen Antrag liest, steht 
dort: Schöner, besser, billiger, wenn es der Staat 
macht. Das stimmt eben nicht, weil der Staat Rah-
menbedingungen hat, unter denen er weder schöner 
noch besser noch billiger bauen kann. Deshalb wer-
den wir diesen Antrag ablehnen.

Im Übrigen darf ich darauf hinweisen, dass dies schon 
die Väter der Bayerischen Verfassung gewusst 
haben. Deshalb haben sie nämlich die Wohnungsbau-
förderung dem Staat aufgegeben und den tatsächli-
chen Wohnungsbau den Kommunen. Sollten sich in 
der weiteren Diskussion keine wirklich guten Argu-
mente mehr ergeben, würde ich es dabei belassen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Herr Kollege Weidenbusch. – Für die FREIEN WÄH-
LER spricht jetzt Herr Kollege Glauber. Bitte schön.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Herr Präsident, wertes Präsidium, 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Weidenbusch, 
man könnte natürlich Ihrer Argumentation folgen und 
sagen: Diese Aufgabe wurde auf die Kommunen 
übertragen. Die Kommunen sollen diese Aufgabe 
auch leisten. Ich glaube aber, dass der Freistaat und 
der Bayerische Landtag ebenfalls eine Verantwortung 
haben. Diese Verantwortung finden wir auch in der 
Bayerischen Verfassung, nämlich im Artikel 106.

Herr Kollege Weidenbusch, in den Neunzigerjahren 
hatten wir in Bayern 500.000 Wohnungen in einer So-
zialbindung. Heute sind es noch 140.000 Wohnungen. 
Deshalb gebe ich Ihnen nur bedingt recht, wenn Sie 
sagen, dies müssten die Kommunen und der Markt 
regeln. Die letzten Wahlergebnisse zeigen, dass wir 
uns Gedanken darüber machen müssen, wie wir mit 
dem Problem umgehen wollen, dass Wohnraum zu 
einem knappen Gut geworden ist. Dieses Problem 
zeigen uns die Menschen schon seit Jahren auf. Wir 
müssen darauf Antworten finden. Ich würde es für zu 
einfach halten, wenn sich der Bayerische Landtag hin-
stellen und sagen würde: Das sollen die Kommunen 
regeln.

Ich halte das schon deshalb für falsch, weil wir einen 
bayerischen Haushalt haben. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der CSU, in diesem Haushalt haben Sie 
in den Neunzigerjahren Bundesmittel und Landesmit-
tel in Höhe von 600 Millionen Euro einsetzen wollen, 
weil Sie wussten, dass dieses Thema für Bayern 
wichtig ist, und weil sie um den Artikel 106 der Baye-
rischen Verfassung wussten.

Jetzt haben wir einen Rekordhaushalt, den noch kein 
Finanzminister und kein Staatssekretär vorher hatte, 
und in diesem Haushalt sind wir beim sozialen Woh-
nungsbau auf dem niedrigsten Wert angekommen.

(Ernst Weidenbusch (CSU): Das stimmt nicht!)

– Doch, Herr Kollege Weidenbusch! Wir sind beim so-
zialen Wohnungsbau auf dem niedrigsten Wert ever 
angekommen. Das kann doch nicht sein!

(Ernst Weidenbusch (CSU): Das ist falsch!)

– Ich glaube, Sie machen sich hier einen schlanken 
Fuß, indem Sie sagen, das müssten andere regeln. 
Ich glaube vielmehr, es liegt auch in unserer Verant-
wortung, hier flankierende Maßnahmen zu leisten.

Ob der Antrag der Kolleginnen und Kollegen der SPD 
betreffend Gründung einer staatlichen Wohnungsbau-
gesellschaft tatsächlich die richtige Antwort ist, kann 
auch ich nicht abschließend sagen. Es ist aber viel-
leicht ein möglicher Ansatz. In unserer Fraktion sind 
dazu noch einige Fragen offen, die noch zu klären 
wären, bevor man so etwas ausprobiert. So stellt sich 
die Frage, ob die Immobilien Freistaat Bayern, die 
Bayern IMBY, wirklich nicht in der Lage ist – und damit 
wir –, unsere eigenen Grundstücke zur Verfügung zu 
stellen. Ich erlebe immer wieder, dass man die Grund-
stücke nicht kennt, nicht weiß, welches Baurecht auf 
den Grundstücken liegt, oder dass man die Grundstü-
cke nicht in die Vermarktung gibt. Hier haben wir eine 
Aufgabe. Vielleicht müssen wir für den angestrebten 
Zweck gar keine Partner zusammenspannen, wenn 
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man den Baugrund hat, dann können das unsere 456 
bayerischen Wohnungsbaugesellschaften auch sehr 
gut selbst. Die übernehmen solche Aufgaben nämlich 
tagtäglich. Da sind die Kommunen im Boot. Wichtig ist 
aber, dass man den Baugrund hat, und da kommt der 
Freistaat wieder ins Spiel.

Wenn Sie in die Gemeinde- und Stadträte hineinse-
hen, dann stellen Sie fest, dass die alle mit Bayern-
Grund zu tun haben. Deshalb ist es ein berechtigter 
Vorschlag, die BayernGrund in dieses Unternehmen 
einzubeziehen. Die BayernGrund ist als Erschlie-
ßungsträger, als Beschaffer von Grundstücken be-
kannt. Da kann man sicher noch mehr Kreativität ein-
bringen. Diesbezüglich würde ich mir auch mehr 
Engagement im Finanzministerium und im Innenmi-
nisterium wünschen, um zu Lösungen zu kommen.

Noch einmal: Es ist nicht in Ordnung, wenn wir uns 
hier herstellen und sagen: Das sollen andere richten. 
Ich glaube vielmehr, hier haben wir soziale Verantwor-
tung. Es darf nicht sein, dass in vielen Gebieten – und 
dabei denke ich nicht nur an die Ballungsräume – ein 
ganzer Verdienst einer Familie komplett für die Miete 
aufgewendet werden muss. Da müssen doch bei uns 
hier im Landtag die Alarmglocken läuten, und zwar 
nicht nur dann, wenn wir über Nürnberg oder Mün-
chen diskutieren, das gilt mittlerweile für viele Regio-
nen Bayerns. Wir haben hier eine Verantwortung.

Ich bin mir aber nicht sicher, ob die von der SPD vor-
geschlagene Konstruktion richtig ist. Vielleicht müssen 
wir eine weitere Debatte darüber führen, ob wir wirk-
lich eine staatliche Wohnungsbaugesellschaft brau-
chen oder ob wir besser über die Wohnbauunterneh-
men, die es bereits gibt, tätig werden können. Der 
Freistaat muss mit seinen Grundstücken, Initiativen 
und Geld deutlich mehr dafür tun. Ich erlebe hier aber 
eine CSU-Fraktion, die die Bedeutung dieses Themas 
noch immer nicht erkannt hat. Engagieren Sie sich 
mehr, geben Sie in den zuständigen Ministerien, im 
Finanz- und im Innenministerium deutlich mehr Gas. 
Andernfalls werden Sie bei kommenden Wahlen dafür 
die rote Karte gezeigt bekommen. Es gibt beim Wohn-
raum wirklich soziale Verwerfungen. Hier muss 
schleunigst reagiert werden. Wir brauchen nicht jede 
Woche eine Sonntagsrede oder die Klage, dass wir 
das Thema schon wieder diskutieren. Ich bin vielmehr 
der Meinung: Wir müssen dieses Thema tagtäglich 
diskutieren, damit hier endlich Entscheidungen getrof-
fen werden und etwas vorwärts geht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der 
SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. – 
Für die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

spricht jetzt Herr Kollege Mistol. Bitte sehr, Sie haben 
das Wort.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen 
und Kollegen! Über die Gründung einer staatlichen 
Wohnungsbaugesellschaft diskutieren wir in dieser 
Legislaturperiode nicht das erste Mal. Die SPD hat 
hier einen sehr konkreten Vorschlag gemacht und for-
dert, IMBY, Stadibau und BayernGrund zusammenzu-
führen. Andererseits lässt der Antrag, den ich gelesen 
habe, im Detail durchaus den notwendigen Spielraum, 
wie das am vernünftigsten organisiert werden kann. 
Auch wir GRÜNEN stehen dafür, dass das staatliche 
Engagement im Wohnungsbau ausgeweitet und opti-
miert wird. Optimiert heißt für uns, wir wollen langfris-
tig günstige Wohnungen schaffen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dafür brauchen wir Instrumente, die über die 25-jähri-
ge Bindungsfrist hinausgehen. Wir brauchen etwas 
wirklich Langfristiges. Wir müssen dem Auftrag in Arti-
kel 106 der Bayerischen Verfassung in geeigneter 
Weise nachkommen. Dazu gehört aus unserer Sicht 
auch, dass wir in der Tat einen starken staatlichen 
Player auf dem Grundstücksmarkt brauchen. Das ist 
für mich der spannendste Aspekt dieses Antrags. Ge-
rade in prosperierenden Regionen steht nämlich oft-
mals kaum mehr Bauland zur Verfügung, das ausge-
wiesen werden kann. Weder der Staat noch ein 
Großteil der Kommunen haben nämlich eine voraus-
schauende Liegenschaftspolitik betrieben, und sie tun 
es auch heute noch nicht. Ein staatlicher Dienstleister, 
der die Kommunen hierbei unterstützt, wäre aber in 
der Tat sehr hilfreich.

Kürzlich war ich in der österreichischen Hauptstadt 
Wien. Dort wurde mir gesagt, dass Wien unter dem 
Strich jährlich 30.000 neue Einwohner bekommt. Die 
Stadt Wien plant deshalb bodenpolitisch viele Jahr-
zehnte voraus. Heute besitzt die Stadt schon Grund-
stücke, auf denen sie in 20, 30 Jahren Baurecht 
schaffen will und kann. Eine so vorausschauende Lie-
genschaftspolitik funktioniert aber nur, wenn man 
dafür personell und organisatorisch gut aufgestellt ist. 
Ich stelle aber fest: Das sind wir in Bayern nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Auch die Bilanz des von der CSU-Regierung viel ge-
priesenen Wohnungspaktes Bayern fällt bei genaue-
rem Hinsehen ernüchternd aus. Das gilt vor allem für 
den dringend notwendigen Mietwohnungsbau. Da ist 
man von den ambitionierten Zielen weit entfernt. Es 
sollten jährlich 7.000 Wohnungen sein. Im letzten Jahr 
waren es knapp 4.000, die geschaffen wurden. Da ist 
gerade einmal gut die Hälfte der Zielmarke. Die Lan-
desmittel für Wohnraumförderung sind auf dem nied-
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rigsten Niveau, das wir je hatten. Das ist für uns 
GRÜNE völlig inakzeptabel.

Außerdem, Kolleginnen und Kollegen, sinkt die Zahl 
der Sozialwohnungen unaufhaltsam. 1988 hatten wir 
noch 500.000 Sozialwohnungen im Freistaat. Heute 
sind es gerade einmal 150.000. Gleichzeitig aber ste-
hen in Bayern 35.000 Menschen auf der Warteliste für 
eine Sozialwohnung. Das ist – und darüber haben wir 
uns hier im Hause schon des Öfteren unterhalten – 
insbesondere nach der Privatisierung der einst staatli-
chen Wohnungsbaugesellschaft GBW feststellbar. Da-
mals hat die Staatsregierung nicht nur ein starkes Un-
ternehmen, sondern auch einen starken verlässlichen 
Partner beim sozialen Wohnungsbau unnötigerweise 
aus der Hand gegeben. Das geschah zum Leidwesen 
der Mieterinnen und Mieter, die trotz Sozialcharta 
nicht davor gefeit sind, langsam, still und heimlich 
über ihren Geldbeutel aus ihren Wohnungen vertrie-
ben zu werden.

Wir GRÜNEN sind der festen Überzeugung: Wir brau-
chen effiziente Strukturen, um vonseiten des Staates 
mehr Wohnungen zur Verfügung zu stellen, Wohnun-
gen, die sich die Menschen tatsächlich leisten kön-
nen. Wie eine Zusammenlegung oder eine verbind-
lichere Zusammenarbeit der im Antrag genannten 
Akteure genau aussehen könnte, muss sicher noch 
gut bedacht werden. Der Antrag lässt dafür aber den 
entsprechenden Spielraum offen. Was wir aber am 
wenigsten brauchen können und was am Ende kei-
nesfalls herauskommen darf, das ist ein bürokrati-
scher Wasserkopf.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, abschließend möchte ich 
noch sagen: Wir GRÜNEN unterstützen den vorlie-
genden Antrag, weil alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden sollen, damit alle Menschen im Freistaat mit 
bezahlbarem Wohnraum versorgt werden können, mit 
Wohnungen, die sich die Menschen leisten können. 
Genug von diesen Wohnungen zu haben, ist nicht zu-
letzt ein wichtiger Beitrag zur Förderung des gesell-
schaftlichen Zusammenlebens. Diese Verantwortung 
des Landtags nimmt uns niemand ab.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank – es 
hat sich noch einmal Herr Kollege Weidenbusch zu 
Wort gemeldet. Bitte schön.

Ernst Weidenbusch (CSU): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Die Grundannahme, dass der 
Staat, wenn er baut, billigere Mieten anbieten kann, 
verkennt, dass der Staat bei jeder Baumaßnahme an 
die Vergaberichtlinien gebunden ist. Er kann nicht mit 

einem Generalunternehmer bauen. Er muss die ein-
zelnen Gewerke ausschreiben, und damit ergibt sich 
dieselbe Entwicklung, die wir bei allen Baumaßnah-
men haben, die der Staat macht.

(Georg Rosenthal (SPD): Das stimmt nicht!)

– Das stimmt schon.

(Georg Rosenthal (SPD): Ich kann es auch be-
gründen!)

– Wissen Sie was, Sie können mir gerne schreiben, 
warum es nicht stimmt. Hier aber nur dazwischenzu-
schreien, das ist ein bisschen billig. Sie hätten sich zu 
Wort melden können, wenn Sie etwas beitragen wol-
len.

(Beifall bei der CSU)

Diese Probleme haben wir auch bei unseren großen 
Baumaßnahmen, das haben wir bei Theatern, das 
haben wir bei Schulumbauten. Da sind wir eigentlich 
viel zu teuer im Vergleich zum Markt. Das haben eure 
Vertreter im Haushaltsausschuss auch immer gerügt.

Zusätzlich haben wir das Problem, dass wir die 
Grundstücke, die wir, der Freistaat Bayern, haben, zu-
nehmend für unsere Staatsbediensteten brauchen. Im 
Haushaltsausschuss hat bisher eigentlich über alle 
Fraktionen hinweg Einigkeit darüber bestanden, dass 
wir alles, was bebaubar wird, momentan der Stadibau 
geben, damit sie Staatsbedienstetenwohnungen baut, 
weil wir an dieser Stelle diesen Bedarf haben.

Das zentrale Problem ist im Moment eher, dass wir in 
Bayern sozusagen das Opfer unserer guten Lage ge-
worden sind, und zwar nicht örtlich, sondern wirt-
schaftlich, weil auf der ganzen Welt Menschen nach 
Investitionsmöglichkeiten suchen und feststellen, dass 
die Investition in eine bayerische Immobilie erstens 
wertstabil und zweitens rentabel ist, weshalb die Men-
schen bei uns in München, in Nürnberg, aber auch in 
anderen Städten mittlerweile im Wettbewerb zu aus-
ländischen Investoren stehen. Das ist das tatsächli-
che Problem. Das werden wir nicht dadurch lösen, 
dass wir selber außerhalb des sozialen Wohnungs-
baus mehr Wohnungen bauen, sondern wir werden 
das nur dann lösen, wenn wir Möglichkeiten finden, 
die Vorteile ausländischer Investoren beim Kauf von 
Immobilien zurückzuführen, etwa dadurch, dass wir 
zum Beispiel bei der Erbschaftsteuer mehr Gerechtig-
keit schaffen. Aus meiner Sicht kann es nicht sein, 
dass jemand, der hier lebt, eine Immobilie hat und 
diese vererbt, zur Erbschaftsteuer herangezogen 
wird, während ein chinesischer Investor, ein russi-
scher Investor oder ein arabischer Investor die Immo-
bilie wunderbar kaufen kann, weil er keinen Wertver-
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lust zu befürchten hat. Er muss auch im Erbfall keine 
Erbschaftsteuer zahlen. Er versteuert gar nichts. Das 
ist die Ungerechtigkeit gegenüber den Leuten, die hier 
geboren und aufgewachsen sind. Diese Ungerechtig-
keit müssen wir beseitigen.

(Beifall bei der CSU)

Da geht es mir gar nicht darum, dass jemand gar 
keine Erbschaftsteuer mehr bezahlt. Ich möchte jetzt 
nicht die Diskussion über die völlige Abschaffung der 
Erbschaftsteuer führen. Aber wir müssen die gleichen 
Möglichkeiten schaffen. Wir können uns nicht herset-
zen und uns darüber beschweren, dass die Menschen 
in Bayern Probleme haben, günstigen Wohnraum zu 
finden, und auf der anderen Seite nichts dafür tun, 
dass er wirklich bezahlbarer wird.

Hinzu kommt eine weitere Problematik. Wir hatten 
nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
die Situation, dass sogar höhere Prozentanteile des 
Einkommens für Wohnen aufgewendet werden muss-
ten als jetzt, aber gleichzeitig war zum damaligen 
Zeitpunkt die Quadratmeterzahl, die jemand zum 
Wohnen beansprucht hat, die Hälfte von heute. Frü-
her hat jemand gesagt, wenn er 22 Quadratmeter 
hatte: Wunderbar, alles passt. – Heute sagt jeder: 
45 Quadratmeter sind meine Untergrenze. Das kön-
nen Sie nachlesen. Das sind Zahlen vom Landesamt 
für Statistik und vom Bundesamt. Das bedeutet, dass 
wir oftmals gar nicht so schnell bauen können, wie der 
Bedarf allein dadurch wächst, dass die Leute mehr 
Platz zum Wohnen haben wollen, was ich persönlich 
vollkommen nachvollziehen kann. Ich persönlich 
räume ein, dass meine Frau und ich nicht auf 44 Qua-
dratmeter pro Person wohnen. Aber das sind die Her-
ausforderungen, die wir da haben. Wir sollten uns die-
sen stellen.

Wir sollten schauen, dass wir ausländische Investoren 
nicht besserstellen als unsere. Wir sollten schauen, 
dass wir beim Recht sowohl des Mieters als auch des 
Vermieters nicht überziehen. Aber die CSU-Fraktion 
und ich glauben nicht, dass wir das Problem lösen, 
indem der Staat in Zukunft teurer baut.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. – 
Dann haben wir noch eine Zwischenbemerkung von 
Herrn Dr. Kränzlein.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Kollege Weiden-
busch, Sie bringen immer Beispiele, die eigentlich 
falsch sind. Die Erbschaftsteuer und die chinesischen 
Investoren? – Das ist ja ein Witz. Keine Baugesell-

schaft bei uns, keine Genossenschaft usw. wird mit 
der Erbschaftsteuer belegt.

Ernst Weidenbusch (CSU): Die Menschen selber!

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Das ist die falsche 
Denkweise. Ich habe mir die Mühe gemacht, die Zah-
len nachzuprüfen, die Sie im Ausschuss zur Wohn-
bauförderung genannt haben. Sie haben da für 2016 
379 Millionen Euro angegeben, ohne Bund wohlge-
merkt. Tatsächlich sind es 259 Millionen Euro. Für 
2017 haben Sie 420 Millionen Euro angegeben. Es 
sind ausweislich des Doppelhaushalts 237 Millionen 
Euro. Da können Sie reinschauen. Dann belegen Sie 
mir mal, dass es anders ist, selbst wenn Sie Studen-
tenwohnungen mit 35 Millionen Euro dazuzählen.

Ich komme zum billigen Baugrund. Da liegen Sie völ-
lig falsch. Ich habe als Bürgermeister 24 Jahre lang 
vorausschauende Bodenpolitik gemacht. Das kann 
Ihnen in Puchheim jeder bestätigen.

Ernst Weidenbusch (CSU): Stimmt.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Dazu haben wir den 
städtebaulichen Vertrag. Wir haben die privaten Umle-
gungsverfahren, und die Kommunen, die wollen und 
dann auch können, weil sie Hilfe bekommen und 
diese Instrumente anwenden. Sie kommen dann zu 
Bauland, mit dem man sehr viel machen kann.

(Georg Rosenthal (SPD): Richtig!)

Das haben wir übrigens auch gemacht.

Ernst Weidenbusch (CSU): Ja, das ist doch unbe-
stritten.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Auf diesem Weg 
kämen wir ein deutliches Stück weiter. Zusätzlich 
braucht man keine Rendite in dem Umfang wie Priva-
tinvestoren, eventuell auch deswegen, weil man, 
wenn man die anderen fördert, in diesem Bereich 
auch den staatlichen Wohnungsbau fördern kann. 
Wenn Sie recht hätten, müssten wir den Wohnungs-
bau durch Stadibau einstellen, wobei dieser nicht von 
bayerischen Beamten durchgeführt wird, sondern dort 
werden Aufträge an die Bauwirtschaft vergeben, was 
auch diese staatliche Gesellschaft macht. Sie müss-
ten dann im Prinzip als Staat auch die Nürnberger 
Gesellschaft bald verlassen, weil dort genau das in 
kleinem Umfang gilt, was wir in großem Umfang wol-
len. All die Probleme, die man noch ausräumen muss 
– der Herr Glauber hat ein paar angesprochen; von 
den GRÜNEN hat es Herr Mistol gesagt –, könnten 
wir miteinander lösen, wenn wir diesen Reflex, dass 
die einen das, was die anderen machen, nicht gut fin-
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den können, aufgeben. Die Idee ist richtig, wichtig und 
gut.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Ernst Weidenbusch (CSU): Zunächst mal: Das, was 
Puchheim gemacht hat, als Sie dort Bürgermeister 
waren, war vorausschauend. Das räume ich ein. Das 
ist einfach so. Das haben Sie zu Recht dargestellt. – 
Da sind aber drei Punkte, die problematisch sind. Ers-
tens. Sie müssen alle Titel im Haushalt zusammen-
zählen, die das betreffen, und dürfen nicht immer 
einen vergessen. Ich hatte im Haushaltsausschuss 
extra die Titel dazugesagt, damit es nicht schiefgeht. 
Ich habe die Unterlagen jetzt nicht mitgenommen. 
Aber die Summen stimmen. Ich bin gern bereit, das 
bilateral zu liefern.

Zweites Thema. Jemand erbt in München von seinen 
Eltern ein Mietshaus. Lassen Sie dieses Mietshaus 
acht Parteien haben. Ich glaube, acht Parteien waren 
in unserer letzten Diskussion unserer gemeinsamen 
Annahme. Dann sind das etwa 1,6 Millionen Euro, die 
das Mietshaus wert ist. Dann hat er einen Freibetrag 
in Höhe von 400.000 Euro. Das heißt, er versteuert 
etwa 1,2 Millionen Euro. Das sind, selbst wenn er den 
günstigsten Steuersatz hat, 240.000 Euro. Damit er 
die 240.000 Euro an Steuern über kurze oder mittlere 
Zeit wieder reinholt, bleibt ihm gar nichts anderes 
übrig, als seine Mieteinnahmen zu optimieren. Der 
chinesische Investor zahlt keinerlei Steuer, hat dieses 
Ding für 1,6 Millionen Euro gekauft, rentiert es mit der 
Miete und hat überhaupt keine Notwendigkeit zu erhö-
hen. Er macht das aber dann, wenn er feststellt, dass 
seine deutschen Nachbarn alle um 5 %, 6 % oder 8 % 
erhöhen, weil sie es müssen, weil er nämlich sagt, der 
Markt gebe es ja her. Diese Spirale haben Sie offen-
bar nicht verstanden. Das ist der Grund, warum ich 
den Antrag ablehne, nicht weil er von der SPD ist. Es 
ist mir persönlich – das wissen Sie auch – eigentlich 
wurscht, von wem ein Antrag ist. Das ist mir wurscht. 
Aber das funktioniert wirklich nicht.

Zum Thema Stadibau: Ja, es wäre mir lieber, wenn 
ich das, was die Stadibau baut, auch noch privat ma-
chen dürfte. Ich kann es nur nicht, weil ich selbst 
dann, wenn ich von einem Dritten kaufen würde, vor-
her das Vergabeverfahren durchlaufen muss. Deswe-
gen sind wir bei der Stadibau zu teuer. Es ist aber 
systembedingt nicht anders möglich.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Weidenbusch. – Jetzt für die Staatsregierung 
– – Der Herr Staatssekretär verzichtet. Dann ist die 
Aussprache geschlossen. Weitere Wortmeldungen lie-

gen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Der fe-
derführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen empfiehlt die Ablehnung des Antrags.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen der SPD und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Die CSU-
Fraktion und Kollege Muthmann (fraktionslos). Enthal-
tung? – Die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Damit ist 
der Antrag abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 bis 35 
gemeinsam auf:

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern I
Bundesweite Erhöhung der Medizinstudienplätze 
(Drs. 17/17368) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern II
Einrichtung eines Lehrstuhls für 
Allgemeinmedizin mit adäquater Ausstattung an 
allen medizinischen Fakultäten der Universitäten 
(Drs. 17/17369) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern III
Verstärkte Berücksichtigung des Faches 
Allgemeinmedizin im Medizinstudium 
(Drs. 17/17370) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern IV
Förderung von Modellprojekten zur Unterstützung 
einer kontinuierlichen Betreuung von Patientinnen 
und Patienten durch Medizinstudierende im 
Rahmen des Medizinstudiums (Drs. 17/17371) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern V
Verstärkte Integration von Praxisseminaren und 
Planspielen zu Praxisgründung und 
unternehmerischer Führung einer eigenen Praxis 
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an den Institutionen der medizinischen Lehre 
(Drs. 17/17372) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern VI
Förderung der Weiterbildungsverbünde für die 
Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin 
(Drs. 17/17373) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern VII
Etablierung von Aus- und 
Weiterbildungskonzepten nach dem Vorbild des 
Leuchtturmprojekts "Ausbildungskonzept 
Allgemeinmedizin Dillingen" (Drs. 17/17374) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern VIII
Etablierung eines Anreizsystems zur 
Absolvierung des Praktischen Jahres im 
ländlichen Raum (Drs. 17/17375) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern IX
Entschlackung und Optimierung der 
Facharztweiterbildung (Drs. 17/17376) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern X
Gleiche Vergütungshöhe für Ärztinnen und Ärzte 
in Weiterbildung in Praxen (Drs. 17/17377) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XI
Informationskampagne über die Möglichkeit des 
Quereinstiegs von Fachärztinnen und Fachärzten 
in die Allgemeinmedizin (Drs. 17/17378) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XII

Erleichterung des Einstiegs in die hausärztliche 
Tätigkeit für Fachärztinnen und Fachärzte für 
Innere Medizin (Drs. 17/17379) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XIII
Vorrangige Vergabe von Medizinstudienplätzen an 
zukünftige Landärztinnen und Landärzte 
(Landarztquote) (Drs. 17/17380) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XIV
Ausweitung des Stipendienprogramms für 
angehende Landärztinnen und Landärzte 
(Drs. 17/17381) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XV
Imagekampagne für den Beruf der Hausärztin und 
des Hausarztes (Drs. 17/17382) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XVI
Zentrale Internetseite zur Information über 
Fördermöglichkeiten für Medizinstudierende, 
Absolventinnen und Absolventen des 
Medizinstudiums und tätige Ärztinnen und Ärzte 
(Drs. 17/17383) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XVII
Verstärkte und fortlaufende Information der 
Studierenden über bestehende 
Ausbildungsmodelle durch die Hochschulen 
(Drs. 17/17384) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XVIII
Erstellung einer mittelfristigen Bedarfsprognose 
für die Sicherstellung einer flächendeckenden, 
wohnortnahen medizinischen Versorgung durch 
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niedergelassene Haus- und Fachärzte 
(Drs. 17/17385) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XIX
Zeitnahe Weiterentwicklung der Bedarfsplanung 
durch den Gemeinsamen Bundesausschuss 
(Drs. 17/17386) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XX
Fortsetzung der regionalen Anpassung der 
Bedarfsplanung durch die Kassenärztliche 
Vereinigung Bayerns (KVB) und die bayerischen 
Krankenkassen (Drs. 17/17387) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXI
Bericht der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns 
über laufende Maßnahmen zur Sicherstellung der 
ärztlichen Versorgung und bestehende 
Hemmnisse (Drs. 17/17388) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXII
Beratung für die Kommunen in Fragen der 
medizinischen Versorgung ausbauen 
(Drs. 17/17389) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXIII
Betrieb von Praxen in unterversorgten Gebieten 
durch die Kassenärztliche Vereinigung Bayerns 
(KVB) (Drs. 17/17390) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXIV
Sichere wirtschaftliche Berufsperspektive für 
niedergelassene Ärztinnen und Ärzte in ländlichen 
Regionen (Drs. 17/17391) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXV
Kommunales Engagement bei der wohnortnahen 
ärztlichen Versorgung - Hemmnisse beseitigen 
(Drs. 17/17392) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXVI
Weitere Unterstützung der Reform der 
Organisation des Bereitschaftsdienstes durch die 
Kassenärztliche Vereinigung Bayerns - Entlastung 
der Ärztinnen und Ärzte auf dem Land 
(Drs. 17/17393) 

und

Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, 
Oliver Jörg, Jürgen Baumgärtner u. a. (CSU)
Medizinermangel in Bayern verhindern XXVII
Verbesserung des Sprachniveaus ausländischer 
Medizinerinnen und Mediziner (Drs. 17/17394) 

Ich gehe davon aus, dass Sie damit einverstanden 
sind, dass ich jetzt nicht alle 27 Unterbetreffe vorgele-
sen habe.

(Zurufe: Doch!)

Ich verweise insofern auf das Plenarprotokoll. – Ich 
eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Frak-
tionen beträgt 36 Minuten. Die Redezeit für die 
Staatsregierung ist dieselbe wie für die CSU-Fraktion. 
CSU 12 Minuten, SPD 9 Minuten, FREIE WÄHLER 
und GRÜNE jeweils 7,5 Minuten. Erster Redner ist 
Kollege Seidenath, bitte schön.

Bernhard Seidenath (CSU): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Deckung des Fachkräftebedarfs ist 
eines der drängendsten Themen in der Gesundheits- 
und Pflegepolitik. Hinsichtlich der Pflege ist das schon 
länger bekannt. Doch auch im ärztlichen Bereich 
droht ein Fachkräftemangel, gerade bei den niederge-
lassenen Ärzten, bei bestimmten Facharztgruppen, 
aber auch und gerade bei den Hausärzten, und hier 
insbesondere im ländlichen Bereich. Es geht hier um 
ein zentrales Zukunftsthema und um nicht mehr und 
nicht weniger als um eine eminent wichtige Aufgabe 
der Daseinsvorsorge.

Aktuell ist die Versorgung zwar noch gut; die Warnzei-
chen und Alarmsignale sind aber unübersehbar. Der-
zeit arbeiten in Bayern rund 9.000 Hausärzte mit 
einem Durchschnittsalter von 55 Jahren. Mehr als ein 
Drittel dieser Hausärzte wird in den nächsten acht 
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Jahren in den Ruhestand treten. Viele haben immer 
größere Schwierigkeiten, einen Nachfolger für die ei-
gene Praxis zu finden. Dieses Problem wird sich in 
den nächsten Jahren noch verschärfen, auch auf-
grund des verständlichen Wunsches nach einer Work-
Life-Balance, nach einer Teilzeittätigkeit, um Familie 
und Beruf gut kombinieren zu können. Es geht also 
darum, einen Medizinermangel in Bayern zu verhin-
dern.

Aus diesem Grund haben wir ein Antragspaket mit 
27 Anträgen geschnürt. Wir, insbesondere der Kollege 
Jürgen Baumgärtner, haben dazu unzählige Gesprä-
che geführt. Wir haben versucht, alle Betroffenen ein-
zubeziehen: die Kassenärztliche Vereinigung, die 
Landesärztekammer, den Hausärzteverband und die 
Wissenschaft. In dem Antragspaket, das wir heute be-
schließen wollen, haben wir alles gebündelt, was uns 
aktuell machbar und notwendig erscheint. Es ist ein 
wuchtiger Aufschlag. Wir haben dafür alles Pulver ge-
zündet, das uns derzeit zur Verfügung steht.

Einer der wichtigsten Punkte dabei ist: Wir brauchen 
mehr Ärzte, insbesondere solche, die als Hausärzte 
und Hausärztinnen tätig sind. Deshalb brauchen wir 
vor allem mehr Medizinstudienplätze; denn der dro-
hende Fachkräftemangel im ärztlichen Bereich ist 
hausgemacht. Wir hätten genug junge Menschen, die 
diesen Beruf ergreifen wollen, doch wir lassen sie 
nicht, weil es bundesweit zu wenige Medizinstudien-
plätze gibt. Hier muss nachgebessert werden. Die an-
deren Bundesländer müssen dem Beispiel und Vor-
bild Bayerns folgen und neue Studienplätze schaffen. 
Bayern erhöht die Zahl seiner Medizinstudienplätze 
mit der Fakultät Augsburg im Endausbau um 
1.500 Plätze.

Mehr Studienplätze sind das eine. Zweitens muss die 
Allgemeinmedizin in der Ausbildung der Ärzte stärker 
betont werden. Wir wollen die Allgemeinmedizin auch 
in der Fort- und der Weiterbildung stärken. Mit diesem 
Anliegen befassen sich allein 17 der 27 Anträge. Wei-
tere sieben Anträge befassen sich mit einer möglichst 
homogenen, zielgenauen und bedarfsgerechten Ver-
teilung der Ärztinnen und Ärzte über das Land. Die 
gleichmäßige Verteilung ist sehr wichtig. Mit zwei wei-
teren Anträgen wollen wir die Attraktivität des Berufs 
steigern und so dazu beitragen, dass Ärzte auch in 
ihrem Beruf verbleiben.

Lassen Sie mich noch ein Wort zur Finanzierung 
sagen. Wir beschließen die Anträge in der Regel mit 
dem Zusatz "im Rahmen vorhandener Stellen und 
Mittel". Das geht nicht anders, da es die Regel gibt, 
dass wir Anträge in finanzierter Form beschließen 
müssen. Aber allein für den Bereich des Gesundheits-
ministeriums wurden für den Nachtragshaushalt rund 

sechs Millionen Euro beantragt, um die Maßnahmen 
des Antragspakets zu unterfüttern. Wir tragen deshalb 
unser Anliegen auch in die Haushaltsberatungen. Die 
Aufgabe geht also auch nach dem heutigen Tag wei-
ter.

Zum Schluss bitte ich Sie darum, den Anträgen zuzu-
stimmen. Ich sage ganz offen: Mir ist weiterhin nicht 
erklärlich, warum die SPD sich außer bei den bloßen 
Berichtsanträgen diesen Anträgen verweigert hat. 
Schließlich geht es um die Patientinnen und Patienten 
in unserem Land. Es geht um uns alle. Es geht um 
Daseinsvorsorge. Wir müssen jetzt die Weichen stel-
len, damit in zehn Jahren die ersten Erfolge sichtbar 
sind. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Seidenath. – Für die SPD-Fraktion darf ich 
Frau Kollegin Sonnenholzner das Wort erteilen. Bitte 
schön.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): (Von der Rednerin 
nicht autorisiert) Herr Präsident, Kolleginnen und Kol-
legen! Kollege Seidenath, ich sehe es als Versagen 
meiner pädagogischen Fähigkeiten, dass ich es Ihnen 
im Ausschuss nicht erklären konnte.

(Bernhard Seidenath (CSU): Ich habe es nicht 
verstanden!)

Ich tue das jetzt noch mal. Aber ich kann Ihnen versi-
chern, dass nicht nur wir diese Anträge nicht gut fin-
den, sondern auch sehr viele Leute aus der Selbstver-
waltung, von der Sie gerade gesprochen haben. Sie 
sind darüber hinaus auch nicht der Meinung, dass uns 
diese Anträge auch nur einen Schritt weiterbrächten.

In der Tat ist der Fachkräftemangel eines der wichti-
gen, wenn nicht das wichtigste Thema im Bereich der 
Medizin, mit dem sich nicht nur die Politik, sondern 
die Gesellschaft insgesamt auseinanderzusetzen hat. 
Es geht nicht nur um Ärzte und Ärztinnen, es geht 
auch um die Pflegekräfte. Es geht um die Physiothe-
rapeuten, um die Psychotherapeuten, um die OTAs, 
um die MTAs und um alle anderen medizinischen Be-
rufsgruppen; denn dort haben wir überall zunehmend 
Schwierigkeiten. Deswegen ist die erste Aufgabe, 
dass wir uns dafür einsetzen, dass wir junge Men-
schen für diese Berufe begeistern und dass wir sie 
einer Ausbildung zuführen. Die zweite Aufgabe ist, 
dass wir sie nach ihrer Ausbildung dorthin bringen, wo 
Bedarf besteht, nämlich flächendeckend in das ganze 
Land Bayern. Auch das ist nicht trivial, weil man sie 
an vielen Stellen nicht dorthin zwingen kann, wo gera-
de die Fachkräfte benötigt werden. Dabei ist die Lan-
despolitik an vielen anderen Stellen gefragt, zum Bei-
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spiel im Hinblick auf Kinderbetreuung, Schulen und 
kulturelle Angebote, um den ländlichen Raum attrakti-
ver zu machen.

(Beifall bei der SPD)

Außerdem müssen wir Vorsorge treffen, um die Struk-
turen zukunftsfest zu machen. Als Allererstes müssen 
wir uns endlich darum kümmern, ein integriertes Kon-
zept für die Notfallversorgung aufzustellen. Der An-
fang ist gemacht; aber es ist lange noch nicht ausrei-
chend. Wir werden uns auch über die Zukunft des 
Rettungsdienstes unterhalten müssen. Wir werden 
uns nicht nur darüber unterhalten müssen, sondern 
endlich auch Maßnahmen auf den Weg bringen müs-
sen – wir von der SPD in Berlin leider nicht mehr, aber 
Sie von der CSU dort immer noch –, um die sektoren-
übergreifende Versorgung zu stärken und um die 
Hemmnisse zwischen Krankenhäusern und dem am-
bulanten Bereich zu beseitigen. Das Problem ist doch, 
dass dort, wo die ambulanten Strukturen wegbrechen, 
Probleme in der stationären Versorgung bestehen, 
weil wir dort Krankenhausstandorte nicht wirtschaftlich 
betreiben können. Von all dem lesen wir in Ihrem An-
tragspaket nichts. Doch die Situation ist in der Zukunft 
tatsächlich dramatisch.

Im Übrigen verlieren Sie selbst beim Thema Ärzte-
mangel kein Wort über Ärztinnen und Ärzte im Kran-
kenhaus. Es ist wichtig, Ärztinnen und Ärzten, die 
frisch ausgebildet sind, die Angst vor der Verantwor-
tung zu nehmen, die ihnen dort aufgebürdet wird. Sie 
sehen nicht mehr, dass sie künftig Familie und Beruf 
vereinbaren können. Das gilt übrigens nicht nur für die 
Frauen, sondern das gilt auch für die wenigen männli-
chen Absolventen des Medizinstudiums. Dort gibt es 
nämlich nur noch 30 % Männer. Aber auch diese mei-
nen das. Sie haben Angst vor den Belastungen durch 
Wochenend- und Nachtdienste.

Sie haben dieses Antragspaket im Ausschuss einen 
großen Wurf und heute einen wuchtigen Aufschlag 
genannt, bei dem Sie alles Pulver verschossen 
haben. Das ist nun wirklich eine echte Drohung; denn 
wenn Sie als Regierungspartei kein Pulver mehr 
haben, weiß ich auch nicht, wie es mit der Gesund-
heitsversorgung in diesem Lande weitergehen soll.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben 27 Anträge vorgelegt. Die Kollegin Ruth 
Waldmann, die sich im Ausschuss damit befasst hat, 
hat beim Durchzählen festgestellt, dass Sie sich in 21 
dieser 27 Anträge an den Bund, an die Organe der 
Selbstverwaltung wenden, also an die Krankenkas-
sen, die Ärztekammer, die Kassenärztliche Vereini-
gung und den Gemeinsamen Bundesausschuss. Übri-
gens bringen Sie damit diesen Organisationen einen 

relativ hohen Misstrauensvorschuss entgegen; denn 
diese haben bisher nicht alles falsch gemacht. Ich 
schätze, der eine oder andere fühlt sich an dieser 
Stelle deutlich von Ihnen belehrt.

Außerdem haben Sie einige Berichtsanträge einge-
bracht. Berichtsanträgen stimmen wir immer zu, weil 
es immer wichtig ist, dass der Ausschuss sich zusätz-
liches Wissen verschafft. Die Inhalte der anderen An-
träge wollen Sie in der Tat "im Rahmen vorhandener 
Stellen und Mittel" beschließen. Solange wir nicht 
sehen, dass es sich anders verhält, werden wir nicht 
zustimmen.

Ich erkläre das am Beispiel von zweien Ihrer Anträge. 
Sie beantragen zum Beispiel die Verstetigung der 
Stellen für das Kommunalbüro. Da braucht es mehr 
als eine Verstetigung; denn die zwei Menschen, die 
dort bei der Beratung der Kommunen zur medizinisch-
en Versorgung eine hervorragende Arbeit leisten, ar-
beiten sich jetzt schon halb tot. Da braucht es nicht 
eine Verstetigung, sondern da braucht es deutlich 
mehr Stellen.

Gleichermaßen gilt das für die Lehrstühle für Allge-
meinmedizin. Sie steigen zu einem Zeitpunkt ein, zu 
dem wir schon einige haben. Die SPD-Fraktion müht 
sich seit Jahren mit der Forderung ab, an jeder Uni-
versität mit einer medizinischen Fakultät einen Lehr-
stuhl für Allgemeinmedizin zu bekommen. Das geht 
aber nicht im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel. 
Zynischerweise schreiben Sie auch noch: "mit adä-
quater Ausstattung". Natürlich muss der adäquat aus-
gestattet sein; aber dazu braucht es eben auch Geld, 
und das müssen Sie in den Haushalt einstellen. So-
lange wir das nicht sehen, werden wir dem nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der SPD)

Viele andere Ihrer Anträge sind schon erledigt, zum 
Beispiel die Forderung nach dem Masterplan Medizin-
studium. Das ist in Berlin schon lange beschlossen; 
dazu braucht es nicht die CSU-Fraktion im Baye-
rischen Landtag.

Ich sage hier noch einmal, was ich schon im Aus-
schuss gesagt habe: Sie fallen Ihrer Ministerin in den 
Rücken; denn sie hat das in Berlin schon ganz eigen-
ständig und ohne Ihre Unterstützung vor langer Zeit 
getan. Wir meinen nach wie vor, dass die Landarzt-
quote Unsinn und nur ein Feigenblatt ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Natürlich – ich sage es am Schluss noch einmal – ist 
die medizinische Versorgung, auch die allgemeinme-
dizinische Versorgung, wichtig, aber auch der Rest: 

Plenarprotokoll 17/113 v. 17.10.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 10155



die Fachärzteversorgung, die Flächendeckung und 
die Sicherstellung. Ich glaube, Kollegen und Kollegin-
nen, dass die Politikverdrossenheit zunimmt mit der 
Art von Versprechungen, die Sie an dieser Stelle ma-
chen. Wir werden dieses Spiel nicht mitspielen, auch 
nicht hier im Plenum, und fordern Sie auf, vernünftige 
Initiativen auf den Weg zu bringen. Dabei haben Sie 
uns an Ihrer Seite; denn das Thema ist zu wichtig, um 
in dieser oberflächlichen Art abgefrühstückt zu wer-
den in der Hoffnung auf Wählerstimmen bei der Land-
tagswahl.

(Beifall bei der SPD – Horst Arnold (SPD): Sehr 
gut!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank. – 
Die nächste Wortmeldung für die Fraktion 
FREIE WÄHLER: Dr. Vetter. Bitte schön.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht 
autorisiert) Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! 
"Medizinermangel in Bayern verhindern" ist das 
Thema. Erlauben Sie mir eine politische und dann 
vielleicht – wenn ich noch dazu komme – auch noch 
eine inhaltliche Bewertung. Die Zeit ist schnell vorbei.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Die Zeit ist 
schnell vorbei!)

Warum – das frage ich mich – kommen im Juli 2017 
plötzlich 27 Anträge der CSU-Fraktion zu diesem 
Thema auf den Tisch? Warum jetzt, Kolleginnen und 
Kollegen? – Ich kann es Ihnen sagen: weil Sie jahre-
lang die Dramatik der Situation nicht erkannt haben. 
Sie haben die Dynamik und die Zuspitzung der Situa-
tion zu lange ignoriert, meine Damen und Herren von 
der CSU.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Aber besser spät als nie: Ich begrüße es, dass jetzt 
einige der langjährigen Forderungen der FREI-
EN WÄHLER in dieses Antragspaket aufgenommen 
wurden, zum Beispiel die Forderung nach mehr Studi-
enplätzen. Weiterbildungsverbünde! Was bin ich, was 
sind wir, Peter Bauer, vor vier Jahren von dieser Seite 
des Hauses ausgelacht worden, als wir von den Uni-
versitäten ausgehende Weiterbildungsverbünde gefor-
dert haben. Wir FREIE WÄHLER haben als Erste 
Lehrstühle für Allgemeinmedizin an allen bayerischen 
Universitäten gefordert.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Nein, als Zweite!)

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, was in Ihrem 
Antragspaket wiederum fehlt: Warum gehen Sie denn 
nicht an die Zulassungsvoraussetzungen für das Me-
dizinstudium heran, an den Numerus clausus?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Solange wir dieses Problem nicht in den Griff bekom-
men, werden wir an dem Medizinermangel, an dem 
Landärztemangel, an dem Hausärztemangel nichts 
ändern, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Noch einmal: 27 Anträge der Regierungsfraktion! 
Jetzt muss ich Sie schon fragen, Frau Ministerin – 
schön, dass Sie noch gekommen sind –:

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Sie ist schon die 
ganze Zeit da!)

Wo waren Sie denn die letzten Jahre, dass die eigene 
Fraktion Sie nun mit 27 Anträgen zum Handeln auffor-
dern muss?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich frage mich: Haben Sie die letzten Jahre auf Ihrem 
Posten als Gesundheitsministerin wirklich so versagt? 
Waren Sie im Dornröschenschlaf? Ist das vielleicht 
ein Angriff auf die Ministerin? Steckt vielleicht der Herr 
Söder dahinter?

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Oder Seehofer! 
Das weiß man nie! – Gudrun Brendel-Fischer 
(CSU): Das ist eine Unterstützung der Ministerin!)

Okay, dann mache ich die zweite politische Bemer-
kung, meine sehr verehrten Damen und Herren: Das 
Problem der regionalen Ungleichverteilung haben wir 
mit den Hausärzten, mit den Fachärzten, zum Teil 
auch mit den Krankenhäusern. In den Ballungsräu-
men haben wir genug, dort haben wir in den meisten 
Fachdisziplinen eine Überversorgung, während uns 
auf dem Land langsam die Ärzte ausgehen, vor allem 
die Allgemeinärzte.

Das Problem, das wir haben, geht viel tiefer, Kollegin-
nen und Kollegen. Die Niederlassungsentscheidung 
von Ärzten hängt heute eben nicht mehr, zumindest 
nicht mehr alleine oder vordringlich, vom Geld ab. Es 
geht um Job-Möglichkeiten für die Partner, um Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen für die Kinder, 
damit sich Arztkollegen zur Niederlassung an einem 
bestimmten Ort entscheiden. Es geht um Dinge wie 
eine gute Verkehrsinfrastruktur, zum Beispiel schnel-
les Internet, es geht um ein attraktives Freizeitange-
bot, auch um ein kulturelles Angebot. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, da gibt es in Bayern noch viel zu tun, trotz 
erkennbarer Fortschritte. Da ist letztendlich – das ist 
eben auch schon angesprochen worden – nicht nur 
das Gesundheitsministerium gefragt, sondern auch 
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das Wirtschaftsministerium, das Finanzministerium, 
das Kultusministerium usw.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ohne gleichwertige Lebensbe-
dingungen in ganz Bayern werden wir den Mediziner-
mangel in bestimmten Regionen nicht verhindern 
können. Wir FREIE WÄHLER kämpfen weiter dafür.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Jetzt inhaltlich zu den 27 Anträgen: Wir FREIE WÄH-
LER haben in den Ausschüssen den meisten zuge-
stimmt und werden das auch hier tun. Einen Antrag 
mit der Aufforderung, mehr Ärzte aufs Land zu be-
kommen, kann man schlecht ablehnen. Auch die For-
derung, dass ausländische Ärzte besser Deutsch 
sprechen sollten, kann man schlecht ablehnen. Des-
wegen stimmen wir den meisten Anträgen zu, obwohl 
sie zum großen Teil – wie gesagt – nur altbekannte 
Forderungen wiederholen, abgeschrieben sind von 
Forderungen des Runden Tisches und vom "Master-
plan Medizinstudium 2020". Wir stimmen den meisten 
Anträgen trotzdem zu, weil sie in der Zielrichtung nicht 
falsch sind.

Viele der Anträge, 12 davon, enthalten Bitten an die 
Selbstverwaltung. Als Landtag bitten wir die Selbst-
verwaltung!

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Wahn-
sinn!)

Diese Anträge sind überflüssig. Man hätte mehr er-
reicht, wenn man wirklich Dialoge mit den betroffenen 
Gebietskörperschaften geführt hätte. Ein einfacher 
Brief oder ein Telefonat der Ministerin hätte vielleicht 
viel mehr erreicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Aber in 12 Anträgen im Bayerischen Landtag Bitten 
an die Selbstverwaltung einzubringen, das ist mir ein-
fach zu dünn, Kolleginnen und Kollegen.

Fünf Anträge unterliegen der Einschränkung "im Rah-
men vorhandener Stellen und Mittel". Was heißt das? 
– Herr Seidenath, am 29.06. haben Sie bei der Pres-
sekonferenz 9 Millionen Euro im Nachtragshaushalt 
für diese Anträge angekündigt. 14 Tage später im 
Ausschuss war von einem mittleren einstelligen Millio-
nenbetrag die Rede. Sind es nun 4 Millionen, sind es 
9 Millionen, ist es vielleicht nur 1 Million, oder sind es 
25 Millionen? – Diese Frage können Sie mir hinterher 
vielleicht noch beantworten. So sicher, wie Sie es dar-
zustellen versuchen, scheint die Finanzierung nicht zu 
sein.

Dem Antrag auf Drucksache 17/17376, in dem Sie 
eine Entschlackung der Facharztweiterbildung for-
dern, können wir nicht zustimmen. Erklären Sie mir 
das bitte: Was ist eine Entschlackung der Facharzt-
weiterbildung? Wir FREIE WÄHLER wollen auf keinen 
Fall einen Facharzt light, nicht in der Allgemeinmedi-
zin und auch sonst nirgendwo.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der zweite Antrag, bei dem wir nicht mitgehen kön-
nen: Wir haben das Problem, dass junge Ärzte sich 
nicht in bestimmten Gegenden niederlassen wollen. 
Sie wollen diese Arztstellen irgendwann ausschrei-
ben. Alleiniges Kriterium in dieser Ausschreibung ist 
dieses, dass der Arzt mit dem niedrigsten Angebot die 
Stelle bekommt. Das ist doch kompletter Unsinn. Wir 
FREIE WÄHLER geben uns nicht dafür her, einem 
solchen Antrag zuzustimmen.

Wir betrachten die 27 Anträge als Ausdruck des Miss-
trauens gegenüber der eigenen Ministerin. Das ist viel 
zu wenig, um den anstehenden Medizinermangel ef-
fektiv in den Griff zu bekommen. Wir FREIE WÄHLER 
stimmen gezwungenermaßen und letztlich mit Bauch-
grimmen zu, weil – wie gesagt – die Zielrichtung nicht 
falsch ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank so 
weit. Kollege Seidenath hat sich zu einer Zwischenbe-
merkung gemeldet. Bitte schön.

Bernhard Seidenath (CSU): Lieber Herr Kollege Vet-
ter, wir haben Ihre überraschend gallige Rede zur 
Kenntnis genommen. Sie hat eigentlich gar nicht zu 
dem guten Stil gepasst, den wir im Ausschuss pfle-
gen. Das gilt übrigens auch für die Frage zur Finan-
zierung, die Sie mir gerade gestellt haben. Das hätte 
man auch bilateral klären können; wir reden doch hin 
und wieder einmal miteinander. Mir scheint, dass es 
Ihnen nicht um die Antwort auf die Frage geht, son-
dern eigentlich nur um ihre Öffentlichkeitswirkung.

Ich habe mich aber eigentlich wegen Ihres Satzes 
zum Thema der Zulassungsvoraussetzungen gemel-
det. Können Sie mir erklären, wie es ohne mehr Medi-
zinstudienplätze gehen soll, die Zulassungsvorausset-
zungen zu ändern, um den NC zu senken? Sie 
können den NC nur senken, wenn Sie mehr Studien-
plätze schaffen. Ich habe Ihrem Bundesvorsitzenden 
bereits beim Fachärztetag gesagt, dass er da bitte 
einmal an die anderen Bundesländer appellieren soll. 
Der Freistaat Bayern geht mit gutem Beispiel voran. 
Noch einmal die Frage: Wie wollen Sie den NC sen-

Plenarprotokoll 17/113 v. 17.10.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 10157

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000354.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000322.html


ken, wenn Sie nicht mehr Studienplätze schaffen? Da 
geht es um das Grundrecht der Berufswahlfreiheit.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht 
autorisiert) Herr Seidenath, ich glaube, es war not-
wendig, dass wir erst einmal ein bisschen aufwachen. 
Darum die etwas pointiertere Form meiner Ausdrucks-
weise. Ich bitte zu entschuldigen, wenn das falsch an-
gekommen ist.

(Markus Rinderspacher (SPD): So weit kommt es 
noch, Herr Dr. Vetter! Das war alles in Ordnung! – 
Weitere Zurufe)

Ich glaube, das schadet auch nichts. – Sie haben das 
mit dem Numerus Clausus immer noch nicht verstan-
den. Wir wollen kein Absenken der Note, sondern wir 
wollen, dass in Zukunft diejenigen jungen Leute Medi-
zin studieren, die im Endeffekt in der Praxis und am 
Krankenhaus am Patienten arbeiten. Wir wollen nicht, 
dass weiter die falschen Leute Medizin studieren, weil 
der Arzt mit 1,0 nicht a priori später ein besserer Arzt 
als der mit 2,0 sein wird.

(Zurufe von der CSU: Umgekehrt auch nicht!)

Das ist der Punkt. Wir wollen so etwas wie soziale 
Empathie. Es gibt Auswahlverfahren. Wenn die Hoch-
schulen das aufgegriffen hätten, was wir vor einein-
halb Jahren vorgeschlagen haben – wir haben damals 
eine Gesetzesinitiative ergriffen, die Sie nicht verstan-
den haben –, hätten wir schon mehr Möglichkeiten, 
die richtigen Leute für das Medizinstudium auszuwäh-
len. Wir wollen nicht, dass 30, 40, 50 % nach dem 
Studium in die Pharmaindustrie, zum Versorgungsamt 
usw. abwandern. Wir wollen die richtigen Medizinstu-
denten haben, die am Patienten arbeiten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Kol-
lege Vetter. – Von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kommt 
Kollege Leiner zu Wort. Bitte schön.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Mit 
ihrem Antragspaket hat die CSU-Fraktion das Versa-
gen der Bayerischen Staatsregierung bezüglich der 
Ärzteversorgung deutlich gemacht.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU)

Darüber hinaus stellt sich für uns die Frage: Was hat 
die CSU in der Pflege- und der Gesundheitspolitik ei-
gentlich in Berlin bewirkt? Sie ist seit Jahren an der 
Regierung und in der Verantwortung mit dem Ergeb-
nis, dass wir heute riesige Probleme in der ärztlichen 

Versorgung und besorgniserregende Probleme in der 
Pflege haben. Das sind die Ergebnisse von Jahren 
der CSU-Politik im Bund und im Land, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Betrachten wir das Antragspaket der CSU-Fraktion. 
Man könnte es überschreiben mit den Worten "Bitten 
und Betteln", und zwar bei der Selbstverwaltung. Bei 
Ihrem Paket geht es mehr um eine möglichst hohe 
Anzahl von Anträgen als um gute Inhalte, Verbesse-
rungen und echte Initiativen. Es ist ein Haufen von 
Berichtsanträgen und überflüssigen Anträgen – ich 
habe die Nummern der Anträge hier vorliegen –, von 
Anträgen, mit denen Sie in die Zuständigkeit anderer, 
zum Beispiel in die Kompetenz der Bayerischen Lan-
desärztekammer, eingreifen wollen. Es sind eine 
Reihe von Initiativen, die im Rahmen der vorhande-
nen Mittel und Stellen erfüllt werden sollten oder in 
denen andere, Dritte um eine Umsetzung gebeten 
werden. Eine wirkliche Verbesserung und nachhaltige 
Sicherung der medizinischen Versorgung sowie ein 
Abbau der ungleichen medizinischen Versorgung zwi-
schen Land und Stadt sehen anders aus.

Um die Gesundheitsversorgung in einem Flächen-
staat wie Bayern wirklich nachhaltig zu sichern, 
braucht es viel mehr als die Sicherung der Landärztin-
nen und Landärzte – und dies mit einer Quote, die 
uns mehr als fraglich erscheint. Sie wollen eine Ver-
sorgungsplanung und Versorgungssteuerung durch 
eine Landarztquote erreichen. Sie wollen mit einer 
kurzsichtigen Reform des Zugangs zum Medizinstudi-
um versorgungspolitische Probleme lösen. Die Land-
arztquote im Auswahlverfahren zum Medizinstudium 
ist aber der falsche Weg; denn dieses Auswahlverfah-
ren sollte von Versorgungsgesichtspunkten völlig un-
abhängig sein.

Unser Problem ist neben der Alterung der Ärzteschaft 
vor allem die Verteilung der Ärztinnen und Ärzte in der 
Fläche. Hier müssen wir alle gemeinsam endlich ein-
mal die KVB in die Pflicht nehmen. Die KVB hat den 
Sicherstellungsauftrag, und sie sollte endlich den tat-
sächlichen Versorgungsbedarf vor Ort präzise ermit-
teln und mit Abbau und Sicherstellung der Versorgung 
anfangen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
CSU, Sie reden seit Langem darüber – ich darf da 
den Kollegen Holetschek zitieren –, dass die Selbst-
versorgung ihre Grenzen hat. Sie sind an der Regie-
rung und tun seit Langem nichts. Aber, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen, Sie haben auch mit einig-
em recht. Sie haben besonders damit recht, dass die 
Allgemeinmedizin deutlich gestärkt werden muss und 
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dass eine Reform des Medizinstudiums und des Zu-
gangs grundsätzlich notwendig ist. Studierende müs-
sen auf der Grundlage des aktuellen Wissenstands 
der Medizin auf die verantwortungsvolle Tätigkeit als 
Arzt oder Ärztin vorbereitet werden. Es ist daher sinn-
voll, Theorie und Praxis im Medizinstudium enger zu 
verknüpfen. Den entsprechenden Anträgen haben wir 
sehr wohl zugestimmt. Neben den fachlichen Fähig-
keiten müssen auch die sozial-kommunikativen Kom-
petenzen eine wichtige Rolle im Aufnahmeverfahren 
sowie im Studium spielen. Hierzu verweise ich auf 
den Antrag der FREIEN WÄHLER, dass die Abiturno-
te nicht mehr der überwiegende und wichtigste Teil 
beim Zugang zum Studium sein darf; wir haben ihn 
damals auch unterstützt.

Niedergelassene Ärzte und Ärztinnen müssen aber 
auch fähig sein, wirtschaftlich tätig zu werden, und sie 
müssen auch die Rolle eines Arbeitgebers überneh-
men können. Auch darauf müssen sie im Studium 
ausreichend vorbereitet werden. Natürlich spielen 
auch die finanzielle Ausstattung und der Verdienst der 
niedergelassenen Ärzte eine große Rolle. Hier müs-
sen wir einmal schauen, wie groß die Unterschiede 
zwischen Fachärzten – ich nehme jetzt einmal die Ra-
diologen – und niedergelassenen Hausärzten sind. 
Da ist die Selbstverwaltung gefordert, und wir müssen 
Rahmenbedingungen setzen, dass sich die Einkom-
mensunterschiede deutlich vermindern, damit wir 
auch dadurch mehr Hausärzte in der Fläche bekom-
men.

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Durch alle Anträge, meine Damen und Herren, zieht 
sich die Forderung, alles mit vorhandenen Stellen und 
Mitteln zu gewährleisten. Ich kann schon mit Ihnen, 
Herr Seidenath, persönlich reden, und 6 Millionen 
Euro sagen mir hier zu. Aber in keinem Ihrer Anträge, 
die uns vorliegen, steht, dass das Geld kosten wird 
und dass erhöhte Stipendien erhöhte Mittel verlangen. 
Wir fordern, dass Sie das, wenn Sie solche Anträge 
stellen, hineinschreiben, sodass wir vernünftig und 
nicht per Telefon oder per Aussprache erkennen kön-
nen, welche Mittel eingestellt werden. Es müssen 
aber viele Mittel eingestellt werden. Den Anträgen der 
CSU-Fraktion können wir entnehmen, dass sie für die 
gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung nicht 
deutlich mehr Mittel einstellen will.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ihr Antragspaket ist wahrlich kein großer Wurf. Es 
wird die Versorgungssituation der Menschen nicht 
verbessern können, unter anderem deshalb nicht, weil 
es sich auf die Medizinerinnen und Mediziner konzen-
triert. Für die nachhaltige Sicherstellung der guten 

medizinischen Versorgung in der Fläche brauchen wir 
aber auch die Förderung von Telemedizin – in Ihren 
Anträgen finden wir kein Wort von sektorenübergreif-
ender Zusammenarbeit – sowie die Stärkung der 
nichtärztlichen Gesundheitsberufe. Kein Wort davon 
in Ihren Anträgen. Für ein tragfähiges Versorgungs-
netz im ländlichen Raum werden in Zukunft auch die 
Kommunen eine deutlich größere Rolle spielen. Bei-
spiele dafür sind das Bereitstellen von Praxisräumen 
sowie die Unterstützung bei Logistik und Infrastruktur. 
Dazu steht kein Wort in Ihren Anträgen. Diese wichti-
gen Aspekte würden eine Gesundheitsversorgung 
aus einem Guss in Bayern möglich und zukunftsfähi-
ger machen.

Gegen Ende der Legislaturperiode so ein Paket vor-
zulegen, zeugt von der Untätigkeit der CSU-Regie-
rung und der Vorgängerregierungen über Jahre hin-
weg. Statt sich über Obergrenzen zu streiten, sollte 
die CSU-Fraktion deutlich mehr Energie in die Ge-
sundheits- und vor allem in die Pflegepolitik stecken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Leiner. – Nun spricht der Kollege Baumgärt-
ner für die CSU-Fraktion. Bitte schön.

Jürgen Baumgärtner (CSU): Herr Präsident, Kolle-
ginnen und Kollegen! Medizinischer Fortschritt, demo-
kratische Entwicklung, eine veränderte Work-Life-Ba-
lance – alles das führt dazu, dass wir einen höheren 
Bedarf an Ärztinnen und Ärzten in diesem Land 
haben. 50 % aller Hausärzte in Bayern sind älter als 
55 Jahre.

Es gibt folgende Handlungsfelder: Wir brauchen mehr 
Ärzte. Wir brauchen eine bessere Verteilung. Die Me-
diziner müssen in ihrem Beruf bleiben. Ausländische 
Ärzte müssen besser in das System integriert werden. 
Ein wesentlicher Schlüssel für die Integration liegt 
nicht nur bei den Ärzten, sondern generell und überall 
im Erlernen der deutschen Sprache. Es ist nicht hin-
zunehmen, dass es in Krankenhäusern und Praxen 
Ärzte gibt, die der deutschen Sprache nicht mächtig 
sind.

Meine Damen und Herren, ich bin ganz bei Ihnen. 
Kollegin Sonnenholzner, Sie haben Folgendes ange-
sprochen: Wir müssen mehr für die Schulen tun. Wir 
müssen mehr für die Infrastruktur tun. Wir müssen 
mehr für den ländlichen Raum tun. – Wir haben dort 
zwar viel gemacht, sind jedoch noch nicht am Ziel. 
Aber wenn Sie dieses Ärztepaket abqualifizieren, för-
dert das die Parteienverdrossenheit in diesem Land. 
Es sind Ihre Aussagen, und es ist Ihre Oberflächlich-
keit.
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(Beifall bei der CSU – Isabell Zacharias (SPD): 
Falsch! – Weiterer Widerspruch von der SPD)

Ich will mich gar nicht mehr zu den FREIEN WÄH-
LERN äußern – egal welches Thema: oberflächlich 
und substanzlos.

(Volkmar Halbleib (SPD): Was ist jetzt los bei 
Ihnen?)

Meine Güte, wann wird die Selbstfindung der FREIEN 
WÄHLER in diesem Lande endlich zu Ende sein?

(Zurufe von der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Kollege Leiner, das Thema der ärztlichen Versorgung 
ist zunächst ein Thema der Selbstverwaltung. Wir 
haben die Selbstverwaltung gebeten und aufgefor-
dert, weil wir zunächst einmal glauben, dass die 
Selbstverwaltung gestärkt werden muss. Wenn das 
alles nichts nützt, werden wir in der Tat noch einmal 
neu einsteigen müssen.

Sie haben die Landarztquote kritisiert. Ich räume ein: 
Die Landarztquote wird nicht alle Probleme dieser 
Welt lösen. Sie ist ein kleiner Baustein, um einen Bei-
trag dazu zu leisten, Mediziner in den ländlichen 
Raum zu bringen.

(Zuruf des Abgeordneten Thorsten Glauber 
(FREIE WÄHLER))

Unser Ziel ist es, junge Menschen, die aus dem ländli-
chen Raum kommen, dort über die Landarztquote 
auch zu belassen, wenn sie sich bereit erklären, eine 
Hausarztpraxis zu übernehmen. – Wir haben im Übri-
gen in der Tat dort eingefügt, dass die Abiturnoten 
nicht am wichtigsten sind. Wir haben formuliert, dass 
es wichtig ist, einen Beruf im Gesundheitswesen zu 
haben und sich im Ehrenamt zu engagieren.

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Gut abge-
schrieben bei den FREIEN WÄHLERN! – Florian 
Streibl (FREIE WÄHLER): Substanzlos!)

Die Landarztquote wird dazu führen, dass wir im länd-
lichen Raum wieder Ärzte gewinnen. Wir machen 
Weiterbildungsverbünde; da hat keiner gelacht. Wei-
terbildungsverbünde nach dem Dillinger Modell sind in 
Bayern sehr erfolgreich. Wir wollen noch mehrere hin-
zufügen. Wir wollen unsere Kommunen beraten, wie 
man Ärzte halten und wie man Ärzte gewinnen kann.

Meine Damen und Herren, ich bin sehr davon über-
zeugt, dass wir in der Frage der ärztlichen Versorgung 
neue Wege gehen müssen. Deswegen haben wir for-
muliert, dass wir ein Ausschreibungsmodell versu-

chen könnten. Lassen Sie es uns zunächst einmal 
versuchen. Wenn es nicht funktioniert, können wir es 
abschaffen. Was verbirgt sich hinter diesem Aus-
schreibungsmodell? – Eine Praxis, die seit Jahren 
nicht besetzt ist, soll deutschlandweit und europaweit 
ausgeschrieben werden. Derjenige Arzt, der das wirt-
schaftlichste Angebot macht, soll den Zuschlag erhal-
ten. Ich bin mir nicht sicher, ob das funktioniert, aber 
es wäre ein Weg.

Die Politik muss endlich anfangen, die Probleme in 
diesem Land zu lösen und innovativ zu denken. 
Darum bitte ich herzlichst. Ich glaube, dieses Paket 
wird einen wesentlichen Beitrag zur ärztlichen Versor-
gung in Bayern leisten.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Nun folgt eine Zwi-
schenbemerkung.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht 
autorisiert) Ich habe noch eine inhaltliche Frage, weil 
Sie gerade gesagt haben, dass Sie die Selbstverwal-
tung, wenn diese nicht auf Ihre Dinge eingeht, dazu 
zwingen oder andere Maßnahmen ergreifen würden. 
Wie haben Sie das denn gemeint?

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Selbstver-
waltung!)

Präsidentin Barbara Stamm: Bitte schön, Herr Kolle-
ge.

Jürgen Baumgärtner (CSU): (Vom Redner nicht au-
torisiert) Zunächst einmal bin ich der Meinung, dass 
wir die Selbstverwaltung stärken müssen. Das erle-
ben alle Kolleginnen und Kollegen, unabhängig von 
welcher Partei.

(Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): Was?)

Wenn in einer Branche etwas nicht funktioniert,

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Dann 
kommt der Baumgärtner! – Heiterkeit bei den 
FREIEN WÄHLERN)

kommen die Menschen zur Politik. Ich bin sehr davon 
überzeugt, dass wir zunächst versuchen müssen, die 
Selbstverwaltung zu stärken. Wenn alles, was wir auf 
den Weg gebracht haben, nicht funktioniert,

(Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): Dann?)

werden wir beispielsweise noch einmal darüber reden 
müssen, ob wir an die Versorgungsgrade herange-
hen. Wir müssen uns fragen, ob es richtig ist, dass es 
überversorgte Gebiete beispielsweise in den Groß-
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städten gibt und ob wir das weiterhin als möglichen 
Ansatz akzeptieren wollen.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Absolut!)

Ich bin sehr davon überzeugt, dass wir in dieser 
Frage nicht auseinanderliegen. Der einzige, der mög-
licherweise ein Problem damit hat, ist der Kollege 
Glauber. Aber da bleibt es bei meiner Beschreibung: 
oberflächlich und substanzlos.

(Beifall bei der CSU – Lachen bei den FREIEN 
WÄHLERN – Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): 
Sie brauchen sich hier nicht mehr vorzustellen 
am Schluss!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die CSU-Fraktion gebe ich Herrn Kollegen 
Jörg das Wort. Ich bitte um Aufmerksamkeit.

Oliver Jörg (CSU): Geschätzte Frau Präsidentin, Kol-
leginnen und Kollegen! Worum geht es? – Was ist je-
mandem, der in einem Dorf mit 5.000, 6.000, 7.000 
oder 8.000 Einwohnern auf dem Land wohnt, ganz 
wichtig? – Wenn man dort eine Familie gründet, ist es 
wichtig, dass es dort einen Kindergarten gibt und dass 
man dort einkaufen kann. Vielen Menschen ist ganz 
wichtig, dass sie einen Arzt als Ansprechpartner 
haben. Das ist in der Regel der Wunscharzt bzw. der 
Hausarzt, der bei allen Sorgen, die man im medizi-
nischen Bereich hat, weiterhilft.

Deshalb ist es wichtig, dass wir alle Maßnahmen er-
greifen – das wollen wir vor allem mit diesem großen 
Maßnahmenpaket tun –, die es noch eher ermögli-
chen, junge Mediziner oder Mediziner, die anderswo 
stecken, aufs Land zu bekommen, vor allem in unter-
versorgte Bereiche oder in Regionen, die von Unter-
versorgung bedroht sind.

Natürlich hat das Ministerium hier in den letzten Jah-
ren viel gemacht. Das sage ich, weil die Frage kam, 
warum wir das gerade jetzt einbringen. Aber das 
Credo der CSU-Landtagsfraktion war, liebe Frau 
Staatsministerin, auf freiwillige Maßnahmen zu setzen 
und honorierend zu arbeiten. Deswegen wurden zum 
Beispiel die Stipendien aufgelegt. Deswegen gab es 
beispielsweise Geld, wenn man eine Praxis gründet 
oder eine Praxis übernimmt. Aber wir haben auch 
festgestellt, dass die Maßnahmen, die wir in den letz-
ten zwei bis drei Jahren eingeführt haben, alleine 
nicht reichen. Der Anreiz ist noch nicht so stark, dass 
die jungen Mediziner hinaus aufs Land gehen.

Was müssen wir jetzt machen? – Ich sage als Wis-
senschaftspolitiker an unsere Adresse, was wir um-
setzen müssen. Erstens müssen wir insgesamt mehr 
medizinische Studienplätze schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Viele sagen zwar, es reiche, aber es reicht eben nicht. 
Wir haben zwar viele Studienplätze, aber sie reichen 
deswegen nicht, weil sich die Lebenssituation der jun-
gen Menschen geändert hat, weil auch junge Frauen 
Landärztin werden wollen. Aber sie wollen auch eine 
Familie gründen. Das heißt: Wir brauchen mehr Medi-
ziner.

(Zuruf der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner 
(SPD))

Früher hat ein Landarzt 14 Stunden pro Tag ge-
kämpft. Eine junge Mutter ist heute zu Recht nicht be-
reit, sich so einzubringen,

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Oder ein junger 
Vater!)

oder sie möchte in Teilzeit arbeiten. Deswegen brau-
chen wir mehr Studienplätze im Fach Medizin. Aber 
ich sage Ihnen Folgendes: Ich verlange von der und 
bitte die Opposition, überall dort einzugreifen, wo man 
Verantwortung trägt. Das kann Bayern nicht alleine. 
Wir machen keinen heimlichen Länderfinanzausgleich 
und schaffen hier die Studienplätze, bei dem sich alle 
anderen in der Bundesrepublik zurücklehnen und ihre 
Kinder überproportional stark zum Studieren nach 
Bayern schicken. Das funktioniert nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Bayern geht mit Augsburg – 1.500 Studierende wer-
den dort in der Ausbauphase sein – stark in Vorleis-
tung. Deshalb appelliere ich massiv an die Adresse 
aller: Setzt euch in jedem Bundesland ein und über-
zeugt eure Kolleginnen und Kollegen, dass auf der 
Bundesebene insgesamt mehr passieren muss!

Was gehört noch dazu? – Wir müssen die jungen 
Menschen, die ein Herz für Medizin und das Medizin-
studium haben, auch motivieren, damit sie Lust auf 
die Allgemeinmedizin bekommen. Hier können wir 
noch einige Hausaufgaben machen. Wir müssen die 
Lehrstühle für Allgemeinmedizin stärken. Diese sind 
noch nicht so gut ausgestattet, dass sie für die Lehre 
junger Professorinnen und Professoren attraktiv 
wären. Ich gebe Ihnen ein konkretes Beispiel: Seit 
Monaten eiern wir an der medizinischen Fakultät in 
Würzburg herum, um den Lehrstuhl für Allgemeinme-
dizin zu besetzen. Das hat etwas mit der Ausstattung 
zu tun. Deswegen bin ich meiner Fraktion von Herzen 
dankbar, dass wir in punkto Ausstattung der Fakultä-
ten zusammenhalten und diese auch in zukünftigen 
Haushalten besser berücksichtigen. Das ist ein 
Schwerpunkt unserer Fraktionsarbeit. Deswegen wird 
es hier auch weitergehen.
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(Beifall bei der CSU)

Wir werden die Stipendienprogramme gemeinschaft-
lich aufstocken, um noch mehr Anreize zu schaffen.

Was sind denn die richtigen Studierenden? – In mei-
nem normalen Leben bin ich auch Jurist. Die Vergabe 
von Medizinstudienplätzen muss nun einmal auch jus-
tiziabel sein. Der Medizinstudienplatz wird wie kaum 
ein anderes Themenfeld von Papas, die Juristen sind, 
juristisch beackert. Wir werden das System nicht kom-
plett umstellen können. Aber mit der Landarztquote 
wagen wir wirklich etwas Neuartiges. Wir wollen zu 
20 % berücksichtigen, wie sich jemand gesellschaft-
lich einbringt. Wir wollen wissen, ob jemand ehren-
amtlich tätig ist bzw. wie er sich sonst in der Gesell-
schaft einbringt. Wir wollen einen Indikator dafür 
haben, wie leidenschaftlich sich dieser Student später 
auch als Landarzt auf dem Land integrieren und ein-
bringen kann. Wir müssen nun schauen, ob das juris-
tisch hält.

Darum gibt es das andere Argument. Warum jetzt? – 
Jetzt gibt es das Gutachten des Bundesgesundheits-
ministeriums, wonach wir so etwas juristisch durchaus 
wagen können. Das gab es nämlich davor nicht. Des-
wegen ist auch in meiner Fraktion der Mut gewach-
sen, das Paket jetzt auf den Weg zu bringen. Herzli-
chen Dank für das große Engagement aller 
Gesundheits- und Wissenschaftspolitiker; bitte beglei-
ten Sie uns kreativ. Dank gilt auch den FREIEN WÄH-
LERN, die tun das bereits. Die GRÜNEN machen das 
bisweilen auch ein Stück weit. Aber SPDler, helft doch 
bitte mit und geht noch einmal in euch. – Herzlichen 
Dank für eure Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
SPD-Fraktion hat jetzt noch die Kollegin Waldmann 
das Wort. Mit Ihrer Redezeit bin ich auch nicht so 
kleinlich. Aber trotzdem bitte im Rahmen bleiben.

Ruth Waldmann (SPD): – Natürlich. Vielen Dank. – 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Ich habe die Einlassung der FREI-
EN WÄHLER und der GRÜNEN übrigens ganz an-
ders verstanden. Diese haben meiner Meinung nach 
weniger begeistert geklungen. Die meisten Ihrer An-
träge wenden sich an andere Akteure, die etwas tun 
sollen. Die Anträge wenden sich an den Bund, die 
Unis, die Kassen, die Ärztekammer usw. Da fragt man 
sich schon, warum Sie nicht das Telefon in die Hand 
nehmen und die Bitte an die Ärztekammer richten. 
Gehen Sie auf die Empfänge. Das tun Sie ja eigent-
lich auch. Sprechen Sie dort mit den Akteuren. 
Warum tragen Sie uns das hier vor? – Das hat natür-
lich damit zu tun, dass Sie eine gewisse Aufmerksam-

keit erreichen wollen. Daher kommen vielleicht auch 
diese Reaktionen.

Sie haben sich gefragt, warum Ihre Vorschläge teil-
weise hier und teilweise draußen von den Akteuren 
als oberflächlich und substanzlos gescholten wurden. 
Ich kann Ihnen dazu Folgendes sagen: Wir wollen es 
etwas genauer wissen. Sie fordern Lehrstühle für All-
gemeinmedizin an den Universitäten. Das ist im Prin-
zip richtig. Wir wollen aber wissen, wie die Förderung 
genau aussieht. Wir wollen wissen, ob dann an den 
Universitäten andere Lehrstühle gekappt werden 
müssen. Wir wollen wissen, ob die Universitäten Geld 
bekommen und wie viel. Wir wollen wissen, wie das 
im Einzelnen aussieht und wie es mit der Erhöhung 
des Stipendiums für angehende Landärztinnen und 
Landärzte aussieht. Wir möchten die Frage der Finan-
zierung geklärt haben. Im Moment steht in den Anträ-
gen nur "im Rahmen vorhandener Stellen und Mittel." 
Dem können wir nicht zustimmen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Werden die Mittel nicht deutlich aufgestockt, dann rei-
chen diese bestenfalls dafür aus, weniger Studenten 
mehr Geld zu geben. Wir wollen das genauer wissen. 
Wir wollen aber auch wissen, wie Sie sich das vom 
Konzept her vorstellen. Warum ist das Stipendium nur 
für Studienanfänger gedacht? Warum sollen nicht be-
reits Studierende ein derartiges Stipendium erhalten?

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Was passiert, wenn sich die Lebensplanung einer Me-
dizinstudentin bzw. eines Medizinstudenten, die bzw. 
der im Alter von 18 oder 19 Jahren ein Stipendium be-
zieht und sich ein Leben als Landarzt vorstellen konn-
te, ändert? Müssen diejenigen dann eine Strafe be-
zahlen? Haben die dann Schulden? – Diese Fragen 
sind ungeklärt. Deswegen können wir dem Paket so 
noch nicht zustimmen. Was heißt "Entschlackung der 
Facharztausbildung" genau? – Nach Ihrer Meinung ist 
das ein großer Wurf, und Sie haben damit ihr letztes 
Pulver verschossen. Wir aber wünschen uns schon 
mehr Sorgfalt. Wir wollen wissen, was Sie genau 
damit meinen. Wir können nicht zustimmen, wenn da 
noch steht "im Rahmen vorhandener Stellen und Mit-
tel." Das ist an einigen Stellen Quatsch. Ich habe das 
bereits am Beispiel der Lehrstühle und der Stipendien 
ausgeführt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Sagen Sie uns doch bitte wenigstens, was Sie sich zu 
fordern trauen wollen. Geben Sie uns bitte zumindest 
einen solchen Hinweis. Wir wollen wissen, in welche 
Richtung die Reise geht. So ist uns das zu unkonkret. 
Das müssen Sie uns zugestehen. Wirklich elaboriert 
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und sorgfältig ausgearbeitet sind diese Anträge weder 
konzeptionell noch finanziell. Aus unserer Sicht sind 
diese Anträge nicht beschlussfähig.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin. – Jetzt hat Frau Staatsministerin Melanie Huml 
um das Wort gebeten. Bitte schön, Frau Staatsminis-
terin.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Werte Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Zuallererst bin ich meiner Fraktion sehr dank-
bar dafür, dass sie unsere und meine Arbeit 
unterstützt und sich Gedanken darüber macht, wie 
mehr Ärzte für die ländlichen Regionen Bayerns ge-
wonnen werden können.

(Beifall bei der CSU)

Das Thema treibt mich selbstverständlich um. Das 
Thema treibt die anderen Fraktionen auch um. Wir 
wollen, dass es in einem Flächenstaat wie Bayern 
eine ausreichende Versorgung mit Ärzten gibt. Es 
treibt uns um, dass die Menschen älter werden, im 
Alter eine verstärkte ärztliche Versorgung benötigen 
und häufiger einen Arzt aufsuchen müssen. Es treibt 
uns um, dass in Bayern jeder dritte Hausarzt über 
60 Jahre alt ist. In den letzten Jahren haben wir in die-
sem Bereich schon einiges auf den Weg gebracht. Mit 
dem heutigen Antragspaket, das insgesamt 27 Anträ-
ge beinhaltet, wird noch einmal vieles unterstrichen, 
unterstützt und weiterentwickelt. Natürlich sind auch 
neue Akzente dabei. Wir gehen mutig in eine Rich-
tung und schauen, ob nicht auch neue Akzente sinn-
voll wären.

Was haben wir bereits umgesetzt? – An dieser Stelle 
möchte ich erwähnen, dass seit 2012 auch unser För-
derprogramm dazu gehört. In den Doppelhaus-
halt 2017/18 haben wir wieder Mittel für das Förder-
programm eingestellt. Damit konnten wir 
299 Hausärzte für den ländlichen Raum gewinnen 
und unterstützen. Das sind 299 Hausärzte für die Ver-
sorgung der Menschen. Darunter sind 22 Fachärzte 
und 50 Psychotherapeuten. Das ist schon einmal ein 
richtig gutes Ergebnis!

(Beifall bei der CSU)

Momentan erhalten 117 Studierende ein Stipendium 
von uns. Sie hatten gerade nachgefragt, wie es im 
Moment aussieht. Bisher beträgt das Stipendium 
300 Euro. Wir wollen diese Summe aber auf 600 Euro 
aufstocken. Das steht auch in einem der Anträge. Wir 
haben festgestellt, dass noch mehr Anreize gut 
wären. Für Studierende sind 600 Euro in der Tasche 

viel Geld. Wir haben uns selbstverständlich auch 
überlegt, welche Konsequenzen es gibt, wenn jemand 
die Bedingungen nicht erfüllen kann. Wir sind nicht 
blauäugig in das Programm gestartet. Das gibt es ja 
schon. Was wir für die 300 Euro im Programm haben, 
wird entsprechend auf die 600 Euro ausgedehnt.

Dieses Programm ist für mich auch so wichtig, weil 
wir die Medizinstudenten frühzeitig dafür gewinnen 
müssen, sich für den ländlichen Raum zu interessie-
ren. Ich bin sehr froh, dass sich nicht nur die Gesund-
heitspolitiker, sondern auch die Wissenschaftspolitiker 
mit dem Thema beschäftigen. Wir müssen den Medi-
zinstudenten bereits im ersten Semester Anreize 
geben, um sich später in den ländlichen Regionen 
Bayerns für die medizinische Versorgung einzuset-
zen. Dafür brauchen wir die Hochschulen. Diese müs-
sen unterstützen. Wir können diese Sache nicht erst 
bei den fertig ausgebildeten Ärzten über das Gesund-
heitsministerium umsetzen. Wir brauchen die Hoch-
schulen. Danke, dass die gesamte Fraktion das Paket 
unterstützt! Ein Dank gilt auch dem Wissenschaftsmi-
nisterium, das ebenfalls mit im Boot ist.

(Beifall bei der CSU)

Warum ist das so wichtig? – Ende März haben wir mit 
den Gesundheits- und Wissenschaftsministern den 
"Masterplan Medizinstudium 2020" auf Bundesebene 
verabschiedet. Dort gibt es vieles, was in den Anträ-
gen vertieft behandelt wird. Ich denke an die Land-
arztquote. Dazu darf ich Ihnen eines sagen: Wir 
haben jahrelang überlegt, ob die Landarztquote mög-
lich ist. Ich bin Emmi Zeulner, einer Kollegin aus Bay-
ern, sehr dankbar, dass sie eine verfassungsrechtli-
che Prüfung dieser Frage angestoßen hat. Das 
Bundesgesundheitsministerium ist zu dem Ergebnis 
gekommen, dass die Landarztquote verfassungsmä-
ßig in Ordnung ist. Dann konnten wir unseren Weg 
beschreiten. Das ist doch gut! Ich habe an Gesund-
heitsministerkonferenzen teilgenommen, auf denen 
die Kollegen erst einmal gesagt haben: Bayern, gebt 
doch bitte diesen Wunsch auf! Braucht ihr das denn?

Jetzt, nachdem wir unseren Vorschlag eingebracht 
und umgesetzt haben, stehen die ursprünglichen Kriti-
ker bei uns Schlange und fragen nach, wie wir es um-
setzen. Die Kollegen aus anderen Ländern hätten ein 
solches Modell nämlich bei sich auch gern realisiert.

Wir senden den Studierenden ein Signal, indem wir 
ihnen die Möglichkeit eröffnen, sich für eine spätere, 
mindestens achtjährige Tätigkeit als Landarzt in Bay-
ern zu verpflichten. Im Gegenzug für diese Verpflich-
tung gewähren wir im Vorfeld, das heißt beim Zugang 
zum Studium, gewisse Erleichterungen.
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Ich sage Ihnen auch: Wir sind so selbstbewusst, dass 
wir davon ausgehen, dass es den künftigen Ärzten, 
wenn sie erst einmal auf dem Land in Bayern tätig 
sind, dort so gut gefällt, dass sie dableiben und wei-
terhin im Land als Arzt tätig sind. Das ist Sinn und 
Zweck der Landarztquote. Danke, dass wir dafür Ihre 
Unterstützung haben.

(Beifall bei der CSU)

Ich weiß, dass die Abiturnote immer ein wichtiges Kri-
terium sein wird; denn auch der Zugang zum Medizin-
studium muss – Sie haben es gesagt, lieber Kollege 
Jörg –justiziabel sein. Aber wir können schon so 
mutig sein und weitere Kriterien einbeziehen. So sind 
auch die kommunikativen bzw. sozialen Aspekte einer 
Arzt-Patienten-Beziehung entscheidend wichtig. Von 
der anstehenden Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Numerus clausus erhoffe ich mir 
noch etwas Rückenwind. Ich finde es gut, dass wir auf 
diesem Weg weitergehen können.

Die Realisierung einer weiteren Forderung ist für mich 
sehr wichtig: Mehr Studienplätze in der Medizin! Wir 
in Bayern sind schon dabei, mehr Studienplätze be-
reitzustellen. An der Uniklinik Augsburg werden nach 
dem Ausbau pro Jahr 252 Studierende Medizin stu-
dieren können. Das ist doch ein großer Erfolg!

Nordrhein-Westfalen geht diesen Weg ebenfalls. Aber 
wir brauchen auch die anderen Bundesländer. Es 
nützt doch nichts, wenn nur wir in Bayern Geld dafür 
ausgeben, die anderen aber nicht im Boot sind und 
das Vorhaben nicht unterstützen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

In Würzburg ist man gerade dabei, für die Erhöhung 
der Zahl der Lehrstühle für Allgemeinmedizin an den 
Hochschulen eine Lösung zu finden. Ich habe positive 
Signale vernommen, was mich sehr freut.

Was tun wir bei uns im Haus? – Wir haben neben 
dem Förderprogramm – darüber habe ich schon be-
richtet – ein Kommunalbüro eingerichtet. Viele von 
Ihnen nutzen die damit verbundenen Möglichkeiten 
bereits. Diejenigen, die beraten, unterstützen und be-
gleiten, werden in die Gemeinden eingeladen, das 
heißt, sie werden vor Ort tätig.

Was tun wir noch? – Wir unterstützen Weiterbildungs-
verbünde. Das Dillinger Modell ist schon genannt wor-
den; es ist beispielgebend. Es ist gut, wenn wir es 
weiter ausdehnen können.

Vorhin ist zu hören gewesen, es sei ja lieb und nett, 
dass wir so viele Ideen für weiteres Engagement hät-
ten; allerdings stelle sich die Frage, inwiefern dies 

alles haushaltsmäßig unterlegt sei. – Wir haben heute 
im Kabinett den Haushalt beraten und beschlossen. 
Ich kann Ihnen sagen, dass auch für dieses Antrags-
paket entsprechende Mittel eingeplant sind. Ich danke 
für die bisherige Unterstützung und würde mich über 
weitere Unterstützung aus den Fraktionen heraus 
freuen.

Ehrlich gesagt, ich bin immer froh, wenn Sie als Parla-
mentarier initiativ werden. Die CSU-Fraktion hat ein 
Paket mit 27 Anträgen eingebracht. Das ist doch 
etwas Positives! Das empfinde ich nicht als Kritik an 
meiner Arbeit, sondern – ganz im Gegenteil – als Un-
terstützung. Dafür danke ich insbesondere meinen 
Kollegen Bernhard Seidenath und Jürgen Baumgärt-
ner. Lassen Sie uns daran gemeinsam weiterarbeiten.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau 
Staatsministerin. – Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Die Fraktio-
nen sind übereingekommen, über die Voten der feder-
führenden Ausschüsse abzustimmen. Die 
federführenden Ausschüsse für Wissenschaft und 
Kunst sowie für Gesundheit und Pflege empfehlen zu 
allen Anträgen die unveränderte Zustimmung.

Auf Wunsch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
soll bei dem Antrag auf Drucksache 17/17368 das 
gleichlautende Votum des mitberatenden Ausschus-
ses für Gesundheit und Pflege – ebenfalls unverän-
derte Zustimmung – der Abstimmung zugrunde gelegt 
werden. 

Ich lasse jetzt über die vorgenannten Ausschussvoten 
abstimmen. Wer mit der Übernahme des jeweils maß-
geblichen Ausschussvotums einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Die Gegenstimmen 
bitte ich anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – 
Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese 
Voten. Den Anträgen ist zugestimmt worden.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich darf noch das 
Wahlergebnis der vorhin durchgeführten Richterwahl 
bekannt geben.

Wahlvorschlag Herr Dr. Alexander Neumüller: Es ent-
fielen auf Herrn Dr. Neumüller 125 Stimmen. Mit Nein 
stimmten 5 Abgeordnete. Ihrer Stimme enthalten 
haben sich 21 Abgeordnete.

Wahlvorschlag Frau Mechtild Klein: Es entfielen auf 
Frau Klein 127 Stimmen. Mit Nein stimmten 6 Abge-
ordnete. Ihrer Stimme enthalten haben sich 20 Abge-
ordnete.
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Wahlvorschlag Frau Tatjana Lilienfeld: Es entfielen auf 
Frau Lilienfeld 132 Stimmen. Mit Nein stimmten 3 Ab-
geordnete. Ihrer Stimme enthalten haben sich 18 Ab-
geordnete.

Wahlvorschlag Frau Dagmar Ruderisch: Es entfielen 
auf Frau Ruderisch 127 Stimmen. Mit Nein stimmten 
5 Abgeordnete. Ihrer Stimme enthalten haben sich 
20 Abgeordnete.

Wahlvorschlag Herr Ralf Peter: Es entfielen auf Herrn 
Peter 126 Stimmen. Mit Nein haben 6 Abgeordnete 
gestimmt. Ihrer Stimme enthalten haben sich 20 Ab-
geordnete.

Wahlvorschlag Herr Clemens Lückemann: Es entfie-
len auf Herrn Lückemann 124 Stimmen. Mit Nein 
stimmten 8 Abgeordnete. Ihrer Stimme enthalten 
haben sich 21 Abgeordnete.

Ich stelle fest, dass der Bayerische Landtag Herrn 
Dr. Alexander Neumüller, Frau Mechtild Klein, Frau 
Tatjana Lilienfeld, Frau Dagmar Ruderisch und Herrn 
Ralf Peter zu berufsrichterlichen Mitgliedern des 
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs gewählt hat. 

Herr Clemens Lückemann wurde zum zweiten Vertre-
ter des Präsidenten des Bayerischen Verfassungsge-
richtshofs gewählt.

Der Tagesordnungspunkt 4 ist damit erledigt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die heutige Ta-
gesordnung ist abgearbeitet. Ich schließe die Sitzung. 
– Danke schön. 

(Schluss: 18.37 Uhr)
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